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AlB-Aktuell: Dynamit im Libanon 
Wie sich die Bi lder gleichtn. Im Jahr 191.5/16 war es im Sog des 
israelisch-lgypti$l;hen Sinai-Separatabkommens (September 1975) zu 
einer Eskalierung der Libanonkrisc zum Krieg gekommen. Der Liba· 
nenkriel 001 nicht nur die Gelegenheit zur Ablenkung von den Haupt­
problemen dC1 Nahostkonfklikls (israelische Okkupation, Palästinen· 
.serrechte), sondern zugleich die C hance der Zersplitterung und Schwa· 
chung der arabischen Fronlpartcien. Der damalige Gealtverzicht Ägyp­
tens gab Israel frde H and, sich in den libanesischen Bilrgerkrieg und 
insbesondere den Sturmlauf gegen die Pallstinensisthe fkfrriungsorga­
nisation (PLO) aktiv einzuschalten - als insgeheimer Patron der 
rechulibanesischen Allianz. 
Im Gefolge dtt speklakulJ.ren Separllinilialive Anwar al Sadats wr 
Jahreswende 1911178 entfesselte Israel im März 1978 seinen Sudliba­
nonkriegs:tug, um erkLirtermaßen mit der "PLO Schluß :tu machen" 
(Vertcidigungsminister Ezer Wcizmann). 

Wenn es noch eines Beweises bedurfte, daß auch der im März 1979 ver­
vollstllndigte Scparatfrieden von Camp David/ Washington (siehe AlB 
5/1979, S. 20-23) keinen Schritt zum Nahostfrieden darstellte, so er­
brachte ihn die Zuspitzung der Lage im Libanon im April d.J. 

Haddad.Truppen im Sold Israels 

Israelische und rechu libanesische Strcilkrlfte eröffneten mit Bombar­
demenu auf Nabatiyeh und das pal!stinensische Flilchtlingslager Ras­
hidiyeh am 10./11. April eine neue Offensive. lsraelische Kriegsschiffe , 
KampfflUJZeUle und Artillerie nahmen in der Zeit bis Anfang Mai den 
Silden des Landes unter Dauerbi:schuO, ariffen aber auch Ziele im 
Nordlibanon - z.B. am 23. April das Flilchtlingslaser Nahr al-Bared 
nahe Tripolis - an. Dabei wurden Spliuerbomben und -sranaten ein­
gesem. 
Analog provozierten libanesische Rechtsmilizen Artilleri~gerechte mit 
der syriSth dominierten Arabischen Friedensstreitmacht in Beirut. Is­
raelische Kommandos zerstörten Ende Aprill Anfang Mai innerhalb ei­
ner Woche :t .... ei libanesische Frachtschiffe. Israelische BombadementJ 
gaben schließlich auch dem Sezessionsunternehmen der rcchtslibanesi­
schen Majors 5aad Haddad feuerschutz . Diese Allianz aber reiocht bis 
zum Libanonkriea 1975176 zurflck. 
G~heimkontakte des damaJisen israelischen Verteidigungsministers Si­
mon Peres mit dem Fllhrcr der libanesischen Rech ten, Camille Cha· 
moun, hauen zur militärischen Ausbildunas- und Rllstungshilfe amßen 
Stils seitens Tel Avivs 8efllhrt. Es ging darum, das bis zum Litani rei· 
chende, sog. Falahland unter gemeinsame Kontrolle zu bringen. Dem 
diente auch die israelische SIldlibanoninvasion vom Mlrz 1978 (siehe 
AlB S/ 1978), welche - mit Hilfe der Taktik der "verbrannten Erde" 
und der Masscnvertfeibung - der Präsenz der PLO und der national­
prOgTcssiven Kräfte ein Ende w bereiten suchte. Diese Rechnung ging 
z .... ar nicht auf, aber die Bcsat~er hinterlidlen nach ihrem Abzug Ende 
Juni 1978 im "ges!uberten Gebier' einen neuen separatistischen, pro­
tionistischen Verwaltungsapparat. Kommandeur Haddad gab die 
Grflndung einer sog. SIldlibanesischen ArmC'C' bekannt, die in den von 
ihm kontrollierten Gebieten unter der talSächlichen Regie von etwa 50 
israelischen Instrukteuren, bzw. eines gewinen Oberst Varan (Pseudo­
nym Abou Jaafar) operiert. Sie werden von einer Spezialabteilung des 
israelischen Verteidigungsministerillms unter Ezer Weizmann angelei­
tet. Ihren Sold beziehen die TruppeIl Haddads direkt aus Tel Aviv. 
Die Begin- Regierung opponierte von Anbeginn gegen die von UN­
Sicherheiurat in der Resolution 42S im März 1978 verordne\e Stationie­
rung der 4.000 Mann 5tarken Friedenss trei tkrlfte der Vereinigten Na­
tionen im SIldlibanon (UNIF1L) zwischen den Frontlinien südlich des 
Litan!. Die Verlllngerung des UN IFIL-Mandats im Januar 1979 um 
.... eitere 5 Monate und die fllr den Ap!"il d.J . vorgesehene Wiederherstel­
luni der Präsenz der reaulären libanC$isch~n ArmC'C' in der südlichen 
Region - sie sollte die UNIFIL ablösen - erntete in Tel Aviv ein kate­
gorisches Nein. 
Als die rund SOO Mann der regulI ren libanesischen Armee Mille April 
zum j\,"arsch gen Silden ansetzten, aerieten sie und die UNIFIL­
Streitmacht in ein Bombardement der Separatisten und Israelis. Die 
Rechtsmilizen schlossen nach ihrem Artillerieangrifr auf das UN­
Hauptquartier in Nakoura vom 20. April, um dieses einen Belagerungs­
ring, und blockierten die Zuginge nach Silden. Nur zwei Tage zuvor 
hatte Major Saad Haddad einen SOl. "Freien und unabhängigen Liba­
non" und die "Demission von Prtsident Sarkis" \"erkllndet. 
Schon daß die Proklamation dieses Separatstaates und damit die Tei· 

lung des Libanon von israelischem Boden - dem Grenzon Metulla­
aus geschah, weist Israels herrschende Kreise als die eigentlichen Ma­
cher aus. Beim dortigen Treffen halle Israels Verteidigungsminister 
Weizmann mit Haddad das Komplott abgestimmt und diesen einen 
" Partner der israelischen Ziele" genann t. In einem Radio- In terview 
vom 21. April erläuterte Weizmann dann, daß es dabei um die " Wich­
tiakeit eines SicherheitsgUrteIs im SIldlibanon fllr Israel" (EI Moudja­
hid, Algier, 22.4.(979) gehe. 
Er vergaß zu erv.·ähnen, daß das ßc:gin- Regime und seine rechtJlibanesi­
schen Alliierten das sIldlibanesische Territiorium lediglich als Aus­
gangsbasis fllr eine weitreichendere Libanonexpansion erachten. Die 
andauernden militlrischen EskalalionsbemUhungen Israels im Restli­
banon tielen auf landes .... eite Destabilisierung, die - im Geheimab­
kommen von Camp David projektierte - Austreibung der syrischen 
Friedenstruppen und die Auslösung eines neuen Libanonkrieges: Auf 
diesem Wege hofft man, den Traum von der Liquidierung des paläst i­
nensischen Widerstandes und der nat ionalprogressiven libanesischen 
Bewegung doch noch verwirk lichen zu können. Augenblicklich kann 
sie sich dabei zumindest auf den von Camille Chamoun gefllhrten FIU­
gel der libanesischen Konservativen st lltzen, der Haddads Altacke ge­
gen den Aufmarsch der regulären ArmC'C' und die UN IFIL-Truppe un-
terstUtzte. 
Konkrete Hilfstellung erhielt das libanesische Tei llingsprojekt im arabi­
schen Raum ausschlidllich vom Ilyptischen Sadat-Reaime. Sadat 
sandte llber 70 Militlrberater und intensivierte die Waffcnlieferunl an 
die Armee Haddads. In Paris fanden Geheimgesprtche zwischen Spit­
zen der libanesischen Falange-Partei und des ägyptischen Außenmini­
steriums statt. 
Die neue Eskalation im Libanon enthlillt sich SO als die erste bittere 
Frucht des 5eparatgeschäfts von Camp David/ Washington. Es offen­
bart die wahre Natur des von den USA bewerkstelligten Nahost"frie­
dens". Hier konkretisiert sich die koordinierte Strategie der Allianz 
USA- Israel-Ägypten zur kriegerischen Ausschailung aller "radikalen" 
Elemente, wie die Geheimklauseln von Camp David formulierten. 
Eben das hatte der PLO-Vorsitzende Vassir Arafat im Auge, als er die 
AutonomieerkUlrung filr den SIldlibanon als \'on der Carter­
Administration inspiriert und Haddad als blo"e "Schachfiaur der 
USA" (ebenda, 22.4.1979) anklagte. Arafats Prognose jedenfalls, Us. 
Prlsident Caner habe mit seiner Nah05tinitiative vom März 1979 zum 
Abschluß des israelisch-ägyptischen Separatfriedens Dynamit in die 
Region geschleudert, fand im Libanon rasche Bestätigung. 

Sep",,,tiJIenluhtt'r M%r Haddaa 
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Türkei 
'Der I. Mai 1979 stand in der TUrkei im Zeichen des Kriegsrechts. Das von Ministerprlisident Bület Ecevir und den NATO-Generlilen 
verMngte Verbot der Mai/eiern mündete in ArmeeinsiUze gegen demonstrierende Arbeiter in ISlOnbul, bei denen 7 Menschen get6tet 
und 50 verletzt wurden, und führte zur Verhaftung von in Istanbul J/ 39, in Ankaro 665 Demonstranten. Wie der abschließende Bei­
trag unserer Türkei-Serie (I. Teif in A IB 2/ 1979) zu den 70er Jahren if{ustriert, sind diese Vorkommnisse symptomatisch/ur die deneil 
explosive Situation im Lande. Wahrend die Ecevit-Regienmg der · faschistischen Gefahr zaudernd begegnet. m/t sie energisch nach 
einem wirtschaftlichen Hiljsprogramm seitens der Westmtlchte. General Hajg, NA T()'Oberbejehlshaber in Europo, engagierre 
sich/iJr einen "zweiten Marshall-PlanjUr die TiJrkei" in HlJhe von ca. 20 Mrd DM, um sie gegen revolutionOre "ErschfJrterungen" 
wie im Iran zu immunisieren und als NATO-Vorposten gegen das sozialistische Lager "swbil" zu machen. Von derOECD­
FinanZ$pritze in HlJhe von insgesamt 500 Mio Dollar will Bonn alleine 150 Mio bereitstellen. 

Kemal Sahin 

Von Atatürk zu Ecevit (5. Teil) 
Nach dem Sturz der Menderes-Regierung im Jahre 1960 hatten 
sich die Verfechter einer längerfristig angelegten, an der Indu­
strialisierung orientierten Wirtschaftspolitik durchgesetzt. Die 
von Fall zu Fall beschlossene und daher oft widerspruchsvolle 
Politik der Menderes-Ära (siehe AlB 5/ 1979, S. 17-19) hatte 
zu einer unterträglichen Vergeudung der Ressourcen geführt. 
Es lag d'aher durohaus im Interesse der Bourgeoisie und des Im­
perialismus, daß nunmehr das " Prinzip der Wirtschaftspla­
nung" (vergleichbar z.B. der staatsmonopolistischen Planung 
in Frankreich) in der neuen Verfassung von 1961 verankertwur­.,. 
Die Okonomische Macht der Großgrundbesitzer ging von 1960 
an zugunsten des Industrie- und des HandelskapitaJs zurück. 
Die Industrie jedoch, die in diesen Jahren aufgebaut wurde, 
war in mehrerer Hinsicht von den imperialistischen Zentren ab­
hängig (siehe auch Tabelle). 
Diese Abhängigkeit kam erstens in den Eigentumsverhältnissen 
zum Ausdruck. Es inveslierten die Vertreter der Kompradoren­
bourgeoisie gemeinsam mit den imperialistischen Monopol~n in 
Joint-Ventures (Gemischtumernehmen). Auf diese Weise 'gerie­
ten die Schlüsselpositionen des privaten Sektors der türkischen 
Industrie unter die Kontrolle des auslaridischen KapitalS und 
der türkischen Großbourgeoisie, obwohl rein quantitativ die' 
ausJandischen Investitionen gering waren. 
Zweitens bestand die Abhängigkeit auch in technischer Hin­
sicht. Es wurden lediglich die letzten Stufen der Produktion der 
langlebisen Konsumgüter in die Türkei verlagert, die bis dahin 
importiert worden waren, d.h. eine Montageindustrie errichtet. 
Damit ging zwar der Anteil der Konsumgüterimporte an den 
Importen insgesamt zurück. Da aber der Aufbau der Schwerin­
dustrie hintertrieben wurde, mußte man immer größere Mengen 
von Vor- und Zwischenprodukten importieren. Nach Berech­
nungen türkischer Expertep betrug der Importanteil an den 
Endprodukten dieser Betriebe Im Durchschnitt weit mehr als 

""". ' 
Durch wachsende Gewinntransfers und durch extrem überhOh· 
te, Verrechnungspreise stellten die Auslandsmonopole eine zu· 
Sltzliche Belastungsquelle für die Devisenreserven des' Landes 
dar, Das HandelsdeflZit wuchs unentwegt, das Land mußte sich 
immer starker verschulden. Auch diesmal nutzten die imperiali· 
stlschen Gläubiger die Gelegenheit, um ihre Okonomischen Po­
sition.en auszubauen. 1970 mußte die Demirel-Regierung eine 
Ah.!':~rtung von 39'10 und eine Beschränkung der Subventionen 
(vor allem an die Großgrundbesitzer) akzeptieren. 
9leichzeitig begannen die sich seit dem Ende der 60er Jahre her­
auIbi1denden ~onopolgruppen direkter in das p'olitische Leben 
efDI:usreifen. AnfIUlJ 1971 wu~de~ .. Verein der Türkischen In-
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dustriellen und der Unternehmer (TOSlAD) gegründet. der die 
. interessenorganisatiori der monopolistischen Bourgeoisie dar­

stellt. Die Spaltung des bOrgerlichen J.,.agers widerspiegelte sich 
auch in der Gründung drei neuer rechtskonservativer 'Parteien, 
die sich heftig bekämpften . 
Der Druck der antiimperialislischen Bewegung auf der einen 
und der Widerstand der nichtmonopolistischen Bourgeoisie auf 
der anderen Seite zwang die Großbourgeoisie, ihre Herrschafts­
methoden zu ändern. Es begann der systematische Abbau der 
demokratischen Rechte und Freiheiten. Dabei stUtzte sie sich 
auf die reaklionären Generäle, die die Spitze der Armee kon­
trollletten. Bereits 1966 hatte der Abgeordnete Haydar Tuncka­
nat vor dem Parlament einen Geheimplan des US-Geheimdien­
stes CIA enthüllt, der die .. Säuberung" des Staatsapparates 
von fortschrittlichen Persönlichkeiten und die Spaltung der an· 
tiimperialistischen Bewegung vorsah. 
Bei der Verwirklichung dieses P lanes nützte die Bourgeoisie die 
Schwächen der amiimperialislischen Bewegung geschickt aus. 
Zu diesen muß an erster Stelle die Schwächung der Türkischen 
Kommunistischen Partei (TKP) gezahlt werden, die vorüberge­
hend Verbindung mit der sich entfaltenden Massenbewegung 
weitgehend verloren hatte. ·Dadurch konnten sich rechts- l,md 
.. links"opportunistische Strömungen relativ ungehindert ver­
breiten . 
Die legale Arbeiterpartei (TIP) war auch nicht imstande, eine 
KJarung der ideologiSChen und politischen Positionen herbeizu­
führen. Der eng mit dem ClA.di mJranischen SA V AK und dem 
israelischen Geheimdienst zusammenarbeitende türkische Ge­
heimdienst MIT benutzte den Maoismus und andere Spielarten 
des Antisowjetismus, um die antiimperialistischen und demo­
kratischen Kräfte zu spalten. Gleichzeitig beganrfmM mit der 
Organisierung und Bewaffnung faschistischer Banden, die un· 



terstützt vom Geheimdienst gezielte Mordanschläge gegen die 
Vertreter der antiimperialistischen Jugend- und Arbeiterbewe­
gung unternahmen. 
1970 bereitete die Demirel-Regierung ein Gesetz vor, das die 
Auflösung der fOflSchrittlichen Gewerkschaften zum Ziele hat­
te. Die Arbeiterklasse beantwortete diesen Angriff mit Arbeits­
niederlegungen und Demonstrationen. Am 15. und 16. Juni 
1970 demonstrierten fast 100000 Arbeiter und Arbeiterinnen, 
einem Aufruf des progressiven Gewerkschaftsbundes DISK fol­
gend, gegen die reaktionären Gesetze. Sie jagten die Polizisten, 
die auf sie feuerten, in die Flucht und überwanden die Straßen­
sperren der Armee. 
Die Regierung verhängte Ober Istanbul das Kriegsrecht. Hun­
derte von Gewerkschaftern wurden verhaftet und vor Kriegsge­
richte gestellt, 5000 Arbeiter auf die Straße geworfen. Die 
Kampfentschlossenheit der Arbeiterklasse, die auch mit dem 
Kriegsrecht nicht zu brechen war, hatte der Bourgeoisie einen 
tiefen Schreck eingejagt. Vor allem aber mußten alle patrioti­
schen und demokratischen Kräfte die Arbeiterklasse als die ei­
gentliche Kraft des Kampfes für Demokratie und nationale Un­
abhängigkeit anerkennen. 

Militärregime "on " Fachleu ten" 1971- 73 

Dennoch konnten die reaktionären Generäle an der Spitze der 
Armee, die die Uneinigkeit und Verworrenheit der fortschriuli­
ehen Kräfte auszunutzen wußten, im März 1971 den Vorberei­
tungen antiimperialistischer Offiziere für einen Staatsstreich zu­
vorkommen: Sie zwangen Demirel mit einem Ultimatum zum 
Rücktritt und setzten eine Regierung von sog. "Fachleuten" 
ein, die ein angebliches Reformprogramm verwirklichen soll­
ten. 
Zehntausende von Menschen wurden verhaftet und brutal ge­
foltert. Viele wurden auf offener St raße ermordet. Die Arbei­
terpartei und zahlreiche andere demokratische Organisationen 
wurden aufgelöst. Ihre Führer, Gewerkschafter, Lehrer, Hoch­
schu ldozemen, Schriftsteller, Arbeiter und Studenten wurden 
zu langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt. Die Militärgericht 
verhängten Dutzende von Todesstrafen. Die Verfolgungen rich­
teten sich auch gegen das kurdische Volk (siehe Kasten), dem 
selbst der Gebrauch der eigenen Sprache verboten war. 
Unter dem Druck der Militärs wurden über 40 Artikel der Ver­
fassung geändert und die demokratischen Rechte und Freihei­
ten weitgehend eingeschränkt. Trotzdem gelang es der Reaktion 
nicht, das Zustandekommen einer breiten demokrat ischen Op­
posilonsbewegung, die sich insbesondere gegen die Todesurteile 
und gegen die Folterungen richtete, zu verhindern. Die Streik­
bewegung der Arbeiter nahm zu. 
Das sog. " Reformprogramm" , das vor allem die Interessen der 
großen Monopolgruppen zum Ausdruck brachte, scheiterte am 
Widerstand der Vertreter des Handelskapitals und der Groß­
gru ndbesitzer, die im Parlament dominierten. Angesichts des 
Widerstandes der demokratischen Krä fte beteiligte sich ein gro­
ßer Teil der nationalen ßourgeoisie an der antifaschistischen 
Bewegung, wobei sie die Republikanische Volkspartei (eHP) 
unterstützte. 
Unter dem Eindruck ih rer wachsenden Isolierung und der Unei­
nigkeit in den eigenen Reihen sahen sich die reakt ionä.ren Gene­
räle gezwungen, im Herbst 1913 das Kriegsrecht aufzuheben 
und Parlamentswahlen abzuhalten. Die e HP, die von allen de­
mokratischen Kräften unterstützt wurde, ging aus diesen Wah­
len als stärkste Partei hervor, konnte aber die absolute ~'I ehr­

heit nicht erreichen. Nach einer über zwei Monate andauernden 
Regierungskrise bildete Ecevit mit der Nationalen Heilspanei, 
die auf den rückständigen Teilen der analolischen Bourgeoisie 
fußt und den Unmut der Mittelklassen gegen den Druck der 
Kompradorenbourgeoisie in ei ne reak tionäre Richtung zu kana­
lisieren versucht, eine Regicrungskoalilion. 
Das Scheitern der Versuche, die demokratische Massenbewe­
gung mit Hilfe der NATO-Generäle unter Kontrolle zu bringen, 

sowie die Niederlage der in sich zersnittenden Rechtskräfte bei 
den Parlamemswahlen 1913 leitete eine neue Phase der politi­
schen Kräfte cin. Zugleich stieg das organisatorische und das 
ideologische Niveau der Arbeiterklasse rasch an. Entscheidend 
war dabei die Zunahme des Einflusses der TKP, die sich zur do­
minierenden Kraft in der Arbeiterbewegung entwickelte. Die 
fortschrittliche Gewerkschaftsbewegung, repräsentiert durch 
die DISK, verzeichnete einen stürmischen Aufschwung. 
Im bürgerlichen Lager bildeten sich zwei Zentren heraus: Die 
Führung der Republikanischen Volkspanei unter B. Ecevit ver­
trat eine sozialpartnerschaft liehe Linie und warb für die Inte­
gration der Arbeiterbewegung mit den "modernen Methoden" 
des Reformismus. Ihr kürzlich erfolgter Beitritt zur Sozialisti­
schen Internationale ist der sichtbare Ausdruck dieser neuen li­
nie. 
Gleichzeitig entstand eine uhrakonservative Sammlungsbewe­
gung. die von der Gerechtigkeitspartei unter dem langjährigen 
Ministerpräsidenten Demirel und der neofaschistischen Partei 
der Nationalen Bewegung (M HP) unter dem ehemaligen Hitler­
Agenten A. Türkei dominiert wird (siehe Kasten). 
Nach dem Rücktritt der Ecevit-Regierung iMolge der Zypern­
Invasion im Sommer 1914 (Eeevit hatte die Regierungskrise 
selbst ausgelöst, da er sich einen leichten Wahlsieg mit Hilfe der 
nationalistischen Welle im Zuge der Zypernkrise versprach) 
wurde die von Demirel gcfUhrte Regierung der Nationalisti­
schen Front gebildet, in der alle reaktionären Kräfte des bürger­
lichen Lagers vereinigt waren. Diese Nationalistische Front 
setzte von Anfang an auf die terroristische und fasc histische 
Variante zur Lösung der Widersprüche, die sich insbesondere 
im Zusammenhang mit der ab 1913 einsetzenden allgemeinen 
Wirtschaftskrise des imperialistischen Systems immer mehr ver­
schärften . 
Eine große Anzahl von Gesetzesvorlagen zur weiteren Ein­
schränkung der demokratischen Rechte und Freiheiten wurden 
im Parlament eingebracht, darunter das Gesetz zur Aufrechter­
haltung der sog. "Staatssicherheitsgerichte" , die eine verschlei­
erte Form der Militärtribunale des Kriegsrechts darstellten. 
Gleichzeitig begann die regelrechte Überflutung des Staatsappa­
rates mit Anhängern der MHP. Die einsetzende fasch istische 
Terrorwcl1e forderte jeden Monat Dutzende von Menschenle­
ben. 

Zuspilzu ng der Wirtsc haftskrise 

Trotzdem konnten sie nicht verhindern, daß die nationaldemo­
kratische Bewegung immer breitere Kreise des Volkes ergriff. 
Am I. Mai 1916 organisierte die DISK in Istanbul die erste gro­
ße Maikundgebung scit 1925, an der sich fast 500 000 Men­
schen beteiligten und so das 51jährige Verbot der Maifeiern 
durchbrachen. Im September 1916 rief die DlSK zum ersten Ge­
neralstreik des Landes auf, um die Verabschiedung des Gesetzes 
über die Staatssicherheitsgerichte zu verhindern. Die wiChtig­
sten Industriezentren und die kommunalen Betriebe vieler 
Großstädte traten in den Streik. Angesichts der Kampfent­
schlossenheit der Arbeiterklasse nahm auch die Republikani­
sche Volkspartei eine konsequente Haltung ein: Die Nationali­
stische Front konnte das Gesetz nicht verabschieden, obwohl 
sie die Mehrheit im Parlament besaß. Die Niederlage der Natio­
nalistischen Front in dieser wichtigen Frage fiel mit dem wach­
senden politisch-..... irtschaftlichen Druck des Imperialismus und 
der Zuspilzung der ökonomischen Probleme zusammen. 
Sie werden noch verschärft durch eine for tschreitende 'Mili tari­
sierung. Die Rüstungsausgaben haben sich im Zeitraum 
1949-14 auf das 5,3 fache erhöht und steigen seitdem noch 
schneller (Zypern!). Der Anteil der Riistungsausgaben am Brut­
toinlandsprodukt liegt höher (1974: 3,9070) als der Durchschnitt 
der europäischen NATO-Slaaten (1974: 3,1I1fo).2 
Bereits ab 1911 konnte die Türkei ihre Tilgungsrate für die Ab­
tragung der Auslandsschulden nicht mehr begleichen und die 
notwendigen Importe zur Aufrechterhalt ung der Investitionen 
und der laufenden Produktion nicht mehr täligen. So fiel der 
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durchschnitt liche Auslastungsgrad der Industrie auf ca. 50'7_, 
zehntausende von Arbeitern wurden entlassen, die Arbeitsl0-
senrate stieg nach offiziellen Aussagen auf 20070, die Lebenshal­
tungskosten vertcuenen sich jahrlich um 70'10. 
Wahrend die Realeinkommen der Lohn- und Gehaltsempflln­
~r drastisch beschnitten und viele kleinere und mitllere Betrie­
be stillgelegt wurden, erreichten die Profite der großen Mono­
polgruppen RekordhOhen. So konnten z.B. z ..... ei große Firmen 
der Monopolgrup~ K~, Otosan (Fahrzeugbau) und A~elik 
(Elektrogeräte) rUr 1978/79 eine Dividende von 130 bzw. 110'7, 
ausschlllten.) 
In dieser Situation, in der die Auslandsschulden nach Aussagen 
der türk i~hen Regierung 19 Mrd Dollar, nach Aussagen von 
Londonet Finanzkreisen 26 Mrd Dollar (Stand Mine 1978) er­
reicht haben und in der die Verschuldung monatlich um 60 Mio. 
Dollar zunimmt, 4 stell ten die inlernationalen Großbanken s0-

wie die vom Imperialismus kOnlroliieTien Organisationen wie 
der internationale Währungsfonds ( IMF)! Bedingungen für die 
Vergabe von wei teren Krediten: I . Drast ische AbweTiung der 
tUrk.ischen Währu ng, l ohnstopp, Erleichterungen fU r das aus­
lä ndische "Kapital (diese Maßnahmen sollen die Profitaussichten 
des ausländsichen Kapi tals in der Türkei verbessern). 2. Ein­
schränkung der Investit ionen des staatlichen Sektors (d.h. auf 
den Aufbau einer Schwerindu;trie soll ... erzichtet und die Ursa­
che der jetzigen Krise, d ie abhä ngige St ruktur der Industrie, 
perpetuieTi werden). 3. Keine Ausweitung der wiTischaftlichen 
Beziehungen mit der UdSSR (die Abhängigkeit vom Imperialis­
mus soll nicht in Frage gestellt werden). 4. Beseitigung der Ver­
luste des staatlichen Sektots (di~ Verluste, die eigenllich Sub­
ventionen an Großgrundbesitzer und an die mitt lere Bourgeoi-

.-----Die Kurdenfrage!---
Neben anderen nationalen Mi"derhdten leben in der TOrkei etwa 8 
Mio Kurden in dnem gCO&rlphiS<h zusammenhängenden Gebiet im 
Osten (Kurdistan). Die jahnehntelange Unlerdr1ltkung du~h die tür­
kische Bourgeoisie, die oft äußerst blutige Formen angenommen hat, 
konnte den WiderSlandswillen des kurdischen Volkes nitht bre<:hen. 
Die offizielle Politik der tUrkischen Regierungen heißt heUle gewall­
same Assimilation: Die EKistenz von Kurden wird geleugnet. Das hin­
dert die Regierung jedoch nicht daran, die angebJiche Gefahr eines 
kurdischen Aufstandes als Vorwand ru r die Beschneidung demokrati­
scher Rechte und Freiheiten zu benutzen, wie z. B. jOngst (27. 4. 
1979) bei der Ausdehnung des fUr 13 Provinun gOltigen Kriegsre<:his 
auf 6 weitere Provinun, die alle iu K~rdlttan liegen. 
Man spricht ... on ei .. er "Spaltungsgefahr fUr die Nation" die angeb­
lich vom Ausland gesteuen werden soll. Den Kurden wird nicht nur 
jeglicher Unterrid\! in ihrer Muttersprathe ... erweigen: In den Augen 
der Herr5Chenden matht sich bereil$ jeder .. schuldig", der sich selbst 
ab Kurde bezeichnet, kurdisch sprechen will, oder aber bloß auf die 
Ex.islenz des kurdischen Volkes hinweist. .In den kurdischen Gebieten 
der TQrkei herrscht stlndig ein de-faeto Kriegsre<:ht. 
Die Bourgeoisie hat diese Gebiete a~cflllich in dnem auBerst rtItk­
stlndigen Zustand gehalten. Es gibt keinerlei Industrie, keine Infra­
struktur; die ärztliche Versorgung ist vOllij unzureichend. Die Ar­
beil$losiglr.eil und der Analphabetismus erreichen die hOch.sten Wer-

". 
Die kurdiS<he Oberschicht von halbfeudalen Großgrundbesitzern hat 
sich &eit Jahrzehnten mit der tUrkischen Großbourgeoisie und dem 
Imperialismus ... erbUndet. Andererseits ist der Kapitalismus allmJ.h· 
lieh auch in diese Gebiete einjedrungen und hat hier zur HerausbiI­
du", einer kurdi5Chen Bourgeoisie gefUhrt. Die brutale Unter­
dr1ltkungspolitik der tUrkis<hen Regierungen erleichtert es einem Teil 
der kurdi5Chen Bourgeoisie, mit separatistischen Losungen die kurdi­
schen Werklltigen zu verwirren. Ebenso nimmt der Chauvinismus, 
das Gerede ... on der "Spaltungsgefahr der Nation" in der Demagogie 
der tUrkiKhen Bour,eoisie cinen withtigen Platz ein. 
Die UlIU", der nationalen Frage auf der Basis der Anerkennung de.s 
Sclbstbestimmuhgsrt<:hts des kurdis<hen Volkes ist ein wichtiger Be­
Slandteil des Kampfes fIIr eine forl5Chriulklle Demokratie in der TUr­
"ci. Der gemeinsame Kampf tOrki5Cher und kurdischer Arbeitet hat 
in der Gewerkschafl$bewegUfla eine lange Tradition, und er ... erzeich­
nete in den letzten Jahren gerade aueh in der Jugendbewegung be­
athtliche foruchrine . 

& 

Zu den Ursachen des türkischen Handelsdefiziles: 
Indikatoren wirtschaftlicher Ab hängigkei t 

Struktur der versrbeilt nden InduJtm du Tiirkri im Vergleich mil an· 
deren Undern ('lt ) 

Türk ei 
(1 977) 

KonsumgUterindustrie 49,0 
Z .... ischenprodukteindust rie 37,7 
InvestitionsgUterinduslrie 13,3 

" . pitalist. En.wiek!. Soziatist . 
IndustfK-. Ulndtt Llnder 

.... -
22,8 
35,3 
41,9 

33,6 
41,9 
24,S 

24,9 
26,7 
48,4 

(Qu<\Io:: -"'_ E,,, Ecor>omic 0; ..... lon6on. 16. 1. Im. $ . '7) 

Struktur der türkiSChen Imponc.in .,. (1977) 

KonsumgUter 3,07 
Zwischenprodukte S8,02 
Investit ionsgUter 38,91 
lQutUe: Ji·IIIII,ml. "'n~III. NI . Wt97S. S. l') 

sie darste llen, sollen der Großbourgeoisie zu fließen). Die Tü r­
kei soll sich auf die Entwicklung der landwirtschaft und einer 
arbeitsintensiven KonsumgUterindust rie konzentrieten, die 
dureh Produktionsverlagerungen imperialistischer Monopole 
zu schaffen wäre.' 
Dieses klare Winschartsprogramm hat ebenso klare polilische 
Implikationen: lohnstopp und Einschränkung des Massenkon­
sums setzen die Ausschaltung der Gewerkschaften; die Außer­
kraftsetzung der ohnehin nur ansatzweise vorhandenen demo­
kratischen Re<:hte und Freiheiten voraus. Der Ausweg, den die 
Monopolbourgeoisie im Verein mit dem Imperialismus ansteu­
eTl, heißt deshalb Faschismus, in offener oder verschleierter 
Form. 

Faschismustrtnd und die EcevU-Regierung 

Die weitsichtigeren Vertreter der Großbourgeoisie erkennen je­
doch, daß in der Türkei mit ihrer langen Grenze zur UdSSR 
und zu Bulgarien die Ausstrahlungskraft des realen Sozialismus 
bereits heute so stark ist, daß eine nackte Diktatur etwa nach 
der Art Brasi liens auf die Dauer zu einem unhaltbaren Zustand 
füh ren mUßte. Diese Kreise fo rdern eine', ,parlamentarische LO­
sung", deren Kernstück das Zusammengehen der beiden gro­
ßen bürgerl ichen Parteien, der Gerechtigkeitspartei und der Re­
publikanischen Volkspartei, bilden müßte. Dem re<:hten e HP­
Flügel fällt dabei die Aufgabe zu, durch sozialpartnerschaftli­
ehe Demagogie und durch Spaltung die Gewerkschaften und 
die anderen großen demokratischen Organisationen kampfun· 
fähig zu machen. 
Die Republikanische Volkspanei stellt seit Anfang 1978 ge­
meinsam mit I 1 Unabhängigen, die aus der Gerechtigkeitspartei 
ausgetreten sind, die Regierung. Ursprünglich' von Kemal Ata­
türk gegründet , hat di~ Partei (siehe Alb 4/ 1979, S. 20-22), 
deren soziale Basis sich aus der nationalen Bourgeoisie, den 
Kauneuten, den mitt leren und kleinen Unternehmern, den pa­
triotischen Offizierskreisen und der bürgerlichen Intelligenz 
zusammensetzt? als Antwort auf das Erstarken der Arbeiter­
klasse und der antiimperialistischen Bewegung die reformisti· 
sehen Elemente ihrer Programmatik ausgearbeitet und 
systematisiert. 

Der von B. Ecevit seit Anfang der 60er Jahre vorsichtig eingelei­
tete übergang auf sozialdemokratische Positionen wurde insbe­
sondere in den Jahren der Opposition gegen das Militärregime 
(1 971-73) beschleunigt. Seit der übernahme der Regierung 
vollzieht die rechte Führungsgruppe um Ecevit ein wirtschaftli­
ches "Stabilitätsprogramm" , das trotz gegenteiliger BehauJ>­
tungen im wesentlichen dem imperialistischen Diktat ent­
spricht: Die Interessen der großen Monopole und des ausUl.ndi­
schen Kapitals werden nicht angetastet, von den Hbeitenden 
Menschen dagegen wird eine immer grOßere "Opferbereit-



r----Faschistische Gefahr in der Türkel-----, 
Die historischen Wurzeln des Rechtsextremismus in der TOrkei sind 
der Panislamismus und der Turanismus (Turan: Bezeic.hnung roT das 
Großtlirkische Reich, das nach den "Plänen" der türkischen Fascht· 
Siell alle tatsachlichen oder angeblichen Turkvölker umfassen und die 
Welt beherrschen soll). 
Wlihrend die Massenbasis der islamischen RichlUng sich traditionell 
in den anatolischen Kleinstädten befindet, appellieTlc der Turanismus 
an die Intellektuellen, an die Offiziere, die Beamten und die bllrgerli­
ehe Jugend. Bis 1950 profitierte der Turanismus - er trug nach 1933 
bereits faschistische ZOge - von dem herrschenden, oft chauvinisti­
schen Nationalismus. obwohl der Kemalismus das expansionislische 
Programm des Turanismus ablehnte. Die islamische Rkhtung dage­
gen, die sich mit dem Osmanischen Reich und dem Khalifen stärker 
identifizierte, wurde bis 1950 bekämpf\. 

TürkerAnhänger: S, Kolonne von Nazis wie CIA 

Während des 2. Weltkrieges spielten die nunmehr zu offenen Anhän­
gern des Nazismus gewordenen Tumnisten eine schmähliche Rolle als 
5. Kolonne des 3. Reiches. In dieser Phase begann auch die politische 
Aktivität von Alparslan Türke~, dem jetzigen Vorsitzenden der Partei 
der Nationalen Bewegung, dessen Name in einem Schreiben der 
OKW Ausland/ Abwehr an das Auswärtige Amt vom 15,10,1944 als 
einer der wichtigsten Verbindungsmänner Hiller-Deutschlands ge­
nannt wurde. 
Ab 1950 nahm die Rolle der islamischen Richtung relativ zu und es 
vollzog sich eine Annäherung der beiden StrOmungen auf antikom­
munistischer Grundlage. Dabei leiste der CIA Schrittmacherdienste. 
Mit dem in den 60er Jahren einsetzenden Bemühen, eine Massenbasis 
innerhalb der Werktätigen zu gewinnen, griffen die Neofaschisten 
stärker zum Islam. 1965 erkUlrle Türke$ auf einem Parteikongreß, 
daß der "Islam die Religion der türkischen Nation" sei. 
Bis 1965 trat der Neofaschismus in der Türkei nicht mit einer eigenen 
Partei auf. Es gab eine Vielzahl von Vereinen, die im wesentlichen 
propagandistische Aufgaben wahrnahmen. Daneben existierten Ge­
heimorganisationen in der Armee (bekanntester Anführer T ürkes 
selbst), die auf eine Machtübernahme mit Hilfe eines Putsches im ge­
eigneten Augenblick abzielten. Bekannte Vertreter des Rechtsextre­
mismus beider Spielarten waren zuerst in der Demokratischen Partei 
von Menderes, später in der GerechtigkeilSpartei von Demirel aktiv. 
1965 übernahm Alparslan Türke$ eine kleine Rechtspartei uni:! be­
gann diese zur selbständigen neofaschistischen Partei, der Partei der 
Nationalen Bewegung (fo,I HP), zu formieren. Ihr Programm knüpft 
ganz offen an die Traditionen des italienischen und deutSchen Fa­
schismus an. Man begann mit der Organisierung von paramilitäri­
schen J ugendverbänden, die in sog. J ugendlagern Nahkampf­
Lehrgänge abhielten. Hier wurden die Kader der heutigen terroristi­
schen Banden ausgebi ldet. 
Bei den Wahlen von 1969 und 1973 hatte die neofaschistische MHP 
keinen Erfolg. Sie konnte lediglich 2 Sitze gewinnen. Erst nach der 
Grfindung der Nationalistischen Front im Jahr 1975, der einsetzen­
den Terrorwelle in großem Maßstab sowie mit Hilfe der neuen Posi­
lionen im Staatsapparat konnte sie 1977 dann 16 Sitze erringen. In 
der Nationalist ischen-Front-Regierung unter Demirel 1975-77 fun­
gierte Türke, als stellvertretender Ministerpräsident. 
Für die Einschätzung der neofaschistischen Bewegung in der Türkei 
muß beachtet werden, daß sich noch ei ne ganze Reihe von führenden 
Neofaschisten in der Geret:htigkeitspartei befinden und es zwischen 
dieser Partei und der MHP eine enge Zusammenarbeit gibt. Desglei­
chen kam es in den letzten Jahren zur imntcr offeneren Zusammenar­
beit mit den Maoisten. 
Die Terroranschläge der MH P werden von den türkischen Geheim­
diensten technisch und organisatorisch unterstützt. Eine besondere 
Rolle spieh die illegaleKonterguerilla-Organisation, die innerhalb des 
türkischen Generalstabes nach den VorSChriften der US-amerikani­
schen Einheiten für "Konterrevolutionäre Kriegführung" gebildet 
worden iSI. In dieser Organisation, im Geheimdienst, unter der 
NATO-Generalität und in der Polizei halten MHP-M itglieder wichti­
ge Schlüsselstellungen besetzt, sodaß die Ecevit-Regierung nicht in 
der Lage iSI, sich im Kampf gegen den Terrorismus dieser Organe zu 
bedienen. Sie hat bis heute keine konsequenten Schrille unternom­
men, um den Staatsapparat von Neofaschisten zu säubern. 
Die verdeutlichen zwei Beispiele: Am I. wurde 

Maifeier, 

Plakat ~er • Grauen Wölfe' 

verband LJ ISK aufgerufen hatte und an der üDer I/ l MIO Menschen 
teilnahmen, in einer gemeinsamen Aktion des Geheimdienstes , der 
NeofaSChisten und der Maoisten von den umliegenden Gebäuden mi­
nutenlang mit autontatischen Waffen beschossen. Es starben 38 Men­
schen, Bis heute gelang es der Staatsanwaltschaft nicht, einen einzi­
gen der Täter zu finden, obwohl die fortschrittliche Presse sogar die 
Namen einiger ant überfall beteiligter Geheimdienstoffiziere benann­
le und einige Verd3chtigte an Ort und Slelle festgenommen worden 
waren. 
An Weihnachlen 1978 richteten faschistische Kommandos in der 
ostanatOlischen Stadi Kahramanmaras ein Blutbad an, bei dem ca. 
200 wehrlose Frauen, Kinder und Männer brutal ermordet wurden. 
Die Ecevit-Regicrung war bis heute nicht in der Lage, den verant­
wortl ichen Oberst der Gendarmerie, der an der Spitze seiner Einhei t 
dem Massaker Pate stand, zur Verantwortung zu ziehen. Er konnte, 
trotZ einiger Versuche des Innenministers nicht einmal w einem ande­
ren Ort strafversetzt werden. 

" ... und dann kommen wir!" 

Der Terror wird von den paramilitärisch ausgebildeten und bewaffne-
ten Organisationen der MHP ausgeführt. Dazu l.B. 
"Idealisten Vereine" (ülkü Ocaklari) und die 
bände, voran die berüchtiglen "Grauen Wölfe". 
dieser Organisationen, Ibrahim Dogan bzw. Ali 
rechtskräftig verurteilte Mörder, die nur aufgrund der 
slie 1973 vorzeitig entlassen wurden. Oft werden noch nicht 
ge J ugendliche als Schergen für faschistische Anschläge benutzt: 
teih ihnen lediglich die Namen und die Adressen ihrer Opfer, ~eprä­

sentanten demokratischer Organisationen bis hin zu hohen Staatsbe­
amten, mit. Um sich das Ausmaß des Terrors zu verdeutlichen, 11 
man die Zahl von fast 1.000 Mordopfern allein im lahr 1978 
10, 1975: 37, 1977: 319) mit den 1883 Opfern vergleichen, die 
Bürgerkrieg in Nordirland in zehn Jahren (1969-79) gefordert hat. 
General a. D. Kemal Ersun . einer der Organisatoren der Kontergue­
rilla in den Streitkräften, kenllzeichnete den Weg zur faschistischen 
Machtergreifung so: ... O'~"h .S.',-"",,,.,,;;?~,,,,, '~;d,""';;~lh'M.~~,,~ I 
einen Bürgerkriegszustand schaffen - und dann kommen wir." Und 
Alparslan Türkei prophezeit: " Im Falle eines offenen Kampfes kön­
nen wir auf 5 Mio Bewaffnete zählen." 



schaft" verlangt. Die im Sommer 1978 mit der Unterzeichnung 
eines Dokuments der Freundschaft und der Zusammenarbeit 
unterstrichene Verbesserung der Beziehu ngen zur UdSSR (der 
große nördliche Nachbar hilft der Türkei bei der Errichtung 
der dringend benötigten Schwerindustrie) wurde wegen dcs 
Drucks der NATO und der einheimischen Monopole nicht 
fongesetzt. 
Entgegen ihren Wahlversprechen hat sie die demokratischen 
Ziele (Aufhebung des TK P-Verbots) fallen lassen und scheut vor 
einem effektiven Vorgehen gegen die faschistischen Mörder­
banden und ihre Hintermänner zurück. Demgegenüber hat sich 
die Verfolgung der fort schrittlichen Kräfte, die mit dem Prozeß 
gegen den Herausgeber des TKP-Programms begann, seit der 
Ausrufung des Kriegsrechts Anfang 1979 weiter ' ·erstärkt. Die 
Regierung \'ersucht die Arbeiterbewegung durch einen "Sozial­
pakt" mit den großen Monopolen zu "versöhnen". 
Zur Dun:hsetzung dieser Linie will sie den fort schrittlichen Ge­
werkschaftsbund DISK und die anderen wichtigen Massenorga­
nisationen spalten. Da die CHP in der Arbei terbewegung keine 
Massenbasis besitzt, muß sie sich hierbei korrumpierter Ge­
werkschaftsfü hrer bedienen. Der linke FIUgel der CHP, der rur 
eine Zusammenarbeit mit der T KP eintritt, wird zunehmend 
unter Druck gesetzt. Diese Politik schwächt den Rückhalt der 
Ecevit-Regierung ganz erheblich, so daß ihr Sturz und die Bil· 
dung einer "Regierung der nationalen Einheit" immer wahr­
scheinlicher wird. 

Frau B. Boran vor einem MIIi[~rgerich[ /972 

Ein weiterer wichtiger Faktor, der die Klassenkämpfe in der 
heutigen Türkei pragt, ist der sehr rasch gestiegene Einnuß der 
TKP. Sie ist, wie selbst die Sprachrohre imperialistischer Zen· 
tren zugeben müssen , zur stä rksten Kra ft links von der Republi­
kanischen Volkspartei geworden8 . 

Auf ihrer Partei konferenz Anfang 1977 in Konya verabschiede­
te die TKP ein neues Programm, das die Vereinigung der Arbei· 
terklasse, der Bauernschaft, der mittleren Schichten, der ku rdi­
schen Demokraten, der nationalen Bourgeoisie, kurz aller anti­
imperialistischer und antifaschistischer Kräfte in einer "nati0-
naldemokratischen Front" anregt. Als vordringlichste Aufgabe 
wird die Schaffung einer Regieru ng genannt , die die Vert reter 
aller fortschrittli chen Kräfte umfassen und die Herrschaft der 
Monopole, der Großgrundbesitzer und des Imperialismus been­
den soll. Die wichtigsten der vorgesehenen Schritte sind der 
AusIrin aus der NATO und der EG , die Säuberung des Landes 
'1011 allen ausländischen Militärstützpunkten und Soldaten, der 
Abzug aller ausländischen Streitkräfte aus Zypern (darunter 
auch der türk ischen), die Einsehlagung einer friedlichen, unab­
hängig(!n und neutralen Außenpolitik . 
Im wirtschaft lichen Bereich sollen u. a. das gesamte ausländi­
sche Kapital, die Banken, die Versicherungen, der Großhandel, 
der Außenhandel, die großen Monopole und der Bergbau ver­
staatlicht und die kleinen und mittleren Bet riel:Se unterstützt 

• 

werden . Durch die VerwirkliChung dieser Maßnahmen wü rde 
der übergang zu einer " fortschrittlichen Demokratie" ermOg­
licht, die durch das wachsende Ge .... icht der Arbeiterklas~c im 
demokrat ischen BUndnis dcr werktätigen Massen charakteri­
siert wäre und dic ihrerseits den Weg zum Sozialismus eröffnen 
solL 
Die Veröffent liChung dieses Programms hat in der demokrati­
schen Öffent lichkeit der Türkei eine breite und lebhafte Diskus­
sion ausgelöst. Es ist klar. daß im Kampf ror diese Ziele der 
Einheit der Arbeiterklasse eine SchlOsseirolle zukommt. Heute 
wirken innerhalb der Arbeiterklasse neben der TKP z ..... ei legale 
sozialistische Parteien: Die Arbeiterpartei der TOrkei (TIP) und 
die Sozialistische Arbeiterpartei der Türkei (TSIP). 
Die T1P wurde 1975 von einem Teil der FOhrung der 1971 von 
den Militärs verbotenen Arbeiterpartei neugegründet. Ihre Vor­
sitzende, Frau ß . Boran, genießt aufgrund ihres langjährigen 
persönlichen Einsatzes Hir DemOkratie und Frieden die Aner· 
kennung der demokratischen Öffemlichkeit des Landes. Die 
Tatsache, daß beide Parteien rein zahlenmäßig schwach sind. 
solhe nicht darüber hinwegtäu schen, daß sie einen bestimmten 
Platz in der Arbeiterbewegung einnehmen. Ihre Neigung zur 
Geringschätzung der demokrat ischen Aufgaben der gegenwärt i­
gen Etappe (dies gilt insbesondere rur TIP, die in ihrem Pro­
gramm die Errichtung des Sozialismus als die bevorstehende re­
volutionäre Aufgabe bezeichnet). und die hannll.ckige Weige­
rung ihrer Führungen, mit der TKP zusammenzuarbeiten, stei­
len ernste Hindernisse Hir die Einheit der Arbeiterklasse dar. 
Dennoch gibt es auch Beispiele ror eine Zusammenarbeit dieser 
Kräfte insbesondere auf unterer Ebene. 
In der Jugendbewegung konnte der Anfang 1976 gegrOndete 
Verein der Fortschrittlichen Jugend (IGO) in kurzer Zeit zehn­
tausende von Mitgliedern gewi nnen und sich trotZ Dutzenden 
von Todesopfern in fast allen größeren Stadten der Türkei or­
ganisieren. Einen ähnlichen Aufschwung erleble die Frauenbe­
wegung. Im Jahr 1975, dem internationalen Jahr der Fra~, wur­
de der Verein Fortschrittlicher Frauen (IKD) gegrOndet. In we­
nigen Jahren konnte der IKO breite Kreise der werktätigen 
Frauen (überwiegend in den Städten) mobilisieren und sich zu 
der ersten Massenorganisation der Frauen in der Türkei ent­
wiCkeln. 
Abschließend muß festgestellt werden , daß die unumgä ngliche 
Aufgabe der Zusammenfassung aller nationaldemokratischen 
Kräfte noch nicht gelöst werden k9nnte. Im engen Zusammen­
hang damit steht das Problem der Schaffung eines Bündnisses 
zwischen der Arbeiterklasse und der Bauernschaft, die bis heute 
überwiegend unter dem Einfluß der nationalen Bourgeoisie 
oder der Großgrundbesitzer geblieben ist. 
Seit einigen Jahren haben sich die Ansätze für die Ent ..... icklung 
einer selbständigen Bauernbewegung verstärkt. Arme und min­
Iere Bauern haben mit der landesweiten Organisierung der Bau­
ern massen begonnen und durch ihre Teilnahme an den Maifei­
ern in Istanbul ihre Erkenntnis dokumelllicrt, daß eine bessere 
Zukunft nur im BUndnis mit der Arbeiterklasse erkämpft wer­
den kann. 
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Föderation der Türkischen Arbeitervereine in der BRD (FIDEF) 

Türkische Arbeiter in der 
Bundesrepublik 

l. Zur Situation der türkischen Arbeiter 
in der Bundesrepublik 

In der BRD haI die sog. Ausl:lnderbeschäftigung mittlerweile 
eine Dauer \'on einem Vierteljahrh!Jndert erreicht. Trotz der 
tiefgreifenden Krisen sind ca. 2 Mio ausländische Arbei ter hier 
geblieben. Sie haben sich zu einem festen Bestandteil der Arbei­
terklasse dieses Landes entwickelt. 
Am 30.9.19781ehlcll in der Bundesrepublik 3,981 Mio Auslän­
der. Hiervon waren 1,165 Mio oder 29,3 a/o Torken. Die Zahl 
der beschäft igten Ausländer haI sich auf 1,8S Mio verringert. 
1977 wurden in der Bundesrepublik 580000 Kinder geboren. 
Davon hatten 80000 oder ca. 14 010 ausländische Eltern. Die 
Zahl der unter 16jährigcn Ausländer betrug am 30.9.1978 
953 100, oder knapp 24 (//0 der Gesamtzahl. 
In dieser Größenordnung bewegen sich die Zahlen ober auslän· 
dische Arbeiter. Was Sind die spezifischen Probleme der auslän· 
dischen Arbeiter und ihrer Familien, besonders der Kinder und 
Jugendlichen? 
Gehen wir kurz darauf ein: 
• Nach wie vor wird die rechtliche Stellung großer Teile der 
ausländischen Arbeiter, vor allem aber der türkischen Arbeiter' 
durch Benachteiligung und Rechtlosigkeit gekennzeichnet. 
Selbst die zum 1.10. 1978 in Kraft getretene sog. Verfestigung 
des aufenthaltsrechtlichen Status ändert an dieser Tatsache 
nichts. Zum einen wird sie an Bedingungen gekoppelt, deren 
Beurteilung völlig in den Händen der Behörden liegt. Zum an· 
deren handelt es sich nicht um Rechte, sondern um Erlaubnisse, 
was deshalb am Wesen der Sache nichts ändert. Weiterhin kann 
z.B. ein Ausländer, dessen Status "verfestigt" sein soll, nach ci· 
ner Verletzung der Straßenverkehrsordnung ausgewiesen wer· 
den. 
Die Hau ptforderung bleibt unvertlndert bestehen: Oie ausländi· 
schen Arbeiter sollen ihre Aufenthaltsdauer selbst bestimmen. 
Solange diese Forderung nicht eTfOllt wird, bleibt die rechtliche 
Stellung der ausländischen Arbeiter völlig instabil. 
Im Interesse des Großkapitals werden die ausländischen Arbei· 
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ter hin· und hergeschoben. Das wird z. B. auch im § 19 des Ar· 
beitsförderungsgesetzes ganz offensichtlich . Danach wird die 
Erteilung der Arbeitserlaubnis von der "Lage und Entwick lu ng 
des Arbeitsmarktes" abhängig gemacht. 
• Das Problem der Familienzusammenführung besteht eben· 
falls im Prinzip weiter. Die eingeleitcte "Lockerung" zielt eher 
auf die überwindung der "Engpässe auf dem Arbeitsmarkt" 
und hat provisorischen Charakter. 
• Katastrophale Zustände, Diskriminierung bei der Woh· 
nungssuche und Gettos kennzeichnen weiterhin die Wohnsitua· 
tion insbesondere der türkischen Arbeiter. 
• Diskriminierend ist die Kindergeldregelung, wonach rur die 
im Heimatland (Nicht·EG·Land) lebenden Kinder minimales 
Kindergeld (ca. 20 OJo) bezahlt wird. 
• Die tage der ausliindischen Jugendlichen ist besonders un· 
erträglich. Daran kann man Folgen und Ergebnisse der bisheri· 
gen "AusJanderpolitik" deutlich ablesen. Dies wird selbst von 
offiziellen Stellen zugegeben. So heißt es etwa in den Vorschlä· 
gen der Bund·Lander·Kommission vom Februar 1971; "In der 
Bundesrepublik \\achsen zur Zeit rund 1 Mio ausländische Kin· 
der auf. Davon kommen j3hrlich ca. 45000 ins erwerbsra hige 
Alter, Fast 2/3 \ '011 ihnen haben keinen Hauplschulabschluß. 
FUr die ist damit zwangsläufig die beruniche Qualifikation sehr 
eingeschränkt. Diese Tatsache kann für die Zukunft große s0-

ziale Konflikte heraulbeschwören. Die Verbesserung der beruf· 
lichen und schulischen Chancen der zweiten Ausländergenera· 
tion muß daher in den nächsten Jahren ein Schwerpunkt der In· 
tegrationspolitik sein." 
Aufgrund der völlig unzureichenden schulischen Bedingungen 
wandert die Hauptmasse der auslä ndischen Kinder nach der 
Grundschule in die Hauptschu1e. Der Anteil derjenigen, die 
weiterfUhrende Schulen besuchen, iSI also verschwindend ge· 
ring. Man kann höchSlens von 10 11/0 sprechen. Das ist das eine 
Merkmal zum Verständnis der Gesamtsi\ua\ion der ausltlndi· 
sehen Kinder und Jugendlichen. 
Das zweite ist: Der Uberwiegende Teil der ausländischen Haupt· 
schUler (die Bund·Länder·Kommission spricht von 2/3) verläßt 



die Hauptschule ohne Abschluß und mit lückenhaften Kennt­
nissen in Deutsch und in den Sachfächern. Diese beiden Merk­
male zeigen sehr deutlich die Situation der ausländischen Kin­
der und Jugendlichen hierzulande. Doch das ist nicht das Ende, 
sondern erst der Anfang eines unsicheren Lebens. 
In dem vom Bundes-Jugendausschuß an den 11. DGB-Konsreß 
gestellten und als Material zum Antrag 300 angenommenen An­
trag heißt es: ,.Dieser NOlSland setzt sich zwangsläufig in der 
Berufsausbildung der ausländischen Kinder fOr!. Der Anteil der 
berufsschulpnichtigen ausländischen Jugendlichen, der tatsäch­
lich die Berufsschule besucht, schwankt in den verschiedenen 
Bundesländern zwischen 20 und 40 Ufo. Dazu kommt, daß über 
80 Ufo derjenigen ausländischen Jugendlichen, die tatsächlich die 
Berufsschule besuchen, in den sog. Jungarbeiterk lassen sind, 
d.h. sie stehen in keinem betrieblichen Ausbildungsverhältnis. " 
Somit erwartet die überwältigende Mehrheit (ca. 90 Ufo) der hier 
heranwachsenden ausländischen Jugendlichen ein Schicksal, 
bestenfalls ~ilfsarbeiter zu werden. Selbst das ist für die Mehr­
heit nicht gegeben, aus Gründen der Arbeitslosigkeit bzw. der 
Regulierungsmaß nahmen des Staates wie der sog. "Stichtagsre­
gelung" bzw. der jetzt eingeführten" Wartezeiten". 
• Nach den Veröffent lichungen der Bundesanstalt für Arbeit 
vom Februar 1979 werden für Kinder folgende Zahlen genannt: 

1977/78 betrug die Zahl der ausländischen Schüler 434000. 
Die Erfüllung der Schulpflicht wird mit 80 UJo beziffert. 
Der Anteil der türkischen Schüler an der Gesamtzahl 
beträgt 37 Ufo. 
Nur ca. 13 UJo besuchen die weiterführenden Schulen (bei 
den türkischen Schülern weit unter 10 1170). 

Gegenüber. ca. 65 UJo der deutschen Kinder besuchen nur 27 1170 
der ausländischen Kinder Kindergärten (bei den türkischen Kin­
dern ist der Anteil noch geringer). 
Katastrophal ist auch die Situation im beru fsbildenden Bereich: 
Nur ca. 35 UJo der berufsschulpflichtigen ausländischen Jugend­
lichen besuchen eine Beru fsschule und ein erfolgreicher Lehrab­
schluß ist bisher die seltene Ausnahme. 
Die Gründe ror die katastrophale Bildungssituation der auslän­
dischen Arbeiterkinder und -jugendlichen sind mehrschichtig. 
Eine große Rolle spielt die Weigerung der zuständigen Behör­
den, das Problem überhaupt ernsthaft zur Kenntnis zu nehmen. 
Der Hintergrund da[(lr ist in folge ndem zu sehen: Als in den 
Jahren bis 1973 Arbeitsbehörden und Regierungsstellen der 
Bundesrepublik im Interesse der Großkonzerne eine Politik des 
Arbeitskräfteimports betrieben, ging es ihnen darum, den Un­
ternehmern möglichst billige Arbeitskräfte zuzu[(lhren, die 
auch innerhalb der Bundesrepublik keine SQZialkosten nach 
sich ziehen sollten. 
Damit wird deutlich: "Die Politik der Kultusministerien ist 
nicht an den Rechten der Jugend orientiert, sondern einzig und 
allein daran, die junge Generation zwar zu [(Ir die Konzerne 
verwertbarer Arbeitskraft heranzubilden, dabei aber soviel an 
Kosten wie möglich einzusparen." (Bericht zur Bildungssitua­
tion türkischer Kinder in der BRD, FIDEF yayinlari, 5) 

11. FlDEF - demokratische Dachorganisation der 
türkischen Arbeitervereine 

Schon seit Beginn der Ausländerbeschäftigung hallen sich die 
türkischen Ar.beiter in Vereinen und Zentren zusammenge­
schlossen, um vor allem ihre Probleme im sozialen und kultu­
rellen Bereich zu artikulieren. Neben einigen unter direktem 
Einfluß der Konsu late stehenden sog. Dachorganisationen wa­
ren mehrere demokratische Vereinigungen in verschiedenen 
Dachverbänden zusammengeschlossen. 
Während der Verschä rfung der Krise 1973-76 intensivierten sich 
die Aktivitäten der demokratischen Vereine. Nach einer Phase 
des Erfahrungsaustausches und der Beratungen gründeten 66 
örtliche Vereinigungen im Februar 1977 die Föderation der Tür­
kischen Arbeitervereine in der BRD e.V. (FIDEF). 
Die FIDEF versteht sich nicht als eine politische Richtungsorga-

nisation. FIDEF-Mitglied kann jeder Arbeiterverein bzw. jede 
vergleichbare Einrichtung werden, die sich zu den in der 
FIDEF-Satzung festgelegte'n Zielen bekennt und die in ihrer 
Vollversammlung den Aufnahmeantrag beschließt. in FIDEF­
Vereinen kann sich jeder Arbeiter aus der Türkei, unabhängig 
von seiner religiösen oder politiSChen Weltanschauung, organi­
sieren. Unter den Mitgliedern der FIDEF-Vereine können sich 
daher Sozialisten, Sozialdemokraten, Kommunisten und sogar 
Anhänger der groß bürgerlichen Parteien befinden. Das hindert 
die FIDEF in keiner Weise, Positionen zu beziehen, aktiv zu 
werden und im Sinne der gemeinsamen interessen und Forde­
rungen Partei zu ergreifen. 
Als die demokratische Massenorganisation der Arbeiter aus der 
Türkei definiert FIDEF ihren Zweck in Paragraph 2 ihrer Sat­
zung wie folgt: "Die Föderation ist eine Massenorganisation 
der Arbeiter aus der Türkei in der Bundesrepublik Deutschland 
und Westberlin. Sie vereinigt die Arbeitervereine, koordiniert 
ihre Tätigkeiten, festigt die Einheit und Solidarität unter ihnen. 
Die Föderation setzt sich ein für die Lösung der sozialen, kultu­
rellen, gesundheitlichen Probleme und Wohnprobleme der Ar­
beiter aus der Tilrkei und Arbeiterfamilien, fUr die Lösung der 
beruflichen Fort- und Weiterbildung, für die Lösung der schuli­
schen Probleme der tUrkischen Kinder und dergleichen und ge­
gen ihre Diskriminierung und Benachteiligung in allen Berei­
chen des gesellSChaftliChen Lebens. Sie verteidigt die Verwirkli­
chu ng der Rechte, die in der Menschenrechtskonvemion, in ver­
schiedenen internationalen Abkommen sowie in dem Grundge­
setz der Bundesrepublik Deutschland , auch fü r die ausländi­
schen Arbeiter, verankert sind. Sie bemUht sich um die Erweite­
rung und Festigung der Bindungen zwischen den einheimischen 
und ausländischen Arbeitern und solidarisiert sich mit den de­
mokratischen Kräften in. der Türkei. 
Die Föderation erkennt den Deutschen Gewerkschaftsbund 
(DGB) und die in ihm vereinigten Gewerkschaften als ökonomi­
sche, soziale und beruflielle Interessenvenretung aller Werktäti­
gen, auch der ausländischen Arbeiter, an. In diesem Sinne un­
terstUtzt die Föderation die Organisierung der Arbeiter aus der 
Türkei in DGB-Gewerkscnaften und wendet sich gegen jede ge­
werkschaftsfeindliche StrÖmung und Tät igkeit." 
Um diesen Zielen gerecht zu werden, führt die FIDEF mit ihren 
örtlichen Vereinen zahlreiche Aktivitäten durch: 
• Konkrete Hilfestellung bei allen relevanten sozialen und 
kulturellen Problemen; durch Sprechstunden, Übersetzungs­
und Dolmetscherdienste, Beratung mit Unterstützung interes­
sierter deutscher Kollegen; Unterstlttzung der gewerkschaftli­
chen Organisierung anhand von Hinweisen auf konkrete Lei­
stungen der Gewerkschaften; 
• Informationsabende, Veranstaltungen, Konferenzen und 
Seminare zu Themen wie Arbeitslosigkeit, Ausländerrecht, be­
runiche Fort- und Weiterbildung, Bildung und Ausbildu'ng der 
türkischen Kinder und Jugendlichen sowie allen anderen rele­
vanten Problemen im sozialen, juristischen und gesundheitli­
chen Bereich und in der Wohnungsfrage; 
• Organisierung von Sprachkursen, beruflichen Ausbildungs­
und Alphabetisierungskursen; Gründung von Büchereien; Bil­
dung und Förderung von Folklore-, Chor-, Theater· und Mu­
sikgruppen; Durchführung von Konzerten, Ausstellungen, 
Film- und Theaterauffü hrungen; Repräsentation der Landes­
kultur, Gründung von Sponmannschaften, Ausweitu ng der 
sportlichen Betätigung; 
• Vertretung der Interessen der türkischen Arbeiter im sozial­
kulturellen Bereich sowie Entwicklu ng von Initiativen in der 
Öffentlichkeit, bei den zustä ndigen Behörden, Verbänden und 
Organisationen; 
• Aufklärung der Öffentlichkeit, um sie Uber die wirtschaftli· 
ehen, sozialen, juristiSChen Probleme der tilrkischen Arbeiter 
sowie über die Entwicklung in der Türkei zu informieren. 
Viele FIDEF-Vereine arbeiten bei der Bewältigung dieser Auf­
gaben eng zusammen mit den örtlichen Institutionen und Orga­
nisationen wie den Gewerkschaften, Volkshochschulen, Kultur­
und Sozialämtern u.a. In ihren Reihen befinden sich neben ak-
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tiven Gewerkschaftern und Vertrauensleuten auch Lehrer und 
St udemen, die meist Kinder der hier lebenden türkischen Arbei­
ter sind . 
Der FIDEF-Bundesvorstand unterstOtzt , fö rdert und koordi­
niert die örtlichen Vereine bei ihren vielfält igen Aktivitäten und 
umernimmt emsprechende Ini tiativen auf Bundesebene. Die 
Herausgabe von Informationsblättern , die Durchführung von 
Bildungsseminaren, Kongressen und zenlTa[en Kuhurveranstal­
tungen fallen in seinen Aufgabenbereich. Hierfür sind beim 
Bundesvorstand verschiedene Sekretariate gebildet worden, die 
mit der Durchführung dieser Aufgaben beauftragt sind. 

Nur d urch gemeinsa men Kampf 

Die FIDEF geht davon aus, daß deutsche und ausländische Ar­
beiter gemeinsame lmeressen und einen gemeinsamen Gegner 
haben. Die spezifischen Probleme der ausländischen Arbeiter 
stehen nicht im Gegensatz zu den gemeinsamen Problemen. Ar­
beitslosigkeit, Aussperrung, Arbeitshetze betreffen alle Arbei­
ler. Deren Ursache bzw. Urheber sind weder deutsche noch aus­
ländische Arbeiter. Die Ursachen sind vielmehr im profitorien­
tierten kapitalistischen System zu suchen. Um diese Probleme 
erfolgreich zu bekämpfen, müssen alle Arbeiter, unabhängig 
von Nationalität, Weltanschauung und religiösem Glauben, so­
lidarisch und einheitlich handeln. 
Auch bei der Lösung ihrer spezifischen Probleme brauchen die 
ausländischen Arbeiter die Solidarität ihrer deutschen Kollegen. 
Eben diese Erkenntnis setzt sich bei den ausländischen Arbei­
lern immer mehr durch. Ganz in diesem Sinne wird die FIDEF 
aktiv. Hier seien folgende Beispiele stellvertretend .genannt: 
• Während des großen Stahlkocherstreiks um die Jahreswen­
de haben der FiDEF-BundesvoTStand sowie alle ö rtlichen Ver­
eine alle ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkei ten (Über­
setzung von Flugblättern Ins Türkische, "Dolmetscherdienste, 
Folklore- und Tanzgruppen, C)löre usw.) den IG-Metall­
Streik leitungen in den best reikten Betrieben zur Verfügung ge­
stellt. So konnten, neben der Herausgabe ... on aktuellen Infor­
mationsblättern, zahlreiche gemeinsame Kulturveranstaltungen 
durchgefü hrt werden. Dabei ging es darum, alle Kollegen in ih­
rem solidarischen Kampf zu stärken. 
Zugleich konnten die Versuche der neofaschistischen "Grauen 
Wölfe", die türkischen Kollegen von der aktiven Solidarität ab­
zuhalten, weitgehend zurückgedrängt werden. (in den "Streik· 
Nachrichten" der JG-Metall wurde der Beitrag der FIDEF 
mehrfac h hervorgehoben: mehrere Streik leitungen bedankten 
sich für die in Anspruch genommenen Dienste beim FIDEF­
Bu ndesvorstand.) 
• An einem Gelsenkirchener Gymnasium wurden im August 
1978 27 türkische Kinder in Sonderklassen zusammengefaßt, 
obwohl sie die Voraussetzu ngen erfüllten, die Regelklassen (mit 
ihren deutschen Mitschülern) zu besuchen. Der örtliche F IDEF­
Verein mobilisierte mit den bet roffenen Schülern und ihren El­
tern - mit Hilfe massiver Unterstützung der GEW- Kollegen­
die Öffentlichkeit. Durch den gemeinsamen Kampf für die 
Chancengleichheit der türkischen Kinder und nach Beantra­
gung einer einstweiligen Anordnung lenkten die Kultusbehör­
den ein: die türkischen SchUler wurden in die Rege[klasse aufge­
nommen. Dieser konkrete Erfolg der Solidarität setzte Maßstä­
be für den weiteren Kampf in diesem Bereich. 
• Ende April 1979 versuchte der Verleger der britischen Zei­
tu ng Times den monatelangen Streik der englischen Druckar­
beiter zu unterlaufen. Nachdem mehrere Versuche, eine bun­
desdeutsche Druckerei als Streik brecher zu gewinnen, geschei­
tert waren, arrangierte er sich mit der Frankfurter TER­
Druckerei, in der das Sprach rohr der türkischen Faschisten in 
der Bundesrepublik, Tercüman, herausgegeben wird. 
Der FIDEF-Bundesvorstand und die örtlichen FIDEF-Vereine 
erklärten sich am gleichen Tage mit dem Aufruf der [G Druck 
und Papier solidarisch, diesen Versuch mit allen gesetzlichen 
Mincln zu verhindern . Die türkischen Kollegen bezogen Wach-
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posten vor der Druckerei rund um die Uhr. Gestärkt durch die 
überWältigende SOlidarität der tOrkischen und deutschen Kolle­
gen traten die türkischen Drucker in den Streik. Somit konnte 
die Herausgabe der Zeitung gestoppt werden, obwohl Tercü­
man am gleichen Tage unter einer Balken-Überschrift den 
Druck der "weltbekannten ,Times' auf TercO man-Anlagen" 
bekanntgegeben hatte. 

Die FIDEF versteht die türkischen Arbeiter sowohl als Teil der 
Arbeiterklasse der Bundesrepublik als auch der Türkei. Warum 
das? 
Indem die türkischen Arbeiter hier arbeiten, leben und kämp­
fen, gehören sie logischerweise zur Arbei terklasse der Bundesre­
publik. Dabei nehmen sie nicht nur an den tarifpolitischen Aus­
einandersetzungen und betriebsbezogenen Kämpfen teil. Sie 
reihen sich ebenfalls ein in Kämpfe gegen den Neonazismus, Be­
rufsverbote, Neokolonialismus und Imperialismus, für Frieden, 
Demokratie und sozialen Fortschritt . 
Die türkischen Arbeiter sind aber nach wie vor mit ihrem Hei­
matland, der Türkei, eng verbunden. Daher verfolgen sie die 
politische Entwicklung der Türkei mit großem Interesse. Sie er­
greifen aktiv Partei. 

In der Türkei spitzt sich der Kampf zwischen den demokrati­
schen und den reaktionär-faschistischen Kräften zu. Die faschi­
stische Eskalation nimmt gefährliChe Ausmaße an. Die Arbei­
terk lasse und andere demokratische Kräfte werden verfolgt und 
unterdrückt. Aber zugleich setzen sie der drohenden faschisti­
schen Gefahr und dem [mperialismus unerbittlichen Wider­
stand entgegen. Dieser mutige Kampf bleibt nicht ohne Auswir­
kungen auch im Ausland. 
Auch die türkischen Arbeiter in der Bundesrepublik bekunden 
immer wieder ihre Solidarität mil den demokratischen Kräften 
in der Türkei. Gerade das ist eine der wichtigen Aufgaben der 
FIDEF, in diesem Sinne Sprachrohr der türkischen Arbeiter in 
der Öffentlichkeit zu sein. Diese Aufgabe wird umso gewichti­
ger, da ja die türkischen Faschisten ihre Aktivitäten in der Bun­
desrepublik ausdehnen und ihren Einfluß erweitern. 
Man denke dabei an die Besuche des Faschisten-"Fü hrers" 
Türke~ in der Bundesrepub[ik im vergangenen Jahr. Am 29. 
Oktober 1978 Irat Türke$ in Don mund auf. Bis zum 26. Okto­
ber wurde das von den Faschisten geheimgehalten . Die FIDEF 
alarmierte die demokratische Öffentlichkeit. Sie organisierte in­
nerhalb von 2 Tagen eine Gegendemonstration, der sich etwa 
5000 türkische Arbeiter anschlossen. Eine großartige antifa­
schist ische Willensäußerung. 
3 Tage später konnte Ttirke$ in Frankfurt, wo der DGB Hessen 
und die JG-Metall zur Gegendemonstration aufriefen, verjagt 
werden. In der Folgezeit emlarvten und bekämpften die FIDEF 
und die örtlichen Vereine ständig die Zusammenro!tung der tür­
kischen Neofaschisten, wie in Kassel, Köln, We5tberlin, Bin­
gen. 
Die Partei der Nationalen Bewegung (MHP) baut ihren Einfluß 
in der BUlldesrepublik durch ihre Tarnorganisationen a1,l5, die 
sich "Idealisten-Föderation", " Idealisten- Vereinigungen" , 
"Kulturvereine" nennen. Nicht·nur das! MHP-Leute betreibe~ 
zahlreiche "Export"-Geschäfte und Firmen. Sie haben in der 
stark verbreiteten Tageszeitung Tercüman und der Wochenzei­
tung Anadolu - beide werden in der TER-Druckerei 
Frankfurt/ M. gedruckt - wirksame Sprachrohre. Auch die 
"Idealisten-Föderation" gibt neuerdings eine aufwendige Zei­
tung heraus. 
Die, ,Grauen Wölfe" terrorisieren die tUrkischen Arbeiter tiber­
all, wo sie nur können, auch in den Betrieben. Betriebsräte ei­
nes Slahlkonzerns in Duisburg berichteten über die Einschüch­
terung der türkischen Arbeiter, die an der Demonstration des 
DG B gegen ArbeitSlosigkeit teilnehmen wollten, durch "Graue 
Wölfe" im Betrieb. Sie verfolgen seit einigen Jahren eine Tak­
tik, die Gewerkschaften zu unterwandern, um so die gewerk­
schaftliche Aktivität lahmzulegen, die Kollegen vom gewerk­
schaftlichen Kampf abzuhalten und nicht zuletzt die Gewerk· 
schaften vom antifaschistischen Kampf abzulenken. Hier be-



Schluß mit den Aktivitäten 
türkischer Faschisten in der BRD 

FiDEF 

Faschismus macht gefll.hrliche Fortschritte in der Türkei. Organi­I ~,;~"~" wie der CIA, der MIT (lOrkischcr militlrischer Geheimdienst; 
Red.), die Konterguerilla, die MPH (Partei der Nalionaten Bewe­

unter T1Irkn; d. Red.) und ihre Untcrorganisationen. die dem 
I verbrt'iten Terror, Blutvergießen und org.-

faschistischen Angriffe wurden bis jetzt I SOO Menschen ge­
. Tausende wurden verletzt und verklilppett. Am 16. Marz 1978 

1 :~;;!~:,~J::(~ortschritlliChe Studenten beim Verta»en der Universitlt 
J durch eine Bombe getOtet, in der Nacht vom 8.1'9. Oktober 

in Ankara 7 Mitglieder der TIP (türkische Arbeiterpartei, 

1 ;:l~~~~:'::;~:~H~'f."~',~UmgCbraCh l' es wurden Kaffeehäuser und Busse unter Beschuß genommen. Diese Masscnmor-
i dem Massaker von Kahramanmaras ihren Höhepunkt er-

200 BUrger, ob jung oder alt, Kind oder Weib, wurden er· 
I ~'ho~.~"" erstochen, erwürgt. 

Verantwortlichen dieser Massenmorde sind der CIA, der MIT, die 

I ~i~~~::::;~~'~; die MHP und ihre Unterorganisationen. Die größten 
TOrkq und seine Freunde. Alle Ereignisse bis heute beuu-

I"'''';'' noch und noch. 
die schlagende Truppe der in- und auslllndischen Ausbeuter. 

die MHP und ihre Unuirorganisationen nicht verboten sind, 
und seine Freunde nicht verhaftet sind, der Regierungsapparat 

t von Faschisten gereinigt ist, werden diese faschistischen Angriffe 
Ende finden. Die mit jedem Tag mehr nach rechts tendierende 

sonders sind alle Kolleginnen und Kollegen, alle Gewerkschaf­
ter aufgerufen, wachsam zu sein. Auf die Zusammenarbeit der 
deutschen, italienischen und tOrkischen Neofaschisten in die­
sem Zusammenhang hat kUrzlich der IG-Metall-Vorsitzende E. 
Loclerer hingewiesen. 
Zu betonen ist: Die tilrkischen Faschisten genießen bei den Be­
hörden der Bundesrepublik weitgehend Duldung, um nicht zu 
sagen, UnterstUtzung. Auf alle Fälle werden sie aber von Krei­
sen der C DU/CSU aktiv unterstUtzt. Bemerkenswert ist das En­
gagement der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ) fOr die 
MHP und rur TOrkei. Die Anwalte der FAZ verteidigten TUr­
kei vor dem Frankfurter Gericht gegen die IG-Metall. Auch 
Kontakte des MHP-Vorsitzenden TUrkCi zu F.J .Strauß belegen 
diese Querverbindungen zwischen den tUrkischen Neofaschi­
sten und den reaktionären Kreisen in der Bundesrepublik. 

Nach d em 3. F IDEF-Ko ngreß 

Am 24.125. Marz 1979 fand im Mannesmann-Gymnasium in 
Duisburg der 3. FIDEF-Kongreß statt , an dem Ober 250 Dele· 
gierte und fast 1.500 Gäste teilnahmen. Der Kongreß wurde 
vom Vorsitzenden der Vertrauenskörperleitung der ' Mannes­
mann AG HUttenwerke, K.H. Stommel. eröffnet. Unter den 
Eh rengasten befanden sich Orhan Apaydin, Präsident der An· 
waltskammer von Istanbul, Mehmet Karaca, stellvertretender 
Vorsitzender der tUrkischen Metallgewerkschaft Maden-Is 
'(DISK) und Ugur Mumcu, Kolumnist der linksliberalen Zeitung 
Cumhuriyet. Grußworte an den Kongreß richteten G. Schrö­
der, Bundesvorsitzender der Jungsozialis ten, K. Stiffel vom 
Parteivorstand der DKP, Dr. H . Bock vom Bundesvorstand der 
Vereinigung demokratischer Juristen und K. Bleich vom Welt· 
gewerkschaflsbund. Den Kongreß erreichten G ruß botschaften 
von zahlreichen demokratischen Persönlichkeiten und Organi­
sationen aus der TOrkei, darunter von Abgeordneten der Repu­
blikanischen Volkspartei (CHP) sowie von ver'schiedenen 
Partei- und Gewerkschaftsgliedel1Jngel\. aIoIS der Bundesrepu-

CHP-dominierte Regierung hat ihre Wahlversprechen nicht "''''''", 
hat nichLS gegen die Faschisten·Herde unternommen, außerdem hat i 
das von Konservaliven und Faschisten geforderte Kriegsrecht I 
Dadurch hat sie die durch den 
nopolkapital erzeugte "Last" gIIndich auf die Schultern der BOrger 
geladen. In solch einer Siluat ion gibt es nur eine Möglichkeit. die 
Re<:hLSlrend der Regierung bremesen und dem Faschismus den 
versperren kann: Dies ist die Aktionseinhiet aller i I 
demokratischen Kräfte. 
Die FIDEF, die ein unabtrennbarer Teil der tOrkischen ""';""""wo I 
gung ist, hat unter diesem Blickwinkel ihre Zusammenarbeit und 
darilllt mit allen fortschritt lich·demokratischen Kräf\en, die gegen 
Imperialismus und Faschismus in der Türkei kampfen, fortgesetzt 
sie wird sie auch in Zukunft mit aller Kraft fortsetzen. 

Der 3. KongreO der FIDEF beharn mit Entschiedenheit auf (01.""," I 
Forderungen: 
• Die MHP und ihre Unterorganisationen sind zu verbieten, M",d'''· 1 
boß Tllrket muß ~'erhaftet werden! 

• Imperialistiscbe Orpnisationen .... ie NATO, IMF' ~;~:.~:::'::::: I 
Wahrungsfonds; d. Red.) und EG, die Quellen des ~. 

sollen verlassen, versklavende bilaterale Vertrtlge zerrissen 
• Der Regierungsappal1lt ist von den faschist ischen Agenten zu 
freien. 

(Quelle: FIDEF 3. Kuru llayL 24 .125. Matt 1\l7\l, Duisburg) 

blik. 
An dem Podiumsgespräch zum Thema "Faschismus in der TUr­
kei - Türkische Faschisten in der Bundesrepublik" nahmen 
weiterhin auch Klaus ThOsing, SPD-MdB, Prof. Dr. E. KU­
chenhoff von der AG Sozialdemokratischer Juristen, der Jour­
nalist Jürgen Roth und W. Brönner vom AlB teil. Auf der Kul­
turveranstaltung traten KUnstler und Gruppen aus der Bundes­
republ ik , Griechenland, Vietnam und der TUrkei auf. 
In einer Reihe von wichtigen BeschlUssen zu konkreten Proble­
men wurden zugleich die Schwerpunkte der weiteren FIDEF­
Aktivitäten festgelegt: 
• Verstärkte Forderung nach der Gleichstellung der auslandi­
schen Arbeiter in allen sozialen und politischen Bereichen durch 
Zuerkennung des kommunalen Wahlrechts; 
• Intensivierung des antifaschistischen Kampfes filr das Verbot 
a ller faschist ischen Organisationenj 
• DurchfUhrung von Veranstaltungen zu Bildungs., 
Gesundheits- und Wohnungsfragenj 
• Hervorhebung unserer Forderungen angesiChts der Bildungs­
katast rophe der ausländischen Kinder und Jugendlichen im Zei­
chen des UNO-Jahres des Kindes. 
Der J. FIDEF-Kongreß wurde ein lebendiger Beweis des wach­
senden Ansehens dieser größten demokratischen Organisation 
der Arbeiter aus der TUrkei sowohl in der türkischen wie in der 
bundesrepublikanischen Öffentlichkeit. Ober 40 Journalisten 
verfolgten den Kongreß und berichteten darüber. 
Die begeisterte Anteilnahme a ller Gaste und Delegiertep, das 
brei te Spektrum der vertretenen demokratischen Organisatio­
nen bekräftigten die Entschlossenheit der engagierten Demo­
kraten aus der TUrkei, sich weiterhin unter dem Zeichen der in­
ternalionalen Solidarität fUr die und in der FIDEF einzusetzen. 
Die Spaltupgs- und Diffamierun gsversuche von interessierten 
Kreisen haufen sich mit dem wachsenden -Einfluß der fID EF. 
Nicht zuletzt aus diesern Grunde sind die engagierten Demokra· 
ten und Gewerkschafter aus der TUrkei rur die Solidarität ihrer 
deutschen und anderen auslandischen Kollegen ganz besonders 
dankbar. 
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BHO -Neokolonialismus 

Paul Maaskola/Monika Preuß 

Ocr Zustrom von Arbeits- und Ausbildungssuchenden aus Ent­
wicklungsländern in westliche Industriestaaten ist in vergange­
ncn Jahrzehnten rapide angestiegen. 1975 zählte man allein 13,8 
Mio Wanderarbeiter (ohne Familienmitglieder) , von denen 
nach Westeuropa und Nordamerika 10,3 Mio, in dieölexportie­
fenden arabischen Länder 2 Mio und nach Süd- und Westafrika 
1,5 Mio in der Hoffnung ausgereist waren, dort bessere Mög­
lichkeiten zur Exislcnzsicherung vorzufinden als in ihrer Hei­
mal. 
In Wcsteuropa, der größten Einwanderungsregion der Gegen­
wart, hielt die Bundcsrepublik 1978 mit ca. 4 Mio Ausländern, 
von welchen die Hälfte als Erwerbstätige registriert waren, die 
Spitzenstellung. 
Markie'rt in den erdölexportierenden arabischen Ländern die 
" Ö lkrise" von 1973/74 und der anschließende sprunghafte An­
stieg der Erdöleinnahmen den Beginn des Arbeitskräftezu­
stroms, so ist in den westl ichen Industriegebieten das Gegenteil 
der Fall . Seit Anfang der 70cr Jahre, mit dem Einsetzen von 
Wirtschaftskrise, Massenarbeilslosigkeit und forcierter P ro­
duklionsstättenverlagerung (vgl. AlB 3/ 1979)wird insbesondere 
in der BRD, aber auch in den anderen westlichen Industrielän­
dern, ei ne Verringerung des Zuzuges und der Anzahl ausländi­
scher Arbeiter angestrebt. 
Im System des westdeutschen Neokolonialismus erfüllen beide­
Tendenzen bzw. Phasen - die Ausbeutung importierter Ar­
beitskräfte 1m Inneren und die Expansion nach außen - eine 
dem Wesen nach ·gleichgerichtete Funktion: In beiden Fällen 
wird eine industrielle Reservearmee ausländischer Arbeiter mo­
bilisiert, die unterprivilegierte Arbeit zu lohndrllckenden Bedin­
gungen verrichtet. Der verbindende Aspekt liegt in der Abpres­
sung von billiger Mehrarbeit mit der übergeordneten Zielset­
zung, neokoloniale Extraprofite zur langfristigen Verbesserung 
der Verwertungssituation des BRD-Kapitals zu erwirtschaften. 
Die systematisehe Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte in 
die BRD begann Mitte der 50er Jahre mit staatlichen Vereinba­
rungen Uber Anwerbung und Vermittlung von Arbeitskräften 
aus eurOpäischen Mittelmeerländern, denen entsprechende Ab­
kommen mit der Türkei (1%1), Portugal (1%4), Marokko 
(1966) und Tunesien (1966) (olgten. Auch mit Südkorea kam es 
zu einer Vereinbarung über vorübergehende Beschäftigung slId­
koreanischer Bergarbeier im Ruhrkohlenbergbau. 
Daß die Anwerbung von Anfang an gleichzeitig mit der neoko­
lonialen Penetration der Herkunftsländer verknüpft werden 
sollte, zeigt beispielsweise die folgende Bonner .Regierungser­
klärung, abgedruckt im Bundesanzeiger NT. 57/ 23.3.1966: 
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Ausländerpolitik 
" Die tunesischen Arbeitnehmer (sind in der BRD; d. VerL) be­
vorzugt in solchen Unternehmen zu beschäftigen, die sich an 
der Errichtung oder dem Ausbau von Industrie- oder sonstigen 
wirtschaftsfördernden Anlagen in Tunesien beteiligen." 
Der organisierte Import ausländischer Arbeitskrä fte in die BRD 
entsprach den seit Jahrhundertanfang gesammelten Erfahrun­
gen des deutschen Monopolkapitals auf diesem Gebiet.INur so 
war es möglich, den Produktionsapparat angesichts des leerge­
fegten Arbeitsmarkts Ende der 50cr Jahre weiterhin extensiv zu 
erweitern. Vor allem erforderte die Beendigung der Zuwande­
rung von Arbeitskräften aus der DDR 1961 einen durch die 
Groß konzerne und den Staat forcierten Zuzug ausländischer 
Arbeiter in die BRD. 
In den Anwerbeländern wurde ein Netz westdeutscher Dienst­
stellen au fgebaut, die zusammen mit den Arbeitsverwaltungen 
der jeweiligen Länder mit der Anwerbung, Auswahl und über­
prüfung von Arbeitskräften beauftragt waren. Nach Abschluß 
von Arbeitsverträgen erteilten sie die Legitimation zur Einreise 
in die BRD, zumeist durch Sammeltransport per Bahn. 

Nulzen fü r d ie Enlwicklungslä nder? 

Die Folgen, die der massenhafte Entzug von Arbeitskräften 
(siehe Tabelle 2) Hlr die Herkul1ftsländer verursacht, sind ge­
genWärtig in ihrem vollen Umfang noch nicht absehbar. Vortei­
le, so behaupteten zumindest Konzerne und Regierungsvertre­
ter , hätten aber gerade die Entwicklungsländer. Durch Devisen­
transfers würden Wohlstand und Zahlungsbilanzen verbessert, 
durch Auswanderung wUrde die Arbeitslosigkeit vermindert 
werden. 
Tatsächlich ist der Umfang und der steile Anstieg des Devisen­
transfers ausländischer Arbeiter in ihre Heimatländer beein­
druckend. So wuchsen beispielsweise die Überweisungen der 
arabischen , indischen, pakistanischen und ti.lrkischen Arbeiter 
und Angestellten in ihre Heimatländer von etwa 2,5 Mrd Dollar 
1972 auf fast 6 Mrd 1976. 

Allein aus diesen Zahlen den Einfluß auf die wirtschaftliche 
Entwicklung herauszulesen wäre jedoch verfehlt. Neuere 
Weltbank-Untersuchungen! zeigen, daß der Großteil dieser 
überweisungen rur importierte Konsumgi.lter ausgegeben wer­
den, wodurch die Inflation an.seheizt sowie die Importnachfra­
ge und -abhängigkeit dieser Entwicklungsländer zusätzlich er­
höht wird. Nur im unbedeutendem Maß·e werden diese Geldi.l­
berweisungen für produktive Investitionen verausgabt, und 
wenn doch, dann stimmen diese nicht notwendigerweise mit 
den Investitionsschwerpunkten des Landes, geSChweige denn 
mit entwicklungspolitisChen Gesichtspunkten lIberein. 
Ebensowenig wie die Geldüberweisungen in die Heimat den 
Wohlstand dort zwangsl4ufig erhöhen, können durch den Ex­
port von Arbeitskräften die beschäftigungspolitischen Proble­
me der Herkunftsländer ausländischer Arbeiter gelöst werden. 
Zwar vermindert die Auswanderung die Anzahl der Arbeits­
kräfte im Lande, doch fUhrt dieser Export gleiChzeitig zum Ver­
lust von zumeist dringend benötigten Facharbeitern. So waren 
beispielsweise 33,7 "lo der 750.000 Arbeitskräfte, die zwischen 
1964 und 1976 offiziell aus der Türkei ins Ausland vermittelt 
wurden, als Facharbeiter eingestuft. Sind die ausländischen Ar­
beiter in ihrem "Gastland" angekommen, werden sie weder ih­
rer Qualifikation entsprechend eingesetzt noch entlohnt. Erhal­
ten sie von ihren "Gastgebern" eine Ausbildung "":":' nach offi­
ziellen Angahen werden in der BRD 3 0;0 der Ungelernten und 2 



U/o der angelernten ausländischen Arbeiter zu Facharbeitern -
komnll dies nicht ihren Heimatländern zugute. 
Sei es, weil Beschäftigungsmöglich keiten wegen hoher Speziali­
sierung gar nicht vorhanden sind, oder wie es bei 2/ 3 der in Eu­
ropa 1973 beschäftigten Algerier der Fall war, daß die Berufs­
ausübung nach Rückkehr deshalb nicht möglich ist, weil ent­
sprechende Wirtschaftszweige - in Algerien waren es Bauwe­
sen und Tiefbau - bereits mit Arbeitskräften vollends ausgela­
stet sind. 
Für die Situation der gegenwärtig über 2 Mio ausländischen Ar­
beiter in der BRD (zur Herkunft, Anzahl und Verteilung nach 
Wirtschaftssektoren siehe Tabelle I ) ist charakteristisch, daß sie 
in besonders konjunkturanfälligen Branchen beschäftigt wer­
den und zumeist im unmittelbaren Produktionsbereich - jeder 
Dritte in Großbetrieben mit aber 1.000 Beschäftigten - die 
härteste, ungesUndeste, niedrig geachtete und - insbesondere 
die Frauen - die am schlechtesten bezahlte Arbeit verrichten. 
Ihre Arbeitsplätze. die A kkord- und Schichtarbeit an den Fließ­
bändern. erfordern in der Regel weder lange Einarbeitung oder 
Qualifikation noch bieten sie beruOiche Aufstiegschancen. 
Nach neusten Schätzungen J sind die Löhne ausländischer Ar­
beiter in der BRD gegenWärtig durchschninlich um 20 UJo niedri­
ger als die ihrer deutschen Kollegen . 
Noch ungünstiger ist die Lage der etwa 400.000 behördlich 
nicht erfaßten, "illegal" in die BRD eingereisten Aus\ä.nder. Sie 
werden häufig Opfer sog. Leiharbeiterfirmen, die sie gesetzwi­
drig, von Behörden aber de facto geduldet, gewerbsmäßig an 
andere Unternehmen vermieten . Durch Steuer- und Versiche-

Tabelle 1 

Verteilung ausländisc:hrr Arbeitf r nach Branchr n (in "t) 

BRD Frankreich Schweiz Belgien 
1975 1975 1970 t970 

Landwirtschaft I , 22 
Handel 6 24 
B" 12 J4 4J JO 
Verarb. Industrie 60 " 22 
Dienstleistungen JJ J4 26 
Sonstige 8 J8 JJ 44 
Insgesamt 100 100 100 100 

rungsbetrug sowie die Zahlung tarifwidriger Niedriglöhne erzie­
len Unternehmer Höchstprofite, während der "Illegale" kei­
nerlei Rechte besitzt. 
Besonders stark ist die soziale Diskriminiernng der ausländi­
schen Arbeiter und ihrer Familienangehörigen. Sie wohnen zu­
meist in UberfUllten Zimmern, hygienisch unzureichenden 
Wohnungen, in Wohnheimen, Baracken und Notunterkünften, 
in denen Mietwucher die Regel ist. Vielfach in firmeneigenen, 
kascrnenartigen Unterkünften in unmittelbarer Betriebsnähe 
untergebracht, sind sie jederzeit lIerfügbar und kontrollierbar. 
Von den gegenWärt ig lIielleicht I Mio ausländischer Kinder und 
Jugendlicher - ihre genaue Anzahl ist amtlich nicht erfaßt­
besuchen etwa 500.000 allgemeinbildende Schulen (vgl. Beitrag 
der FIDEF in diesem Heft). Da etwa 70 UJo der jährlich abgehen­
den J ugendlichen keinen Hauptschulabschluß erreicl!en und ein 
nur geringer Anteil der Schulpflichtigen die Schule besucht, 
werden di.e meisten ausländischen Jugendlichen -nach ihrem 
Schulabgang für Arbeitslosigkeit oder Gelegenheits- oder Hilfs­
arbeitertätigkeiten prädestiniert sein . 
Das Schüren von Ausländerfeindlichkeit und rassistischen Vor­
urteilen in den Massenmedien soll schließlich die soziale und 
materielle Diskriminierung ideologisch zementieren, um durch 
ein Ausspielen lIon Deutschen gegen Ausländer IIOT allem ein 
gemeinsflmes Handeln fUr gemeinsame Zielsetzungen zu \'erhin­
dern. 

Diese SituatIon der Auslänaer in der BRD hat sich im Zuge der 

Wirtschaftskrise seit der ersten Hälfte der 70er Jahre verschärft. 
Steigende Arbeitslosenzahlcn wurden nicht nur lIon altbekann­
teIl Forderungen wie "Ausländer raus aus Deutschland!" be­
gleitet; die Diskussionen in Regierungs- und Konzernkreisen 
über die Einbeziehung des Millionenhecrs ausländischer Arbei­
ter in eine profitable Krisen lösung zielten in die gleiche Rich­
tung: Reduzierung des Ausländeranteils bei gleichzeitiger Auf­
rechterhaltung der Vorteile der Ausländerbeschäftigung. 
Den ausländerpolitischen Aktionsvorschlägen der Bundesregie­
rung von 1973 folgte im gleichen Jahr der Anwerbestopp zu­
sammen mit einer Erhöhung der Anwerbepauschale. Mit der 
BegrUndung, das Inländerprimat müsse auf dem Arbeitsmarkt 
durchgesetzt werden, gestaltete sich die Bonner Ausländerpoli­
tik in der Folgezeit zunehmend restriktiller. Während in der 
"Ostpolitik" rur "Familienzusammenführung" Propaganda 
gemacht wurde, erteilte man rur Angehörige ausländischer Ar­
beiter aus nichlsozialist ischen Staaten nur in Ausnahmefällen 
eine Aufenthaltserlaubnis für die BRD. Im Herbst 1974 wurde 
für nachgezogene Ehegatten und Jugendliche ein Beschäfti­
gungsstopp erlassen - eine partielle Auflockerung für Bran­
chen mit Arbeitskräftemangel (so z. B. das Hotel- und Gaststät­
tengewerbe) war Anfang 1979 in Diskussion. 4 

[m Zuge der Thesen der Bundesregierung zur Ausländerpolitik' 
lIon 1975 wurde schließlich mit dem "Argument" einer angebli­
chen "überlastung der sozialen Infrastru ktur" im April 1975 
eine Zuzugssperre fUr Siedlungsgebiete mit einem Ausländeran­
teil von 12 UJo und mehr \'erhängt. 
Bezeichnenderweise versuchte man die FOlgeprobleme der Aus­
länderbeschäftigung nicht durch ein Mitentscheidungsrecht der 
Betroffenen zu lösen - etwa durch Anerkennung des regiona­
len Wahlrechts, das nicht nur von zahlreichen Ausländerorgani­
s ation~n in der BRD gefordert wird, sondern auch in einigen 
schweizer Kantonen und in Schweden verwirklicht ist. Auch in 
anderer Hinsicht zeigt ein eurOpäischer Vergleich die überzo­
genheit bundesdeUischer "überfremdungs"lingste: Der Anteil 
ausländischer Arbeiter (ohne Familienmitglieder) an der Ge­
samt beschäftigtenzahl betrug 1975 in Luxemburg 33,5 UJo in der 
Schweiz 19,9 070 und in Frankreich 9,9 070 - in der BRD aber le­
diglich 8,5 UJo (llgt. auch Tabelle I). Wegen zu offenkundiger 
Untauglichkeit wurde die Zuzugssperre 1977 dann auch aufge­
hoben. 
Trotz Krise und Arbeit Slosigkeit ist es dem westdeutschen Mo­
nopolkapital bisher nicht gelungen, das auch lIon der Regieru ng 
de facto geforderte Rot ationsprinzip vollends durchzusetzen. 
Dies zeigt nicht nur die, in der Öffentlichkeit widerholt vorge­
tragene Behauptung, die BRD sei kein Einwanderungsland -
was bei einem Druchschnillsau fenthalt der ausländ ischen Ar­
beiter von 8 Jahren schlichtweg falsch ist - und deshalb nur die 
Funktion der "Legitimierung" eines restriktillen Vorgehens ge­
gen Ausländer haben kann. Vor allem die Tatsache, daß bei in­
tegrierten ausländischen Arbeitern zusehends der Effekt des Ex­
traprofits schwindet und die "Gastarbei!crbeschäftigung" da­
durch ihren Sinn verliert, deutet allerdings darauf hin, daß 
westdeutsche Groß konzerne und Regierung künftig zielstrebi­
ger auf die Durchsetzung des Rotationsprinzips drängen wer­
den. 6 

Rückkehrer als Träger des Neokolonia lis mus 

Die Außenexpansion des west deutschen Neokolonialismus be­
zieht die Beschäftigung und Ausbildung von Ausländern in der 
BRD. insbesondere seit Anfang der Wirtschaftskrise und dem 
rapiden Ansteigcn dcs Kapital- und Produktionssttltlenexports, 
im zunehmenden Maße in seinc Strategie mit ein. 
Bei der Disk ussion um die Ausländerbeschäftigung und ihres 
Abbaus werden von Konzernen und Regierung demagogisch 
angebliChe entwicklungspolitische Aspe~te hervorgekehrt. Tat­
sächlich geht es aber darum, daß die Arbeiter, die die Behörden 
zu einer Rückkehr ins Heimatland zwingen, dort zu ökonomi­
schen und ideologiSChen Wasserträgern des "Modells Deutsch-
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land" werden sollen. 
Mit einem jährlichen Etat von 10 Mio DM soll allein das Bun­
desministerium ror wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 
ausländische Arbeiter nicht nur zum Verlassen der BRD "anre­
gen", sondern sie auch dafür gewinnen, daß sie sich nach ihrer 
Rückkehr, wenn sie in Betriebe ihrer Heimatländer einsteigen 
sollten, für engere Kontakte zu westdeutschen Investoren und 
Exporteuren einsetzen. Besonderes Augenmerk legt man im 
BMZ darauf, daß rückkehrende Arbeiter und Angestellte in ih­
rer Heimat fü r die bundesdeutsche Exportproduktion den 
Markt erschließen helfen, Z.B. durch Aufbau von Venriebs­
und Wartungsnetzen, von miuelständischen Unternehmen, die 
von B~-Firmen abhängig sind. 
Längerfristig zielt man damit auf den Aufbau und die Stärkung 
der Kleinbourgeoisie, von der man sich einen dankbare8 sozia­
len Bündnispartner für die neokoloniale Expansion erhofft. 
So hatten Mitte 1978 130.000 Türken rund 300 Mio DM in Ak­
tiengesellschaften , sog. Arbeiternehmergesellschaften, inve­
stiert, die unter 'Anleitung von BRD-Finnen gegründet werden. 
Dabei beginnt " die Unterstützung auf deutscher Seite" , so die 
.Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5.9.1978 damit, daß die 
P läne durch ein BRD-Institut "erst einmal auf Realitätsnähe 
,abgeklopft' werden ... Das BMZ lädt deutsche Unternehmen 
ein, sich an Arbeitnehmer-Gesellschaften zu beteiligen. Schließ­
lich könnten sie diesen dann noch mehr Maschinen und Ausrü­
stungen liefern. Die Voraussetzungen dafür seien gut. Denn die 
Gastarbeiter kennen ja deutsche Maschinen aus eigener An­
schauun.8 in der Bundesrepublik" . 

Wie "liberal" Isl die Ausländergeselzgebung? 

Ausgeprägter als bei Arbeitern wird bei der Ausbildung auslän­
discher S tudenten und Praktikanten Wert. auf Planung ihrer 
spAteren Tätigkeit in der Heimat gelegt. Während man frü her 
die Intelligenz den Enrwicldungsländern entzog, um sie im eige­
nen System zu verwerten - dieser sog. Brain Drain (Gehirnent­
zug) ist ein auch gegenWärtig charakteristischer Zug der " Bil­
dungshilfe" der USA - geht die Tendenz seit Anfang der 70er 
Jahre in der BRD eher dahin, die an bundesdeutschen Einrich­
tul\gen Ausgebildeten unter dem Vorwand der Entwicklungshil­
fe in ihre Heimatländer zurückzuschiCken. 
Mit 'dem AusllJnderstudium sollen wissenschaftlich-technische 
FÜhrungskräfte und Ideologieträger , die in Entwicklungslän­
dern Schlüsselposit ionen in Politik, Wirtschaft und Kultut' ein­
nehmea werden, zu zuverlässigen " Pannern" der Bundesrepu­
bli~ ausgebildet werden. 
Parallel dazu ist man im Zuge der neokolonialen Expansion da­
zu übergegangen, in zunehmendem Maße das Studium von Stu­
denten in ihren l;Ieimatländern durch Stipendien - sog. Sur­
Place-Slipendien - zu finanzieren, nachdem man durch den 
Export von Ausbildungsprogrammen und ganzen Bildungsein­
richtungen eine Einflußmöglichkeit auf den Bildungssektor des 
betr.~ffe.~en Lan(1es gesichert hat. 

Trotzdem ist aber nach wie vor der Drain Drain für die BRD 
von Bedeutung. Wie eine Studie des 
Entwicklungshilfeministeriums1 von Mitte 1977 zeigte, kehren 
von den etwa 32.000 Studenten aus Entwicklungsländern an 
bundesdeutschen Hochschulen etwa 20 070 nicht in ihre Heimat 
zurück. Es sind zumeist Ärzte, Ingenieure und Techniker, Beru­
fe, bei denen der Bedarf in der Dritten Welt mit am höchsten 
ist. 
Um die Lenkung des Millionenheeres ausländischer Arbeiter im 
einzelnen zu legalisieren und bewerkstelligen zu können, wurde 
1%5 das Ausländergeselz (siehe Kasten) verabschiedet. 8 Durch 
seine Bestimmungen werden - außer für Angehörige der EG­
Länder - die jeweils nur fUr ein Jahr erteilten Erlaubnisse fü r 
Aufenthalt und Arbeit mi teinander gekoppelt und die Arbeits­
erlaubnisse anfangs zumeist sogar an eine bestimmte berufliche 
Tätigkeit in einem bestimmten Betrieb gebunden. So wird einer­
seits der ror den Unternehmer unerwünschte Arbeitsplatzwech­
sel vermieden und andererseits eine Steuerung des Arbei(skräf­
teangebots auf dem lokalen wie nationalen Arbeitsmarkt er­
möglicht. 
Bezeichnenderweise übernahm man in das heute gültige Auslän­
dergesetz wesentliche Bestimmungen, vor allem den Ermessens­
spielraum, aus der fasch istischen Ausländerpolizeiverordnung 
von 1938, in der "wichtige Belange des Reichs oder der Volks­
gemeinschaft" Richtschnur der Behandlung von Ausländern 
waren. Heute sind es "Belange der Bundesrepublik" , "sonstige 
erhebliche Belange", ihre " Beeinträchtigung" und andere nicht 
weiter erklärte LeerforItieln. Sie bieten zusammen mit der Ein­
schränkung von Grundrechten (Versammlungsfreiheit, Fre(zü­
gigkeit, Vereinsfreiheit, freie Wahl von Beruf, Arbeitsplatz und 
Ausbildungsstätte) die juristische Grundlage fUr die reaktionäre 
und verfassungswidrige Fremdenrechtspraxis bundesdeutscher 
Behörden. Davon, daß die BRD das " liberalste Ausländerge­
setz Europas" habe, kann also keine Rede sein. 
In der Bundesrepublik steht zwar laut Grundgesetz jedem poli­
tisch Verfolgten ein Asylrecht zu. Jedoch wurde dieses Grund­
recht im Ausländergesetz verfassungswidrig eingeschränkt (sie­
he Kasten). Die AsylrechtpraxiS ist indessen noch weiter von 
diesem Anspruch entfernt. Hier entscheidet vor allem das Ver­
hältnis Bonns zur Politik des Herkunftslandes Ober das Schick­
sal des Asylsuchenden. So wurden bei Asylsuchenden aus dem 
Iran 1975 lediglich 5 "10 der gestellten Anträge bewilligt; bei 
Asylbewerbern aus sozialistischen Ländern betrug die Anerken­
nungsquote im gleichen Jahr über 90 070. 
Nicht anders das Verhalten gegenüber FIOchtlingen aus Viet­
nam: Verweigerten die BRD-Behörden während des Vietnam­
krieges die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnisse für vietna­
mesische Studenten mit der Begründung, die Saigoner Bot­
schaft in Bonn hätte ihren Paß fü r ungültig erklärt, so war man 
unter Umgehung aller bürokratischer Formalitäten im Herbst 
1978 blitzartig zur Aufnahme von Ober 2.000 Vietnamesen be­
reit. Sie paßten maßgerecht in eine Kampagne gegen die soziali­
stische Umwälzung im Süden Vietnams. 
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Ausländergesetz ------, 
§ 6 - Politische Betitlgung 

( I) Ausllnder genießen alle Grundrechte, soweit sie nicht nach dem 
G rundgesetz f(lr die Bundesrepublik Deutschland (kutschen vorbe­
halten sind. 
(2) Die politisehe Betlitigung von Ausländern kann eingeschrlnkl 
oder umers.agt werden, wenn die Abwehr von Störungen der Offentli­
chen Sicherheit oder Ordnung oder von Beeintrtlchtigungen der jX)li­
tischen Willensbildung in der Bundesrepublik Deutschland oder son­
stige erhebliche Belange der Bundesrepublik Deutschland es erfor­
dern. 
(3) Die politische Ikilitigung von Ausländern ist unerlaubt, wenn sie 
I. mit dem Völkerrecht nicht vereinbar iSI, 
2. die freiheitliche demokratische Grundordnung der Bundesrepu­
blik Deutschland gcfahrdet oder 
3. bestimmt ist, Parteien, andere Vereinigungen, Einrichtungen oder 
Bestrebungen außer halb des Geltungsbreichs dieses GesetU'S :l;U för­
dern, die mit Verfassungsgrundsatzen der freiheitlichen demokrali­
sehen Grundordnung nicht vereinbar sind. 

§ 10 - Auswdsung 

(I) Ein Ausländer kann ausgewiesen werden, wenn 
I. er die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Sicher­
heit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet, 
10. er den Lebensunterhalt für sich und seine unterhaltsberechtigten 
Angehörigen nicht ohne Inanspruchnahme der Sozialhilfe bestreiten 
kann oder bestreitet oder 
11. seine Anwesenheit erhebliche Belange der Bundesrepublik 
Deutschland aus anderen Gründen beeinträchtigt. 

§ 11 - Einschrinkungen drr Aus"'eisung 

(2) Ausländer, die als politisch Verfolgte Asylrecht genießen, heimat­
lose Ausländer und auslandische Flüchtlinge können, wenn sie sich 
rechtmäßig im Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten, nur aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
ausgewiesen werden. 

§ 14 - Elnschrinkungen du Abschiebung 

( I) Ein AusJander darf nicht in einen Staat abgeschoben werden, in 
dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, 
Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia­
len Gruppe oder wegen seiner politischen überzeugung bedroht ist. 

(Quelle: Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzblatt IJI 2600-1, 
Bonn, April 1965, Ausschnitt) 

Besonders auffällig ist die allseitige Bereitschaft der BRD, auf· 
grund ihren intimen politischen und wimchaftlichen Beziehun­
gen zu Landern mit reaktionären und faschistischen Regimes, 
den Wünschen dieser LandeT auch bei ihren Aktionen auf west­
deutschem Hoheitsgebiet entgegenzukommen. Während Ende 
der 60er Jahre die vom koreanisehen Geheimdienst mit bundes­
deutscher Amtshilfe organisierte Entführung koreanischer Stu­
denten und Wissenschaftlicher Schlagzeilen in der bürgerlichen 
Presse machte, wurde in den vergangenen Jahren die reibungs­
lose Unterstützung des Verfassungsschutzes und anderer west­
deutscher Behörden für den iranischen Geheimdienst SA VAK 
an das Licht der Öffentlichkeit gerückt. 

Fü r Aktivitäten gegen demokratische Ausländer durch Daten­
sammlung und Überwachung seitens der Bundes- und Landes­
behörden fehlte bis Anfang der 70er Jahre eine gesetzliche 
Grundlage. Da dieSbezügliche ministerielle Anweisungen außer­
halb des gesetzlichen Rahmens lagen, "legalisierte" man diese 
Praxis im Nachhinein durch entsprechende Gesetzesänderun­
gen. So wurden durch die Neufassung des Verfassungsschutzge­
'setzes 1972 als Gegenstand der Observation "Bestrebungen 
(einbezogen), die durch Anwendung von Gewalt oder darauf 
geriChtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der 
Bundesrepublik Deutschland gefährden" (Gesetzestext § 3). 
Die technischen Vorau~setzungen für diese Aufgabe wurden 
entsprechend ausgebaut. 
So steht neben den vielfältigen Datenverarbeitungssystemen des 
Bundes zur zentralen Speicherung von Informationen des Ver-

fassungsschutzes den AusländerbehOrden das Ausländerzen­
tralregister (AZR) beim Bundesverwalrungsamt in Köln zur 
Verfügung. 
In der Öffentlichkeit wurden diese Maßnahmen zur Kontrolle 
und Bekämpfung mißliebiger politischer Aktivitäten 'Ion Aus­
ländern in der BRD entsprechend legitimiert. So diente beson­
ders der Terroranschlag gegen die israelische Olympiamann­
schaft während der Münchner Olympiade 1972 als Vorwand zur 
bisher größten, generalstabsmäßig geplanten und durchgeführ­
ten Aktion gegen AU$länder in der Bundesrepub;lik . Während 
in Massenmedien eine Pogromstimmung gegen "die Araber" 
geschürt wurde, verhaftete man in Nacht·und·Nebel·Aktionen 
Hunderte Staatsangehörige arabischer Lander binnen weniger 
Stunden und schob sie, zumeist gesetzwidrig, ab. Die demokra­
tischen Organisationen Generalunion Palästinensischer Arbei­
ter (GUPA) und Generalunion Palästinensischer SlUdenten 
(GUPS) wurden widerrechtlich verboten, obwohl diese sich 
wiederholt in der Öffentlichkeit 'Ion terrorislischen Aktionen 
distanziert hauen. 
Trotz dieser Einschüchterungsversuche haben die demokrati­
schen Kräfte der Ausländer und ihre Organisationen wichtige 
Erfolge in der BundesrepubJik erringen können. Dies zeigt nicht 
nur die starke deJ1.lokratische und gewerkschaftliche Bewegung 
der türkischen Arbeiter und Studenten in der BRD (siehe Bei­
trag der FIDEF in diesem Heft). Erfolge sind vor allem dort 
möglich gewes<;!n, wo es auf der Grundlage eines breiten Bünd­
nisses getungen ist, die gemeinsamen Interessen von Ausländern 
und Deutschen in den Vordergrund zu stellen und in solidari­
schen Aktionen die gemeinsamen Forderungen zu vertreten . 
U.a. die SoJidaritätsbewegung mit dem chilenischen Volk hat 
gezeigt, daß der EinOuß reaktionärer und fasch istischer Kräfte 
nicht nur eingeengt, sondern auch zurückgedrängt werden 
kann. Daß die Kulturtrupps der chilenischen Faschisten trotz 
verschiedener Anläufe in der BRD keinen Fuß fassen konnten, 
dokumentiert dies ebenso wie die durch die Solidarilätsbewe­
gung erzwungene Abberufung und Ausreise des Folteroffiziers 
Ackerknecht als Militärattache der chilenischen Botschaft aus 
Bonn. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. L. Elsner, Fremdarbeiterpolitik in Westdeutschland, Berlin 

1970 sowie Aufsatze in: Das Argument, Westberlin, Nr. 68/ 1971 
2) Z. Ecevit und K.C. Zachariah, Internationale Wanderung 'Ion Ar­

beitskräften, in: Finanzierung & Entwicklung. Hamburg, Nr. 
4/ 1978 

3) R. Faust, Auslandische Arbeiter in der Bundesrepublik, 
Frankfurt/M. (erscheint 1979). Verwertbare Angaben über Lohn­
unterschiede liegen weder von Arbeitgebern, staatEehen Stellen, 
noch von DGB-Gewerkschaften vor. 

4) Süddeursche Zeitungt 9.2.l979 
5) Wortlaut in: epd-Dokumentation, Frankfurt/ M., NT. 5/1976 
6) R. Faust. a.a.O. 
7) Siehe (kutsche Volkszeitung, 3.5.1979. Allgemeiner in: B. Pätzold, 

Ausländerstudium und Imperialismus, Köln 1972 
g) Gesetzestext u.a. Dokumente im Handbuch: Blum/ Otman/ Prudlo, 

Ausländer + Deutsche in Betrieb und Gesellschaft. Frankfurt/ M. 
1976 
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Afghanistan 
Die Massenkundgebungen anllJßlich des I. Jahrestages der ajghanischen Volksre'llolution um 27. April standen im Zeichf'n der Vertei­
digung der demokratischen Errungenschaften. Nur Mohammed Taroki. GenerolsekretlJr der Volksdemokratischen Parte; und Prosi­
dem des Revolutionsro/es, sprach auf einer Manifestation lIon /00000 Menschen in Kobu/ von injiJngster Zeit rund 60 Grenz,l'ersrlJßen 
seitens Pakistans und des lron. Rechte Exponenten der religitJsen Bewegung des Iran wieder SchiilenfiJhrer eh. Modar; rufen im Chor 
mit gtgenrevofutionlJren ajghanischen Krtijlen zum" heiligen Krieg" gegen die sozialistisch orientierte Vo/ksregierung ar4. Im Mtirz 
d. J. hatte der pakistonische Priisident, General Ziaf-Haq, die offene Unterstützung der um die Muslim -BrUder, eine sog. Nationale 
Befreiungs/ront und altefeudalabsolutistische Elemente, gescharten afghanischen Rebellen verkiindet. Afghanistan - so Zial- Haq­
sei "ein islamisches Land, das im Augenblick von kommunistischen Fahrern regiert " werde. Vor ollem im nordpakistanischen Gebir­
ge half das pakistanische Regime, konterrevollltiontJre Exiltruppen auszubilden, die noch westlichen Quellen heute immerhin in 15 von 
28 Provinzen Afghanistans operieren sollen. Sie sind vorwiegend mit amerikanisch-chinesischen Waffen ausgerastet. Iranische Solda­
len waren bei dem bisher blutigsten Zwischen/oll im MtJrz d. J. in der z weitgr(Jßten Stadt Herat (nach offiziellen Angaben 2 700 Tote) 
mit von der Partie. 
Diese Destabilisierungsversuche haufen sich in einer Situation, da die Vertiefung des re~'olutionären Prozesses den geballten Wider­
·stand der gestürzten Ausbeuterschichten, der Feudalherren, GUfsbesiu.er, Wucherer und alten monarchislisehen Staatsbeomlen her­
allS fordert, Die Volksmacht befreite im erslen Jahr die landlosen und -armen Bauern' von der Schuldenlast und beseitigte das Speku­
lanten/um. Im Zuge der Agrarreform (Wonlaut des Bodenrejormgesetzes nachstehend) wurde mittlerweile an über 132 ()()() Bauern/a­
milien koslenlos Boden verteilt und 104000 Familien in Genossenschajlen zusammengeschlossen. Die Verankerung der sozialen Um· 
geslaltungen auf dem Lande dürfte für die VerteidigungsjlJhigkeit der Revolution eine tJhnlich ausschlaggebende Rolle spielen wie das 
Vorankommen der Massenmobilisierung in Bauernorganisationen, Gewerkschaflen oder den Komitees zur Verleidigung der Repu­
blik. Dies klingt auch im Interview mil Hojizullah Amin, Minislerprüsident und A ußenminis/er der DemOKratischen Republik Afgha­
nistan, an. 

Hafizullah Amin 

Das Volksregime 
kommt voran 

FRAGE: Es wurde berichtet, daß mehrere hunderttausend Af­
ghanen aus dem Iran ausgt'wiesen wordt'n sind bzw. werden. 
Wt'iche Last wird dies rur Afghanistans Wirtschaft bedeuten, 
und wie beabsichtigen Sit' sich zu vt'rhaltt'n'? 
H. AMIN: In dt'r afghanischen Gesellschaft nimmt jeder Af­
ghane eine ehrwOrdige Stellung innerhalb seiner Familie ein. 
Heute schreitet in unserem Land glOcklicherweise die Landre­
form mit beach.tlichem Tempo voran. Infolgedessen wird Land 
kostenlos unter kleine Landeigner und landlose Bauern verteilt. 
Die Produktivkräfte werdt'n schnell entwickelt, wofür mehr 
meflschliche Arbeitskraft erforderlich ist. 
Das werktätige Volk des han ist sich der Tatsache bewußt. daß 
die Energie der afghanischen Jugend mit großem menschlichem 
Elan fOr den Aufbau des neuen Iran vervo'andt wird. Wir sind 
uns voll der NOI ..... endigkeit bewußt, ArbeitsmOglichkeiten rur 
unsere Jugend zu schafft'n. 

FRAGE: Es sieht ganz danach aus, als ob Afghanistan im näch­
sten Winter unter Weizenmangel zu leiden haben werde. Haben 
Sie die Sowjetunion um Versorgung mit Weizen ersucht und 
was war Moskaus Antwort? 
H. AMIN: Um die von der Dürre herrührenden Schwierigkei­
ten unseres ..... erktätigen Volkes zu überwinden, stehen wir nicht 
nur mit der Sowjetunion in Kontakt, sondern auch mit ver· 
schiedenen anderen freundschaftl ich gesinnten Ländern und 
warten auf ihren positiven Bescheid. Die Sowjetunion hat wäh­
rend der letzten 60 Jahre, besonders nach der SaUT-Revolut ion 
(Sturz des Daud-Regims am 27.4. 1978; d. Red.) jedes Problem, 
mit dem wir zu kämpfen hatten, einschließlich unseres Weizen­
bedarf, ernsth:lfl beachtet. Sie hat immer ihren guten Willen de-
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monstriert, Lösungen zu finden. 

FRAGE: Sie haben immer die Charakterisierung ihrer Regie­
rung als kommunistisch von sich gewiesen. Inwiefern wOrden 
Sie ihre Regierungspolitik von der Sowjetunion, was die Innen­
oder Außenpoli tik anbetrifft, unterscheiden'? Ist es Ihre Ab­
sicht, um Mitgliedschaften im COMECON (Rat für Gegenseiti­
ge Wirtschaftshilfe; d. Red.) oder im Warschauer Pakt zu ersu· 
ehen'? 
H. AMIN : Wie wir schon wiederholt ft'stgeste llt haben, trium­
phierte die Große Saur-Revolution unter der Führung der 
Volksdemokratischen Partei Afghanistans (siehe Analyse von 
G. Altar in: AlB 7·8/ 1978, S. 42-49; d.Red.), dem Vorreiter der 
Arbeiterklasse, und durch direkte Anleitung unseres großen 
Führers Nur Mohammmed Taraki, vollkommen in überein­
stimmung und ausgeslattel mit der die Epoche bestimmenden 
Ideologie der Arbeitt'rklasse. 

Im ProzeO der Beseitigung des Feudalismu s 

Was die Innenpolitik betrifft. so kann man deutlich feststellen, 
daß ein beträchtlicher Unterschied zwischen den Entwicklungs­
phasen der Demokratischen Republik Afghanistans und der 
Sowjetunion besteht. Und zwar insofern als wir uns hier im 
Prozeß Jer Beseitigung des Feudalismus befinden und wir dabei 
sind, eine Gescllscha fl zu schaffen , die frei ist von der Ausbeu­
tung des Menschen durch den Menschen ; dieser ProzeO kommt 
schnell voran. Dit' Sowjetunion befindet sich im Prozeß des 
Aufbaus einer klassenlosen Gesellschaft. 



Die friedliebende Politik beider Länder ist wohl bekannt und 
wer interessiert ist. möge fUr sich selbst Vergleiche anstellen. 
Wir verspüren kein Interesse, um Mitgliedschaft in irgendeinem 
Mili tärpakt zu ersuchen. Aber wir werden uns jedem wirt­
schaftlichen Unternehmen anschließen, das mit dem Interesse 
unseres werktätigen Volkes übereinstimmt. 

FRAGE: Betrachtet man die Geschichte, so war es zentrales 
Ziel aller Regierungen Afghanistans, ihre Unabhängigkeit ge­
gen den Druck von Großmächten, sowohl aus dem Nordwesten 
als auch aus dem Südosten, zu wahren. Trifft dies weiter zu? 
H. AMIN: Ich st imme dieser Analyse nicht zu. 
Das Regime vor der Saur- Revolution trug reaktionären Charak­
ter und war mit dem Imperialismus verbunden. Unser Volksre­
gime, das als Ergebnis der siegreichen Saur-Revolution zur 
Macht kam, verfolgt eine nichtpaktgebundene Politik. Es hält 
an seiner Unabhängigkeit und Souveränität, die beschnitten 
wird, fest. Es steht in einer Front mit anderen proletarisch ge­
führten Ländern mit gleichen und brüderlichen Rechten. 
Es ist stolz darauf, keinem Druck irgendeiner Großmacht nach­
zugeben. Jedoch zu seinem großen Nachbarn im Norden, der 
Sow;etunion. unterhält es eine tiefe Freundschaft, die der Prü­
fung durch die Geschichte der lelzten 60 Jahre erfolgreich 
standgehalten hat. 

FRAGE: Infolge des Versuches, Afghanistan zu modernisieren, 
hat Ihre Regierung eine Landreform eingeleitet, den Brautpreis 
unterbunden und den Wucher verboten. Stoßen Sie auf irgend­
welchen Widerstand gegen diese Reformen? Ist es möglich, daß 
sich einige von ihnen als der Produktivität abträglich erweisen 
- z.B. könnten landwirtschaftliche Kredite eingefroren wer­
den, weil der Wucher untersagt ist? 
H. AMIN: Abgesehen von technischen Schwieri&keiten sind wir 
auf keine größeren Probleme gesloßen bei der Durchführung 
unserer revolutionären Maßnahmen, die auf eine rasche soziale 
Entwicklung unseres geliebten Afghanistan abzielen, wie bei 
der Landreform, der Abschaffung des Brautpreisbrauches, dem 
Verbpt von Wucher und Verpfändung. Wir haben auch diesbe-

Landvertellungo an orme BauerlJ bel Allngoar 

zUglieh keine ernsthaften BefürchlUngen. 

FRAGE: Sie haben behauptet, die Unterstützung von 98 '10 der 
Bevölkerung ihres Landes zu besitzen. Doch scheint es be­
trächtlichen Aufruhr und Unruhe in den Grenzgebieten zu ge­
ben. Welchen Umständen schreiben Sie das zu? 
H. AM IN: Ja, ich werde noch einmal behaupten, daß 98 lJJo un­
serer Bevölkerung, welche das werktätige Volk umfassen, eut­
schlossen unser Volksregime verteidigen. Wenn sich das Aus­
land nicht einmischt, werden wir uns mit keinem Problem von 
Zwietracht in unserem Volk auseinandersetzen müssen. 
Wir haben unwiderlegbare Dokumente als Belege in Händen, 
daß ausländische Quellen bei Intrigen gegen unser Volksregime 
eine Rolle gespielt ·haben. Wir werden diese Aufrührer ent­
schlossen beseitigen. 
Ungeachtet der Tatsache, daß es keine Unruhe oder Erhebung 
gegen das Volksregime in irgeneinem Teil des Lande!j gibt und 
vollkommene Sicherheit in ganz Afghanistan herrscht, kann je­
de antirevolutionäre Aktion auf fremde Länder und Quell~n 
zurückgeführt werden. Damr haben wir umfassende Beweise. 
Jedoch halte ich es nicht für angebracht, diese Länder in diesem 
Augenblick beim Namen zu nennen. 

FRAGE: Was ist die Haltung der Regierung gegenüber den Au­
IOnomiebewegungen in Paschtu-sprachigen Gebieten Pakistans 
und in Balutschistan? Sie haben gesagt, daß Sie Befreiungsbe­
wegungen unterstützen. Werden Sie diese Bewegungen unter­
stützen auf die Gefahr hin, ihre Beziehungen zu Pakistan aufs 
Spiel zu setzen? 
H. AM IN: Wir haben wiederholt gesagt, daß es nur eine politi­
sche Differenz mit Pakistan gibt, und das ist die nationale Frage 
der Paschtu- und Balutschvölker. Um der Lösung dieser Frage 
willen, sind wir zutiefst an freundschafliichen und brüderlichen 
Verhandlungen interessiert. 

(Quelle: Press Interview of Hafizullah Amin wi(h Smith 
Hemptslone, American Syndicaled ColumniSI, Kabul, März 
1979, Auszüge) 
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Bodenreformgesetz der 
DR Afghanistan 

Kapild I - A II~mel .. e Bestimmungen 

Artikel I 
Di~ Gesetz wird erlassen in Obereinslimmung mit dem lid der 
Volksdemokratischen Partei Afghanistans und den hohen Zielen der 
sroOen Saur-Revolution (vom 27. 4. 1978; d. Red.) im Interesse der 
Verwirklichuna der Bestimmungen der Artikel I und 2 der Grundsätze 
der revolutionllren Pflichten der Demokratischen Republik Afghani­
sl~n (Wortlaut in: A lB 10/ 1978; d . Red ,) und mit der Absicht, die fol­
genden Ziele zu erreichen: 
I .. Beseitigung der feudalen und vorfeudalen Beziehungen im sozialö­
konomischen System des Landes. 
2. Die Popularisierußg. Festigung und Veniefung der Einheit von Ar­
beiu~rn und Bauern mh dem Ziele der weiteren StArkung der Einheit des 
Volkes von Afahanistan, zum Zwe<:ke des Aufbaus einer Gesellschaft 
ohne feindliche Klassen und frei von der Ausbtl.ltung des Menschen 
durch den Menschen. 
3. ErhOhun) des Umfanas der landwirtschaftlichen Produktion zum 
Zwecke der Versorgung des Volkes mit ausreichender und abwechs· 
lunasreicher Ernlhrung, der Beschafrung von Rohmaterial ror die Er· 
weiterung des Exports landwinschaftlicher und industrieller Produkte 
des' Landes. 
Artibl l 
Die folgenden Begriffe haben die folgenden Bcdcutunge':!: 
1. Familie: bestehend aus Ehemann, Ehefrau und den Kindern , die d~ 
Alter von 1* Jahren noch nicht erreicht haben und in direkter Abhln­
&lgkeit oder unter der Verwaltung durch das Familienoberhaupt ste­
hen, und in einem Hause leben. 
Eine Person, die nicht verheiratet ist und das Alter von 18 Jahren vol· 
lendet hat , so ll fUr den Zvteck der Lam:lverteilung als eine eigene Fami· 
lie betrachtet werden. 
2. Landloser BaUeT: dies ist derjenige. der selbst kein Land besi tzt. je­
docK unmittelbar das Land einer anderen PtrSOn bebaut, auf der Basis 
von fruheren Icsctzlichen Vereinbarungen oder dem orlsUblichen 
Brauch. 
3. Kleiner Landbesitzer: dies ist derjenige, der direkt Land bebaut und 
der Besltzer yon weniger a ls' jiribs Land (1 jirib '"' 2.000 qm: d. R«l.) 
ersten Grades oder dessen Entsprtthung ist. 
4. Landwirtschaftlicher Arbei ter: dies ist die Person, d ie kein Land be­
sitzt und eine landwirtschaft liche Tatigkeit oder andere besondere Ar· 
beiten auf dem Land des Grundbcsillers ausübt. roT eine festgelegte 
Lohnsumme, in bar oder in Naturalien auf der Grundlage fruherer gt­
$CI.zlicher oder oruUblicher Vereinbarungen. 
,. Grundbesi tze:r: dies ist die Person, die rechtmlßig ihr Land besitzt , 
entsprechend gUltlgen IC:StIz.lichen Dokumenten. 
6. Mittelloser Koochi (Nomade; d. R«l .) dies ist ein Nomade, der kei· 
ne andere Einkommensquelle außer der Arbeit und der Viehweide hat. 
7. Parzelle: dies ist ein StUck. Land, das einer oder mehrertn Personen 
z.us.ammen gehOrt und durch das Eigentum anderer PersoDtn odeT 
durch einen Staat, einen Fluß, einen Graben, eine öffentliche Straße, 
einen Berg, einen Hllgd oder durch Ödland begrenn iSI. Obs!- und 
Weinglrten, selbst wenn sie Teil der Landparzelle des Besitze:rs sind, 
werden als eine separate Parze:lle betrachtet, und das nicht aus Wein· 
glrten oder Obstglrten bestehende Land einer Parzelle soll ebenfalls 
als besondere Parze:lle betrachtet werden. 
g. Grundbesill: dieser besteht aus einer oder mehreren Landparullen, 
die sich teilweise oder ganz in rechtmaßigem Besitz einer Person befin­
den und in Form von einigen oder mdUCTen Parzellen in einem oder 
mehreren Dörfern, oder in einem oder mehreren Kreistn (Woleswali) 
oder .mehrtren Provinzen liegen. 
9. ÜberschuMiges Land: dies ist Teil des Grundbesitzcs einer Person 
und wird - auf der Basis gllitiger gcsclll icher Dokumente - als Ober· 
schuß an ihrem Anteil festgelegt. 
Artlkd 3 
Keine Familie darr mehr als 30 jiribs Land ersten Grades oder dessen 
Entsprechung besitzen. 
Artlktl 4 
Keine Person darr Land. das llber die Grenze: von 30 jiribs Land ersten 
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Grades oder dcsstn Enu prechu"l hinausgeht, vtrpfllnden, verpachten 
oder verkaufen, genausowenig wir das IlberschUMiie land, das nach 
der Überprüfung ytrbleibt. und das Land, das entsprechend den Be­
stimmungen dieses Geseues verteilt wird . ( ... ) 

Kapil t l 3 - Vtrtellung dts Landt~ 

Ar1lkel S 
Das Land, das an die anspruchsberechligten Personen gemäß den Be­
stimmungen dieses Gesetzes veneil t wird. ist das folgende: 
1. Land, das die geselzte Grenze: nach erfolgter Überprufung llber· 
steigt, und das llberschllssigc land . 
2. Das Land, das dem Staat llbereignet wurde. 
3. Das Land der Yahya·Dynastie (proim'pcrialistischer und problti· 
seher Tei l der Dynastie, d. Red. ) und der königlichen Familie, Staats­
land und Brwlsscrungsprojekte, d ie nicht fUr die Einrichtung von 
Staatsfarmen geeignet sind . 
Artlkfl 9 
Das lIberschllMige Land und das Land, das die Begrenzungen Uber· 
schreitet , die rur die Größe des Grundbesitzes festgelegt wurden, soll 
durch die Abteilung ror Landreform ohne Zahlung des Kaufpreises 
lIbernommen werden. 
A r1lktl 10 
Das Land wird in drei Kategorien un<kieben Grade eingetei lt . und zum 
Zwecke der Verrechnuna mit Land des ersten Grades sollen folgende 
Koeffizienten benutzt werden: 
Erste Kategorie: Obst&lrten, Weinanbauland und bewll$scrtes Acker· 
land, das zwei Ernten ergibt. 
Land eUten G rades (Obstglrten und bC'wlsserte Weinglrten): Koeffi­
zient 1,00 
Land zweiten Grades (bewisscrtes Ackerland, das zwei Ernten ergibt): 
Koeffizient 0,8' 
Zweite Kategorie: Bewasscrtes Ackerland. das eine Ernte trlgt. 
Land dritten Grades (Brwlssertes Ackerland, das eine Ern te trlgt und 
das pro Jahr zu 50 ~ oder mehr bebaut oder bewassert wird): Koeffi­
zient 0,67 
Land Yierten Grades (einmal tragendes, bewlssertes Ackerland, das 
jlhrlich zu weniger als SO ~ bebaut oder bewassrrt wi rd): Koeffizient 
0,40 
Land funften Grades (trockenes Ackerland, das einmal jährlich bebaut 
wird): Koeffizient 0,20 
Land sechsten Grades (trockenes Ackerland, das einmal in zwei Jahren 
bebaut 'wird): Koeffizient 0 ,13 
Land siebten Grades (trockenes Ackerland, das seltener als einmal in 
zwei Jahren bebaut wird): Koeffiz itnt 0, 10. 
Artikel 11 
Die Maßeinheit rllr Land ist der jirib, der 2.000 qm odtr 1/ ' eines Hek· 
tars (ha) enupricht. Bei der Berechnung der FUlche ein,,- Grundbesitzes 
soll 112 jirib oder weniger nicht gerechnet werden, j«loch $011 mehr a ls 
112 jirib als I jirib gerechnet werden. 
Ar1 ikd 11 
Das Land wird kosltnlos an besonders anspruchsbertthtigte Personen 
und ihre Familien wie folgt verteilt : 
I. Obsl- und WeingJrten (erster Grad): S jirib. 
2. Bewls5C1"tes Ackerland. das zwei Ernten Irlgt (zweiter Grad): 
6 jirib. 
3. BcwlssCTtes Ackerland, das eine Ernte trlgt (driller Grad): 8 jirib, 
4. Bewlssertes Ackerland, das eine Ernte trllgt (viener Grad): 12 jirib. 
,. Trockenes Ackerland (fllnfter Grad): 2' jirib. 
6. T rockenes Ackerland (sechster Grad): n jirib. 
7. Trockenes Ackerland (siebIer Grad): SO jirib. 
Das Land $Oll an die kleinen LandbHitze:r verteih werden, so daß ihr 
Grundbesitz nicht' jirib Land erslen Grades oder dessen Entsprechung 
IIhcrschreitet. 
Artikel 13 
Die Parzelle Land. die aus Land des zweiten oder eines höheren Grades 
besteht , soll auf der Basis der Koeffizienten des jewei ligen G rades in ' 



jirib Land ersten Grades umgtrechntt und an anspruchsberechliJ;te 
Pel'$Onen vtneilt werden. 
Artlkd 14 
Das Land soll an die anspruchs berechtigten Personen ohne Losverfah­
ren vtrteilt wtrden. Wenn die Landpan:ellen, .... elche die anspruchsbe­
rechti,ten Personttl bearbeiten, in dem jeweiligen Dorf oder Kreis 
nicht ausreichen, dann soll zunlchst land an die Anspruchsberechlig­
ten ersten Grades auf der Basis des Losvtrfahrens verteilt und ihnen 
Obereignet werden. 
Artikel 15 
I. Land soll bevorzugt an die Anspruchsberechtigten zweiten Grades 
und dann an die Anspruchsberechli,ten dritten Gradn vertei lt werden, 
wenn Landparzellen Obrig sind, danach an die Anspruchsberechtigten 
vierten Grades und, falls immtr noch Landparzellen Ob", sind. sollen 
sie an die Anspruchsberechtigten mnften G rades, dann an die An­
spruchsberechtiaten sechsten Grades auf der Basis des Losvtrfahrens 
verteih werden. 
2. Die bevorzuate Landverteiluna wird untu den kleinen Landbc:sit ­
zern entsprechend du Kleinheit ihres G rundbesi tzes und dessen Nähe 
zum zu verteilenden Land festaeleat. 
Artikel 16 
Das Losverfahren soll in aller Offentlichkeit, in Gegenwart der an· 
spruchsberechtiaten Kandidaten, durch das zuStändige Team vorge­
nommen werden. Die Landparzellen, die im Namen des Anspruchsbe­
rechtigten verlost werden, sollen ihm entsprechend der angemessenen 
Verfahrenswrise Ilbereianet wudrn . 
Artikel 17 
Die Einrichtunaen und Ausrtlstunaen des landes, das nach den Bestim­
mungen dieses Gesetzes entcianC't und den Anspruchsberechtigten oder 
landwirtschaftlichen Kooperativen oder Staatsfarmen ausgehlndigt 
wird, sollen von du Landwirtschaftlichen Entwicklungsbank zu einem 
gerechten Preis wie fllr 10 Jahre alte Einrichtungen gekauft und an die 
Kooperativen und Staatsfarmen verkauft werden. 
Die genannte Bank soU das Geld von dem Anspruchsberechtigten oder 
der Kooperative oder Staatsfarm in einem Zeitraum von 10 Jahren zu 
gllnstigen Bedinaungen zurllckfordern. 
Artlkfl I' 
Das Land der Staatsfarmen und Staatseinrichlungen unterliegen nicht 
den Bestimmungen dieses Gesetzes. 
Artlkd 19 
Jede Familie oder jedes Mitglied einer Kooperative kann mit ZUStim­
mung der Abteilung für landreform bis zu Ja jirib Ödland, entspre­
chend Land ersten Grades, neu bebauen und urbar machen, und darf es 
in Obereinstimmung mit den Bntimmunaen dieses Gesetzes besitzen. 
Artlkd 10 
Verstreute Parzellen eines Grundbesi tzes oder ihre Auf teilung in kleine 
Panellen. die die Effektivitii t der Tätigkeit dtJ Bauern beeintrlcht igen 
wOrden, sollen korrigiert. Ilberprllft, verhindert und durch besondere 
Regelungen behoben werden. 
Artlkd 11 
Die Regierung soll Gebiete fIlr den Anbau best immter landwirtschaft li­
cher Produkte, Weiden und Wilder festlegen, unter angemessener Be­
rücksichtigung ihrtr wirtschaftlichen Effektivillt und der Umweltbe­
dingungen in Obereinstimmunl mit den Regelungen. 
Artikd 11 
Der Zeitpunkt du Landverteilung an die Anspruchsberechtigten in den 
verschiedenen Regionen des Landes soll der Öffentlichkeit des Landes 
durch besondere Dekrete des Prlsidenten des Revolutionsrates und des 
Premiermini$lers durch Radio, Fernsehen und die Presse zur Kenntnis 
gegeben werden. 

Kapitel" - Der Anspruchsberechtlate und stlne PRichten 

Artlkd 13 
Personen folgender Eigenschaften sollen zum Erhalt von Land ~rech­

tilt sein: 
I. Besitz der arghanischen Staatsbllraerschafl; 
1. Vollenduni des 18. Lebensjahrs; 
J. Wenn sie landloser Bauer, kleiner La ndbesiuer, Landarbeiter oder 
mittelloser Koochi (Nomade) sind; 
... Verfllgu nl Ober kein anderes Einkommen außer der Landwirtschaft 
und Landarbeit; 
5. falls sie versprechen, allein oder :tusammen mit ih ren Familienmit­
gliedern auf dem Land, das ihnen zugC'teilt wird, zu arbeiten und es zu 
bebauen und zu entwickeln; 
6. wenn sie nicht Erbe von Land sind, das ihnen von einer verstorbe­
nen Person hinterlassen wurde, dies Recht schrift lich abzutreten. 
Artikel 14 

Die Reihenfolge bei der Ikrtlcksichtigung der Personen, die die in Arti ­
kellJ dieses Dekrets vorgesehenen Eij:enscharten !laben, wird wie folal 
festgelegt : 
Anspruchsberechtigte ersten Grades 
I. Der landlose Bauer, der auf dem:tu verteilenden Land arbeitC't . 
2. Der landlose Bauer und kleine Landbesitzer, dessen landwirlSChaft· 
licher Betrieb durch den Staat im ö ffentlichen Interesse enteianet wur­

d" 
Anspruchsberechtigte zwei ten Grades: 
Der landlose Bauer und landwirtschaftliche Arbeiter in dem Dorf, in 
des es kein zu verteilendes Land gibt. 
Anspruchsberechtigte dritten Grades; 
Der landlose Bauer eines Dorfes , in dem zur Vtneilunt; stehendes, 
Dberschils.siaes Land nach der Verteiluna an die Anspruchsberechtilten 
erSlen und zweiten Grades nichl mehr vorhanden ist. 
Anspruchsberechtigte vierten Grades: 
Der landlose Bauer der in einem Kreis wohnt, und der Koochic, der 
Oblicherwcise einen Teil des Jahres in dem Kreis verbringt. wo es zu 
vert ei lendes Land libt. 
Anspruchsberechtigte filnrten Grades: 
Landlose Bauern und Landarbeiter einer Provinz, in der es zur Vertei­
lung geeignetes Land gibt. 
Anspruchsberechtilte sechsten Grades; 
Die landlosen Bauern oder Nomaden aus verschiedenen Teilen anderer 
Provinzen, in denen es :tu verteilendes Land gibt . 
Artikel 15 
Die anspruchsberechtigte Person soll die folgenden Pflichten haben: 
I . Das Landvertcilungsformular in der jeweiligen Provinz innerhalb ei· 
nes Zeitraums von drei Monaten, gerechnet vom Datum des Erlasses 
des Landverteilul\ISgesetzes, auszufnllen und es an das zustJndiae T~ 
am zu schicken. 
1. Die Eigenschaften des Landes , auf dem er arbeitet, zusammen mit 
der vollständigen IdentitJt des Besitzers, bekannt zugeben. 
J. Nach Verteilung des Landes ist die anspruchsberechtigte Peuon ver· 
pn ichtC't, das Land in Besitz:tu nChmen,.und innerhalb von drei Mona­
ten Maßnahmen zur Bebauuna zu beginnen. 
4. Direkten Kontakt mit der Abteilung fllr Landreform und dem Ko­
mitet zur Lösung der Probleme der Bauern im jeweiligen Kreis zu hai· 
ten. 
5. Praktische Schritte zu unternehmen. um das zur Verteilung geeigne­
te land in der betreffenden Region zu numeriuen. 
6. Die Kredite von der LandwirlSChaftlichen Entwicklungsbank. ent­
sprechend den Regelungen der Bank zu gegebener Zeit zurtlck:r.uzahlen. 
1 . Grundsteuer zum gegebenen Zeitpunkt zu bezahlen. ( ... ) 

Artlktlll 
I. Wenn der Besitzer stirbt, sind die Mitglieder seiner Familie ver­
pnichtet, das von ihm besessene Land in Obereinstimmung mil den Re­
gelungen zu bebauen und zu nutzen . 
2. Wenn die Familienmitglieder nicht erwachsen oder Frauen und uno 
flhil sind, das Land zu bebauen, kann ein FamilienmitaJied das Land 
zur 8ebauuna vtrpachten, bis ein Familienmitglied in der Lage ist , das 
Land nI bebauen. t •.. ) 

Artikel JO 
Erben können untereinander nicht den Oberschuß Ober die gesetzte 
Grenze hinaus oder den Oberschuß ererbten Landes, nach Durchfüh­
rung der LandOberprtlfung, untereinander verteilen. ( ... ) 

Kapitel' - Verscbtedene Bntlmmunaen 

( , , ,) 

Artikel 36 
Die Afghanische Gesc:lisc:haft fOr Chemische Düngung, die Sajl\baug~ 
seilschaft, die Gesellschaft fOr Landwirtschaftliche Maschinen und die 
Landwirtschaftliche Entwicklungsbank sollen Zweiab'lros in den Ge­
bieten eroffnen, wo das Landreformprogramm durchgefllhrt wird, und 
die notwendigen Einrichtungen. Darlehen, Werkzeuge und Materialien 
zu gonstigen Bedingungen an die Personen. die Land erworben haben, 
liefern. ( ... ) 

(Quelle: Decree NO. 11 on La nd Reforms in Afahanistan - Dated Nov. 
28., 1918, in: Decrees of the Demoaat ic Republic of Afghanistan, Mi­
nisu y of Information and Culture, Kabul , o. J., S. 20--29) 
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Kampuchea 

Heng Samrin 

Auf die befreiten 
Volksmassen stützen 

Seit der 2. Befreiung Phnom Penhs und der Machrabernahme 
durch den Revolurion/Jren Volksrat Kompucheas im Januar 
/979 (siehe A /8 2 und 3/ 1979) ist die geseltschqftliche Reorgani. 
siernng iri Kampuchea in vollem Gange. Heng Samrin, Vorsit· 
zender des Revo!utionaren Volksrates und der Nationalen Ein· 
heitsfront (FUNKSN), bilanziert die Situation Ende MOn d.J. 
und sIe1ft die Sojortoujgaben vor, die ein erster nationaler Kon­
gr(/J der Staatsorgane und Volkskomitm Kampucheas M itte 
MiJn in Phnom Penh formulierte. 
In den letzten MOntagen gelang den Revolutionbren Streitkrllj­
ren Kampucheas die ErsWrmung des Haup tquartiers der Reste 
der Pol·Pot-Truppen in Ta Soing, Provinz Bouomlxmg. Dabei 
wurden Funkstationen erobert und iJlkr 1.000 Mann außer Ge­
fecht gesetzt. AnIlIftIich des neuen Nationalfeiertages am 17. 
April beschloft der Re~olution/lre Volksrat einen Gnadener/qjJ 
gegeniJber Mitarbeitern und Bediensteten des gestiJnten Regi­
mes. Selbst jene, die sich persOnfich an MaSSilkern gegen die Be­
vlJlkerung beteiligten, ""erden lediglich 3- 5 Jahre in Umenie­
hungs/agern zusammengefaßt. 

FRAGE: Wi~ ist die g~genwärtige Situation im Lande, und wie 
wird das 8-Punkte-Programm der Nationalen Einheitsfront fü r 
di~ Rettung Kampucheas verwirklicht? 
H. SAMRIN: Unt~r Führung d~r Nationalen Einh~itsfront füt 
die R~tlung Kampucheas und des Revolutionären Volksrates 
(vgl. Manifest des Revolutionä ren Volksrates in AlB 211979; d. 
Red.) verstärkt sich die revolut ionäre B~wegung im g'anzen 
Lande. Überall k~hrt di~ befreite Bevölkerung voller Enthusias­
mus in ihre Heimatorte zUrllck, um ihr Leben einzurichten, die 
Produktion wieder in Gang zu bringen und die . Sicherh~it ihrer 
DOrfer zu verteidigen. Revolutioitäre Machtorgane und Mas­
senorganisation~n werd~n gebildet, sie festigen und entwickeln 
sich sowohl quantitaiv als auch qualitativ w~it er. 

Trotz zahlreicher Schwierigkeiten hat ein neu~s, wirk lich schö­
nes Leben begonnen . Die von diesem neuen Leben ausgehende 
Wirkung und die im 8· Punkte-Programm (Wortlaut in AlB 
211979; d. Red .) niedergelegten Polit ik d~r Mild~ d~r Nationa­
len Einheitsfront für die R~ttung Kampuc:heas haben den Re­
SI~n der Pol Polileng Sary·Armee geholfen, ihre Fehler zu er­
k~nnen. Deren größter Teil hat seine Waffen der revolution!l. ren 
Macht übergeben und darum ersucht, zu einem ehrlichen Leben 
zurtlckkehren zu dürfen. 
Eine kleine Anzahl von Peking unters tützter Unverbesserlicher 
wird v~rfolgt . 

FRAGE: Worauf konzentriert der Revolutionäre Volksrat seine 
Anstrengungen? 
H. SAMRIN: Es ist allgemein bekannt, daß in den vergangen~n 
viet Jahren des Repme Pol Pot/leng Sary fast alle gesellschaft· 
lichen und wirtschaftlichen Grundlagen Kampucheas sabotiert 
und die Kampucheaner zu einem äußerst schlimmen Sklavenda· 
sein gezwungen hall~, zu einem Leben voller Hunger und in 
Lumpen, zu einem Leben, das die Gesundheit zerstörte. 
Heute, beim Wied~raufbau des Landes, müssen wir mit leeren 
Händen beginnen. Deshalb besteht unser allererstes Anliegen 
darin, das uben des Volkes schnell zu stabilisieren 'und die Pro-
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duktion vor allem in der Landwirtschaft, wieder aufzunehmen 
sowie das Gesundhei tswesen wieder herzustellen, Kultur und 
Bildung wieder mit Leben zu erfüllen. 
Gleichzeitig müssen wir unablässig die Wachsamkeit verstärken 
und die Reste der von Peking unterstützten reaktionären Armee 
weiter verfolgen. Dabei stUtzen wir uns auf die befreit~n Volks­
massen. Wir tun alles, damit das Volk wirklich H~rr der Gesell­
schafl wird, damil es um di~ Erfüllung der Aufgaben wetteifert, 
damit eine breite revolutionäre Bewegung im ganzen Lande aus­
gelöst wird. 
Kürzlich hat die Funktionätskonferenz ganz Kampucheas für 
das Volk und die Revolutionaren Streitkräfte folgende So­
fOrlaufgaben formuliert: 
• weitere offensiv~ Verfolgung der Reste der ~rmee des Regi­
mes Pol POI/l~ng Sary, die sich noch in bestimmten Gebirgsre­
gionen od~r auf d~m Lande verborgen halten; 
• entschlossener Schutz von Ordnung und Sicherheit; 
• schnelle Stabilisierung des L~bens des Volkes; 
• Unterstützung der Bevölkerung, damit sie in ihre Heimat­
dörfer zUrllck kehren und wieder zu ihrem Leben finden kann; 
• H ilfe für das Volk bei der Regelung der Produktion und des 
Lebens, vor allem der landwirtschaftlichen Produktion; 
• verstärkt~ Propaganda und Eniehung, damit das Volk den 
Kurs und d i~ Politik der Front und des Revolutionären Volksra­
(es voll verstehen und beurteilen kann, verbunden mit der 
Schaffung einer starken Macht in den Weilern, Gemeinden und 
Kreisen von der Basis her sowie mit dem soliden Aufbau und 
der Stärkung der Massenorganisationen überall im Lande; 
• Entwick lung und Festigu ng der r~volutionären Organisation 
bei gleichzeitigen Anstrengungen zur Heranbildung eines Kon­
tigents von Kadern auf den verschiedenen Ebenen und in den 
verschiedenen Zweigen; 
• Wahrung und Verstärkung der Solidaritlh zwischen Kampu­

chea und Vietnam als sehr bedeutsame politiSChe Aufgabe, die 
den Erfolg der Revolution beiqer Völker sichert; 
• Aktivierung der Außenpolitik, damit die Front und der Re­

volutionäre Volksrat Kampucheas ihren Einfluß und ihr Anse­
hen in der internationalen Arena vergrößern. 
Trotz der großen Schwierigkeiten und Prtlfungen iSt gewiß, daß 
das kampucheanische Volk mit seinen Traditionen unbeugsa­
men Kampfes und seinem Arbeitsfleiß seine schöne Heimat er­
folgreich wieder aufbauen wird. 

FRAGE: Welche außenpoli tischen Hauptziele verfolgt die 
Volksrepublik Kampuchea, und wie beurteilen Sie die bisher er­
zielten Ergebnisse? 
H. SAMRIN: Die Volksrepublik Kampuchea verfolgt eine Au~ 

ßenpolitik des Friedens, der Freundschaft und der Nichtpaktge­
bundenheit. Sie unternimmt Anstrengungen, um die Zusam­
menarbeit mit den sozialist isch~n Bruderländern auf allen Ge­
bieten zu stärken und auszubauen sowie Beziehungen auf der 
Grundlage der fünf Prinzipien d~r friedlichen Koexistenz zu al­
len Ländern ungeachtet der Unterschiede ihrer politischen und 
gesellschaftlichen Ordnung, zu entwickeln und zu festigen. 

(Quelle: ADN, Berlin, 23 . 3. 1979) 



DAS ARGUMENT 
Zeitschrift fOr Philosophie und Sozialwissenschaften 

114 Orl«, Welt und Erst. Walt 
20 Jahre ARGUMENT 
Editorial 
Notiz zu Vietnam 
Zum Spionageverdacht gegen Frledrlch Tomberg 
W.F Haug: Marxismus, Dritte Weil und das Problem des Eu-
rozentr lsmus . 
G. Hoyos-V;t,sques: Theologie der Befreiung: Christentum 
oder Marxismus? 
G. Hauck: Typen kolonialer Produkllonswelsa 
T. Chahoud: Der Entwicklu!1gsberlchl der Weltbank 
F. Suffs·Frledel: China : Der groBe Sprung zurQck? 
Stallnlamua·ForKhung: 
R. LorenzPoliIlsche Stuberungen und Massantetror 
Aktuelle Analys. 
U. Hamplcke: Das naua Umweltgutachten 
G~.n·rvument. 
K. Götze: BeitrAge oder BetrOge? Die Kritikpraxis einer Zelt· 
schrift 
G. Freudenthai: Replik auf Haug 
KonVre6ankUndlgungtn und -.Mrlchta 
11 . Kongre6 Kritl.sche Psychologie; Stalinlsmus·Kongre6; So· 
ziologentag; NS·Padagoglk; Entsorgung von Kernbrennstof· 
fen; Verhaltenstherapie 

115 MASSEN/KULTUR/POLITIK 
W.F. Haug: Kultur der Arbeiterklasse 
T. Melscher: Faust un!;l die Kunst zu erben 
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Aigerien 
Rainer Falk 

Aigerien nach Boumedienne 
Algeriens politisches Profil beruht auf zwei tragenden Säulen: 
einer in der Erfahrung des eigenen Befreiungskrieges wurzeln­
den entschiedenen Parteinahme für die nationalen Befreiungs­
!Jewegungen nach außen und einer seit Mine der 60er Jahre ein­
gd eilclen, auf die O~rwindung der ökonomischen Abhangig­
keit von Frankreich gerichteten radikalen Ent]wicklungspolitik 
im Inoern (ViI. AlB 1/ 1977). 
Daß beide Momenle nicht isoliert voneinander gesehen werden 
können, liegt auf der Hand: Die internen Entwicklungsproble­
me und die Richtung. in der sie gelöst werden, bestimmen mit 
Ober die Stabilität und die Dauerhaftigkeit. in der das Land in 
der Lage ist, sein antiimperialislisches Potenital regional und 
weltweit zur Gdlung zu bringen. 

Festhallen am sozlallslisthen Ideal 

Der IV. Kongreß der Nationalen Befreiungsfront (FNL) Ende 
Januar 1979 hat hier Zeichen gesetzt. Nach dem Tod Boume­
diennes am 27 . 12. 1978, der zu Spekulationen über einen mög­
lichen Kurswechsel des Landes Anlaß gab, belOnle der Kongreß 
die Kontinui tät bei der Verwirklichung der grundlegenden Op­
tionen der letzten Jahre, die Unumkehrbarkeit der sozialisti­
schen Orientierung, die Mille 1976 in der Nat ionalcharta, dem 
grundlegenden Dokument des heutigen Algerien (auszugsweise 
in AlB 111977, S. 19-24), festge legt worden war. 
Zugleich brachte der Kongreß eine Etappe des Aulbaus demo­
kratischer Strukturen zum Abschlußt und bildete einen Ein­
schnin bei dem Bemühen der algerischen Führungskräfte. die 
FNL so zu reorganisieren. daß sie die ihr in der Nationalcharta 
und der-Verfassung zugewiesene Au fgabe künftig wahrnehmen 
kann . Laut der neuen Verfassung vom 17. 11. 1976 soll sie "die 
Avantgarde der bewußtesten Bürger, derjenigen. die durch ein 
patriotisches und sozialistisches Ideal motiviert sind", die 
"Führerin der sozialistischen Revolution und die leitende Kraft 
der Gesellschaft" sein . Der Kongreß verabschiedete ein neues 
Parteistatut, das den Revolutionsrat, der seit 1965 oberstes 
Fllhrungsgremium war. durch ein Zenlralkomitee und ein Polit­
büro ersetzte. Oberst Chadli Bendjedid wurde zum Generalse· 
kretär geWählt, wenig später durch allgemeine Wahlen auch 
zum Präsidenten. • 
Der IV . FNL. Kongreß, dessen Abhaltung schon lange geplanl 
war, jedoch immer wieder verschoben wurde, scheint somit 
nicht nur schon getroffene Orientierungen bestatigt und die Un­
sicherheiten der Bounledienne-Nachfolge b~ndct zu haben. Er 
kan n durchaus Auftakt zu einer neuen Etappe der Vertiefung 
der Errungenschaften der nationalen Unabhängigkeit sein. Die 
Probleme, die sich auf diesem Weg stellen. sind allerdings viel­
fältig, und viel wird davon abhängen, wie die Orientierungen 
des Kongresses in der Praxis umgesetzt werden. 
Außenpolitisch dOrf te Algerien weitgehend unverändert eine 
tatkräftige Stütze al1er Bestrebungen der Dritten Welt sein, na­
tionale und sOliale Befreiung zu erlangen - eine Rolle, die ihm 
seit der Algier· Konfere nz der Nicht pak tgebundenen im Jahre 
1973 wachsendes Gewicht in der Weltpolit ik verschafft haL Die 
Unterstützung der nationalen Befreiu ngsbewegungen durch die 
algerische Außenpolitik ist ungeteilt; allerdings bestehen zu 
zwei Bewegungen - zur PlO und zur Frente POllSARIO -
die engsten Verbindungen. 
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Gemäß der Linie der Organisation ror Afrikanische Einheit 
(OAU), daß die aus der Kolonialzeit hervorgegangenen beste­
henden Grenzen nicht angetastet werden dürfen, hat es Alge­
rien stets zu!Uckgewiesen, separatistische Bestrebungen wie in 
Eritrea und dem Ogaden zu unterstützen. 
Besonderes Gewicht in der algerischen Außenpolitik hat in 
jüngster Zeit die Verstärkung der Arabischen Front der Stand­
haftigkeit und der Konfrontation gegen die Separatfriedenspo­
litik Sadats erhalten. Als Gastgeber der 2. Gipfelkonferenz der 
Staatschefs der arabischen Widerstand bewegung gegen die 
"amerikanische lösung" am 5. Februar 1978 hat Algerien 
maßgeblichen Anteil daran, daß heute - kurz nach der Unter­
zeichnung der Vereinbarungen von Camp David/Washington 
- starke Krärte gegen das US·Manöver zusammenwirken. 
Nach dem 3. Gipfel der Standhaftigkei tsfront erhielt Boume­
dienne den Auftrag, im Namen der Teilnehmer über die Ver­
stärkung der Zusammenarbeit zwischen der UdSS R und den 
Ländern der Front zu verhandeln - einen Auftrag, an dem er 
bis kurz vor seinem Tod gearbeitet hat (siehe auch nebenstehen­
de FNL· Resolution zur Außenpolitik). 
Algerien gehört zu den konsequentesten Kräften in der Front 
und ist auch bereit, die PLO bei ihrer Forderung zu unterstüt­
zen, zur Isolierung der Separatkräfte das Öl als politische Waf­
fe zum Einsatz zu bringen. 
Nicht mindtr bedeutend und gleichzeitig Klammer zwischen der 
Außen· und Entwicklungspolitik ist Algeriens Eintreten für die 
ErriChtung einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung. 
Vor dem Hintergrund seiner eigenen Entwicklungskonzeption 
stel1t es dabei vor allem das Recht der Länder der Dritten Welt 
in den Vordergrund, souverän Ober die eigenen materiellen und 
menschlichen Ressourcen zu bestimmen. 
Eine zentrale Rolle spielt auch das Recht auf Zusammensch lüs­
se der Rohstoffproduzcntenländer, um effektive Erlöse aus ih· 
ren Exporten zu erzielen. Nach algerischer Auffassung müssen 
die Exporterlöse aus RohSlOffen so bemessen sein, daß damit 
sowohl die aktuel1en wie die zukü nft igen Industrialisieru ngs.. 
und Entwicklungskosten finanziert werden können. 2 

Diese Konzeption, die den Kampf für die Neue Internationale 
Wirtschaftsordnung aus den internen Entwicklungserfordernis­
sen ableitet, hat insbesondere nach der souveränen Festsetzung 
der Ölpreise durch die Organisation Ö lexportierender Lander 



IV. FNL-KongreB 

Resolution zur Außenpolitik 

Der KOßard 

• wiederholt die Entschlossenheit Algencn!, die brüderlichen und 
freundschaftlichen Beziehungen mit den benachbarten Landern 
durch die FOrderung einer Zusammenarbeit aufrechtzuerhalten und 
zu (tsliam, die allen Völkern der Realon zUlule kommt; 
• erinnert daran, daß die Frage der Westsahara ein Problem der 
Enlkolonialisierung und der nalionalen Bcfreiu", einn Volkes iSI, 
dessen Territorium überfallen, besem, ,eteill und dtsSCn allj;emdn 
anerkannte Rechte verhöhnt worden sind. 

Iler KongrtG 

• erklJlrt seine unverbrtlchliche SolidarillJl mit dem Volk der West­
$llharu, seiner Vorhut, der Freßtc POLI SAR IQ und seiner MilkAm~ 
rer, ebenso wie er ohne Vorbehalt das .lgcTische Volk unterstützt bei 
seiner gerechten Sache der AusUbußa seines Rechts auf ~lbstbestim· 
muni, auf die Verwirklichung seiner legitimen Rechte, auf nationale 
Souverlnitlt'und tttrilOriale Unabhlntilkeit: 
• unterstützt die Entscheidungen der Reaieruna der Arabischen De­
mo kratischen Republik der Sahara, die einen dnseitisen Waffenstill· 
stand Stsenllber Mauretanien vorgeschlaStn hat und damit ihren 
Wunsch ausdrUckt, daß die VerhandJunSen, die zwischen den beiden 
Ulndern gefllhrt werden, schnell zu einem gerechter) und dauerhaften 
Frieden fohren mOgen, der den Wünschen der mashrebinischen VOI· 
ker entspricht; 
• bestätigt, daß eine serechte und dauerhafte Regelulli des Pro­
blems der Welitsahara, unter BerUcksichtilung der nationalen Rechte 
seines Volkes, den Weg ebnen wird zur Wiederherstellung und zur 
Entwicklung der natilrlichen l1indunaen, die alle Under dieses Ge­
biets vereint. Dadurch kann eine Polit ik der regionalen Zusammenar· 
beit zum Nutzen aller Völker dies.er Reaion verwirklicht werden. 
• ist lief beunruhigt ilber die Intensivieruns der Unternehmungen 
des Imperialismus, des Zionismus und der arabischen Reaktion, die 
im Machrek (05tarabischer Raum; d,Red.) wie im Maghreb (west ara· 
bischer Raum; d.Red.) die heilige Sache des pallstinensischen Volkes 
zunichtezumachen suchen. 

Der Kona~D 

• bekrtftigt erneut die uliverbrUchliche SofidariUII der afgerischen 
Revolution mit der pallisrinensuchen Revolution. Er wiederholt seine 
bedinsunaslosc Unterstiltzung filr den heldenhafteri Kampf, dep das 
pallstinensische Volk seil mehr als 30 Jahren fOhrt, um sein \·i!wO· 
stetes Land zu befreien und seine nationale Souvertnitll wiederzust­
winnen; 
• würdigt ganz besonders den Widerstand des pa1lslinensischen 
Volkes in den besetzten Gebieten. seine Geschl05senheit, seinen Zu· 
sammenhalt, seine Einiskeit unter der FDhruna seines einrisen und le­
lilimen VertreteTS, der PLO, angesichts der UnterdrUckuns und der 
Entfremdunss· und Spaltunasbestrebuns, wodurch das paJastinensi· 
sche Volk noch immer Objekt des Imperialismus, des Zionismus und 
der arabischen Reaktion ist; 
• klagt die Versuche an, den Libanon zu teilen, verurteilt die zioni· 
st ischen Aagressionen gesen das nationale Territorium des Libanon 
und bestltigt noch einmal seine Solidarillt mit dem libanesischen 
Volk und unterStützt seinen Kampf rur die Erhaltung seiner Souverl· 
nitlt, Einheit u!ld terrilOrialen Intearitlt; 
• verurtei lt jegliche Form von imperialistisch·zionislischem Vorle­
hen, wie zum BeiSpiel.tu übereinkommen von Camp David; bei je­
dem lhnlich aeaneten ersuch st rebt derlConareO danach, seine Ver· 
wirklichuni zunichtezumachen; 
• besilliit die bedinsunaslose ZustImmuns des algerischen Volkes 
zu den historischen Seschlussen und ErkJarunlen der "Arabischen 
Front der Standhaftigkeit und Konfrontation" auf den Gipfeltreffen 
von Tripoli5, Alper und Damaskus; 
• wiederholt den aufrichtigen Willen Algeriens, die Bedeutung und 
die Aktioß5Cinheit arabischer Under zu untnstOtzen, angesichts 
zahlreicher zionistischer und imperialistischer Manovn in dn Frage 

Palästinas und der besetzten Gebiete. In diesem Zusammenhanl be­
Slückwünscht sich der Kongreß zu den posil\ven Bcschlü~n, die 
dem letzten Gipfeltreffen in Basdad anaenommen worden sind. Er 

be&rtlBt die übereinkunft zwischen Syrien und dem Irak '~:;~':~~~~ j 
der Einheit des Kampfes dn Völker gegen ihre gemeinsamen 
Imperialismus, Zionismus und Reaktion. 

• begrUBt den Willen der prosressiven islamischen Massen, die mit 
a roDem Sinn fIIr Gttechtilkeit und Gleichheit, die Grundsätze des Is­
lam, lesen Fcudalismus und Reaklion klImpfen, um eine neue Ara 
der Demokratie, des Fortschritts und der Freiheit einzuleiten; 
• ist sich der Tatsache bewußt. daß die vo/IsUJndige Entkoloniali· 

sienmg Afrikas, die Mobilisierung aller seiner fortschrittlichen Kräf· 
te, der Kampf fIIr seine ökonomische und soziale Emanzipation ent· 
scheidende Faktoren im Prozcß der Konsolidierung der ~~~b"""'· 1 
keit, der Einheit des Kontinents und der Stlrkung der 
!en, die mehr denn je beYorzultes Instrument fIIr dl, V:',:,~I'kll'h""'1 
dieser Einheitsbestrebungen de,afrikanischen Völkn uhd ror den na· 
tDrlichen Rahmen ihrer Zusammenarbeit ist. 

Der Jt:onl~ 

• bcsUlIigt, daß die Zugehörigkeit 
Konlinent ihn Ständil daran erinnert, 
freiung des Kontinents einzuireten und für die 

zum afrikanischen 
filr die völlige Se­

Il 
Einheit und Unabhängigkeit zu klImpfen sowie die 
schen den afrikanischen Völkern zu versttrken, alles in 

zwi· 

und auf der Basis der grundleienden Prinzipien der Charta der OAU, 
dcnen Alsnien sich tid verpflichtet fühlt; 
• wiederholt, daß Algenen Namibia, Zimbabwe und SDdafrika 
dinaunaslos unterstützt in ihrem Kampf lesen Kolonialismus, 
kolonialismus, Rassismus und Apartheid; 
• vtr\Jrtei lt die von den rassistischen R".""'· ... "',,,,,, A",,,,;o"," I 
leien die Fronlstaaten und versichert sie $rinn konkreten und 
ferischen Solidarität; 
• verurtei lt alle imperialistischen Manöver, die darauf abzielen, 
dem Südlichen Afrika neokoloniale LOsungen aufzuzwingen, die 
Vorherrschaft von Minderheiten verewilen u"nd die Völker um 
Fruchte ihrn Opfn brinlen. 

Der Jt:onl~ 

• bqri10t die Revolutionen, die in Afrika stattfinden, ebenso 
die offensichtlichen Bemühunaen der Ithiopischen Revolution; 
Errunscnschaften seines Volkes zu konsolidieren; 
• druckt die Hoffnunl aus, dd eine politische und serechte 
sung in der eritreanischen Frale gefunden werden 
• Ildt alle fIIhrenden Instanzen des Landes ein zur 
Zusammenarbeit mi l den soziali,st ischen und 
dern Europas, Asiens, Afr ikas und Lateinamerikas, den 
Verbündeten der alserischen Revolution im semeinsamen 
len Kolonialismus, Neokolonialismus und Imperialismus 
Vertiefuns ihrer traditionellen Freundschaftsbeziehungen 
men segenseitiser Achtu"" und auslewoaener Interessen; 
• ist davon Dberzeuat, daß die Solidarittt . i 
demokratischen Krlfte in der Welt mit der nationalen 
weauns ein wichtiSes Element im Bewußtsein der internationalen 
meinschaft darstellt, insbesondere was die Enlkolonialisieruna 
die Befreiung der Völker anleht. 
• bestätigt den Willen der FLN·Partei zu ktmpfen, um diese 
darhit Sanz besonders auf alle proaressiven Paneie!! in der Welt aus­
zudehnen und damit die antiimperialistische Front, vor allem in der 
Dritten Welt, zu starken. ( ... ) 

(Quelle: el djeich. Revue de l'Armee Nationale Populaire, Allier, 
Mlrz 1979) 
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(OPEq 1973/74 zu einem beacht lichen WirtschaflS3ufschwung 
Algeriens geführt. Der Ö l- und Erdgassektor (letzterer stützt 
sich auf der Welt größte Erdgasvorkommen) ist quantitativ 
zwd fellos der entscheidenste der algerischen Wirtschaft. Von 
insgesamt 41,Q Mra Al) (Algenscne Dinars), die 1978 im staatli­
chen Sektor (der etwa 75 '10 al1er Produklionskapazitäten des 
Landes halt) zu Investitonszwecken ausgegeben wurden , entfie­
len allein 17 Mrd AD auf die Energie- und pelrochemische In­
dustrie. 
Dies spiegelt im wesent lichen hohe Ausgaben in die Raffinerie­
indust rie und die Erdgasvernussigung wider. Während heute 
erst lediglich 10 0;0 des Rohöls in Algerien raffiniert werden, soll 
die Raffi neriekapazität des Landes bis Anfang der Wer Jahre 
verdoppelt werden. Bei der Erdgasvernüssigung (eine Voraus­
setzung zum rentablen Export) ist Algerien heute weltweit Pio-­
nier. 
Der Energiesektor ist jedoch im wesentlichen nur als Finanzier 
der Entwick lungspolitik von UedeulUng. An zweiter Stel1e bei 
den Inveslitionsausgaben im Staatssektor steht die Schwerindu­
~t r; e mit 7 Mrd AD, der bei der Erringu ng der ökonomischen 
Unabhängigkeit die eigentliche strategische Funktion zu­
kommt. Algerien verfugt heute Uber die größten Industrie kom­
plexe Afrikas. 

Widersprüchliche Enl wick lungs pl anu ng 

SielS gingen die algerischen Entwicklungsplaner davon aus, daß 
alld n die Errichtung einer modernen Industrie geeignet ist, dem 
La·nd eine eigenstandige ö konomische Reproduklionsbasis zu 
schaffen. Dies setzte einersei ts den planmäßigen Einsatz der 
Öleinkommen für produl';{ive Investitionen in industriellen 
SchlUsselseklOren voraus, erforderte andererseits eine Polit ik 
des Zwangssparens auf der Seite der unmiltelbaren f(onsumaus-­
gaben. 
Erst mittelfristig konnte der Förderung der (arbeitsintensiven 
und starker Arbeitsplätze schafferrden) Leichtindustrie größeres 
Gewicht ei ngeräumt werden. Mitte der 70er Jahre scheint nun 
der Punkt gekommen zu sein, ab dem auf der Grundlage der er­
richieten Basisindustrien stärkere Investitionsmittel in die Sek­
toren gelenkt werden kö nnen, die unmittelbar der Befriedigung 
von MassenbedUrfnissen dienen. 1978 folgen dem Energie- und 
schwerindustriellen Sektor bei den Investitionsausgaben im 
Staatssektor die Leichtindustrie mit 5,5 Mrd AD und der Woh­
nungsbau mit 4 Mrd AD. Hetrug die Arbeitslosenrme in der In­
dustrie 1974 noch 17 ' /0, so konJUe sie 1977 bereits auf 9 GJo her­
untergedrtlckt werden und hat 1978 wahrscheinlich 8 0;0 er­
reicht. ) 
Gleichwohl hat das rapide Wachstum und die konsequent \'er­
folgte Industrialisierungspolit ik Algeriens einige Probleme ge­
bracht , die zur Zeit Gegenstand heftiger Diskussion sind: 
Erstens die Frage nach den im Rahmen der Planung zu setzen­
den· Prio ritäten. Aigeriens Wirtschatsaufbau vollzog sich bis­
lang nach ei nem Dreijahri>lan (1967/ 69) und zwei Vierjahrpla­
nen (1970-73 und 1974-77). Während der Dreijahrplan die Stah­
lindust rie in den Mittelpunkt stellte, legten die Vierjahrjlläne 
den Schwerpunkt auf die Errichtung einer Maschinenindustrie. 
Seit Beginn des Jahres 1978 fehlt - da kein weiterer Vierjahr­
plan erstellt wurde - eine solche fOr einen längeren Zeitraum 
verbindliche Festlegung. Der IV. FNL-Kongreß, der hierzu ei­
nen außerordentlichen Parteikongreß empfahl , setzte folgende 
Orientierung: " Die ö konomischen und sozialen Entwicklungs­
maßnahmen, die in Algerien durchgcfUhn wurden, haben zu ei­
nem beträcht lichen Wachsen der sozialen Bedürfnisse 
gefUhrt . . Wenn wir wolten, daß der soziale Fortschritt um­
fasse nd ist, dü rfen wir niemals aus dem Auge verlieren, daß un­
sere Entwick lungspolitik ständ ig d ie Gesamthei t der sozialen 
Bedürfnisse des Volkes berücksicht igen muß." 4 

Noch stärker in den Minelpunkt der Anstrengungen zur Ver­
besserung der Lebensbedingu ngen soll der Wohnungsbau tre­
ten, jährlich 100.000 neue Wohnungen ab 1980 - heißt die Oe-

Z& 

visc. 
Ein zweit ts Generalproblem stellt der Stand der Agrarrevolu­
tion dar, deren zweite Phase - Umverteilung des Ackerlandes 
- noch nicht abgeschlossen i .~t. während insbesondere die Ju­
gendorganisat ion der I' NL fordert, zur drillen Phase - der ge­
rechteren Verteilung der Viehherden und des Weidelandes -
überzugehen. Die Produktivität der in den letzten Jahren ge­
schaffenen Kooperativen is t immer noch so niedrig, daß Alge­
rien weiter wichtige Nahrungsntittel importieren muß, während 
es bei einer ganzen Reihe ind ustrieller Produkte heute bereits 
Selbstversorger ist. 
Der IV. FN L-KongreO hat gefordert, den Aufbau von 1000 
"Dörfern der Agrarrevolution" (Modellprojekten) zu forcie­
ren. 

DnHens hat der zum Aufbau der ßasisindustrien nmwenaige 
Import hochentwickelter Technologien zu Disproportionalitä­
ten zwischen der technologischen Sachkapazität und dem zur 
VerfUgung st ehenden Stamm an technischen und wissenschaft­
lichen Kadern geführt. Der f( adermangel seinerseits und be­
stimmte - von Bournedienne immer wieder öffentlich gegeisel­
te - BUrokratisierungslendenzen zogen eine Situation nach 
sich, die a llenthalben durch indust rielle Unterauslastung ge­
kennzeichnet ist. 
Eng damit ist eine wachsende VerSChuldung gekoppelt. Dies ist 
teilweise mitbedingt durch das Ausbleiben bereits ein kalkulier­
ter Ö lein nahmen infolge des Dollarwertverfalls und der " Mäßi­
gung" der O PEC bei der Preisfcstsetzu ng nach 1974/75. 1978 
wurden 17,8 0;0 der Exporteinnahmen für Schuldendienste ver­
wendet , 1982 sollen es bereits fast 25 '10 sein, wobei allerdins da­
\'on adsgegangen werden kann, daß sich diese Rate schnell ver­
mindert, wenn erst einmal die Erdgasausfuhr in großem Stil an­
gelaufen ist. 
Sowohl politisch wie sozial von der größten Brisanz und Ding­
lichkeit ist viertens die in Algerien geführte Debatte über die 
BUrokratisierungsphä nomene und die Verbesserung der " So-­
zialistischen Betriebsführung." Zweck dieser Diskussion ist 
nicht nur die effektivere Auslastung der vorhandenen Wirt­
scha ftsk a pazitäten. 
Dahint er verbirgt sich vielmehr ei n verdecktes Ringen um öko-­
nomische Anteite und 1' ... lachtpositionen zwischen den Gruppie­
ru ngen im Staatssektor, vornehmlich der Arbeiterklasse und ih­
rer Einheitsgewerkschaft UGTA und der wissenschaftlich­
tech nischen Intelligenz sowie der Militärs, die im Staalssektor 
leitende Posit ionen innellllben. Von hesonderer Bedeutung 
scheint hier, daß diese Auseinandersetzung nicht auf techno-­
kral ische Modelle der Wirtschaftsführung reduziert werden 
kann. Denn letztlich geht es - trotz der auf der politischen 
Ebene programmatisch festgelegten "Unumkehrbarkeit der so-­
zialistischen Opt ion" - auch hier noch um die Frage, welche 
Rolle der staat liche Sektor im sozialökonomischen Gefüge des 
Landes zukü nft ig spielen wird. 
Zwar ist ein algerischer Sadat in der gegenWärtigen Situation 
nicht in Sicht, doch bleibt die praktische Entscheidung Ober die 
Perspektive des Landes noch offen. 

Anmerkungen : 

t) Na~h dem Verfassun&~referendum im November 1976, der Wahl 
der Nacional~·ersammlung im Februar 1977 war 1978 das "Jahr der 
~Iasenorganisationen." Na~heinander hielten die Generalunion der 
Algerischen Arbeicer (UGTA), die Nacionahillion der Algerischen 
Dauern (UNPA), die Organisation der Veteranen des Befreiungs­
kampfs. die Generalunion der Algerischen Frauen (UNFA) und die 
Generalunion der Algerischen Jugend (UNJA) ihre Kongresse zur 
Vorbereitung des IV. FNL-Kongresses ab. 

2) Vgl. ~u diesem Konzept die DOkumeme des Algier-Gipfels der 
OPEC im ~·t ä r~ 1975, in: Kooperation oder Konfrontation? Mate­
rialien zur RohslOffpolitik, Donll 1975. 

J) Alle Zahlen beruheIl auf jllngeren algerischen Angaben, in: Middlc 
East Arlllual Review 1979 und einem internen Bericht des Wehwäh­
rungsfonds in: Jeune Afrique, Paris, 24.l.t979. 

4) Die Kongreßrcsohllionen sind abgedruckt in: cl djeich, Revue de 
I'Armee National Populairc, Atgier, März t979 



Südafrika 

Gespräch mit Kingsley Xuma 

Mahlangu-Mord wird gerächt 
Kingsley Xuma, Vorsitzender der SchUler- und Jugendsektion 
des Afrikanischen NotianQ/kongresses SUdajrikas rANC) in 
Osta/rika, ist deneit an der A NC-Schule im tansanisehen Mo­
rogora IOtig. Im Gesprlich mit dem AlB informierte er uber den 
Stand des SOlidari/lJtsprojekts wie iJber die Wirkungen des 
Mahlangu.Mords und des bevorstehenden 3. Jahrestags des 
Massakers von SowelO (16. Juni 1976). 
AlB: Im Juni werden es drei Jahre seit dem Aufstand von So­
welo 1976 sein. Wie hat sich die Situation in der Bevölkerung 
seither entwickelt? 
K. XUMA: Seit Soweto hat sich die Lage keineswegs beruhigt; 
sie ist nach wie vor explosiv. Freilich hat das Regime es ge­
schafft, die Situation in etwa unter Kontrolle zu bringen, aller­
dings nur zeitweilig. 
Aber es ist offenkundig, daß Soweto eine neue Ära einleitete, 
und daß es deutlich machte, daß unser Volk entschlossen ist 
und es keine Minel mehr gibt, es einzulullen. Seit den Erhebun­
gen von Soweco is t unser Volk im Kampf. 1977 und 1978 fan­
den Ak tionen statt, die zeigen, daß unser Volk zusammen mit 
seiner Befreiungsbewegung, mit dem ANC, im Kampf steht. 

A lB: Das rassistische Regime hat Solomon Mahlangu ermor­
det. Wie schätzt Du die Reaktionen insbesondere der afrikani­
schen Jugendlichen in Südafrika ein? 
K. XUMA: Wir wissen, daß die Hände des Regimes vom Blut 
unschuldiger Menschen triefen, und daß der Tod Solomon 
Mahlangus darauf abzielt, das Volk einzuschüchtern. Er soll 
demonstrieren, daß das Regime gewillt ist, bis zum äußersten zu 
gehen gegen das, was es als eine Gefahr für sich, für seine 
Machtposition ansieht. Aber dies bringt nur das Gegenteil her­
vor: das Volk läßt sich nicht einschüchtern; es führt nur dazu, 
daß das Volk das System noch stärker haßt, und seine Ent­
sch lossenheit, dieses Regime zu stUrzen, wächst. 

Die Volkshaltung verhärtet sich 

Solomon Mahlangus Tod ist nicht der erste Fall - es gab eine 
große Zahl weiterer Morde an unschuldigen Menschen. Die 
Hahung des Volkes verhärtet sich und wir, der ANC, können 
heute zuversichtlich schwören, daß der Tod Mahlangus gerächt 
werden wird. Unmittelbar nach dem Tod Mahlangus gab es De­
monstrationen im Lande und die Stimmung ist äurchaus ähn­
lich der von Soweto 1976. 

AlB: Du bist selber in Ausbildung an der Schule des ANC in 
Morogoro, Tansania. Welche Ausbildungsziele verfolgt diese 
Schule? 
K. XUMA: Die"se Schule dient dazu, Schuler dafür auszubil­
den, ihren Platz in der gegenwän igen Phase des Kampfes und 
beim Aufbau des künftigen befreiten Südafrika einzunehmen. 
Deshalb bietet die Schule verschied«;ne Ausbildungsmöglichkei­
ten, wobei allerdings im Vordergrund die Bedürfnisse der Bew~ 
gung zum gegenWärtigen Zeitpunkt stehen. 
Die Schule ist zur Zeit erst halbfertig. Es sind erst die Mauern 
hochgezogen. Gegenwärtig befinden sich 60 Schüler dort, die in 
Häusern untergebracht sind, welche die tansanische Regierung 
zur Verfügung gestellt hat. Andere SchOler sind noch in den 
Nachbarländern wie Botswana, Swaziland und können noch 

nicht nach Morogoro kommen, weil sie darauf warten, daß die 
Schule fertig wird , die auch Unterbringungsmöglichkeiten ha­
ben wird. Unsere Schüler sollen dort bleiben können. 
Ungeachtet dieser SChwierigkeiten soll der Schulbetrieb allmäh­
lich aufgenommen werden, beginnend Anfang Mai d.J. Z.ur 
Zeit bauen wir zwei Reihen mit Klassenräumen zu je vier Räu­
men als Anfang sowie eine Krankenstation, die bereits fertig isl. 
Später wollen wir auch Gebäude für einen Kindergarten bauen, 
da es auch Kleinkinder gibt, die im Exil geboren wurden. 

AlB: Welche Unterrichtsfächer werden unterrichtet werden? 
Wird es auch berufliche Ausbildung geben? 
K. XUMA: Selbstverständlich wird es neben den Fächern wie 
Sprache, Mathematik usw. auch berufliche Ausbildung gl!ben. 
Wir wollen auch Ausbildungswerkstätten bauen, in denen spe­
zielle handwerkliche Fähi.gkeiten beigebracht werden. 
AlB: Woher werden die Lehrer kommen? 
K. XUMA: Die Mehrheit von ihnen wird vom ANC gestellt. 
Man muß allerdings verstehen, daß es vielfach auch Menschen 
sind, die Produkte der "Bantu-Erziehung" in Südafrika sind. 
Sie mUssen ihrerseits erzogen werden . Sie müssen von den Ein­
flü ssen der "Bantu-Erziehung" befreit werden und ihrerseits 
andere Erziehungsinhalte erfahren. 
Nun hat der ANC seit langem Mitglieder ins Ausland gesandt, 
um verschiedene spezielle Fähigkeiten zu lernen, aber derzeit 
können dies noch nicht viele sein. Deshalb werden wir beispiel s-­
weise auch die Unterstützung von Freiwilligen benötigen, von 
denen die meisten aus skandinavischen Ländern - Schweden, 
Dänemark - kommen. 

A lB: Welche materiel1e Unterstützung benötigt der ANC für 
den Aufbau dieser Schule in erster Linie? 
K. XUMA: Wichtig ist natUrlich vor allem finanzielle Hilfe. 
Aber im einzelnen auch Dinge wie Kreide, Tafeln, Schulhefte, 
Bleistift e, KugelSChreiber, Recheninstrurnente und ähnliche 
Materialien, die für den Unterricht nötig sind. 
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Dietrich Busch Muldergate zieht Kreise 

THE 

CITIZEN IS 
FEATURED 

Ge.dlmJerle südafrlkanildle Zellung Cilizen; lIellli/zler fnformaUol\Jmlnl,'er Mulder 

Ein .Bandit befindet sich auf der Flucht und wird verfolgt \Ion 
sein~n Kumpanen. die Angst davor haben, daß er sie verpfeift. 
Eine normale Gangstergeschichte, nur: Verfolger und Verfolgte 
sind Ministe:r und Staatssekretäre aus der Republik Südafrika 
(RSA): Miriisterpräsident Botha, der ehemalige Minislerpräsi-" 
denl und jetzige Staatschef Vorster , der gestürzte Informations­
minister Mulder und sein- davongelaufener Staatssekretär 
Eschel Rhoodie. 
Skizzieren wir den Verlauf der Kriminalgeschichte, die den Titel 
"M uldergate" trägt. 

200 Mio für rassisUsche Propaganda 

Begonnen hatte es damit, daß am Anfang der 70er Jahre Propa­
gandachef Rhoodie ein Konzept entwickelte, mit dem der 
schlechte Leumund des Rassistenregimes etwas aufpoliert wer­
den so\lte. Nun war das, wie man sich leicht denken kann, nur 
durch das Verschweigen der Wahrheit möglich, nicht durch ihre 
ungehinderte Verbreitung. Zu <:Iiesem Zweck brauchte man viel 
Geld und illegale Methoden. "Wenn es nötig sein sollte", sagte 
Rhoo<lie, "einen Nerzmantel für die Frau eines Verlegers zu 
kaufen, sollte das gena~so möglich sein, wie einen Mann mit 
seiner Geliebten für einen Monat in die Ferien nach Hawai zu 
schic'ken" . 
Unter diesem Wahlspruch begann er seine Arbeit mit ,,200pro­
zeiltiger Billigung" (Rhoodie) seines Chefs, der wohlwollenden 
Förderung des Premierministers Vorster gewiß. Ihm stand ein 
Geheimfonds von insgesamt schä'tzungsweise 160-200 Mio 
Rand (I R= 2,5 DM) zur Verfügung, aus dem im Verlaufe der 
letzten J ahre rund 170 Projekte in vielen Ländern finan ziert 
~urden: Zahlreiche Journalisten wurden gekauft, Tarnorgani­
sationen gegründet, Wohnungen angemietet, Luxusparties ver­
anstaltet usw. 
So wurden beispielsweise dem Düngeminelfabrikanten Luyt 12 
Mio Rand (nach damaligem Kurs 36 Mio DM) zugeleitet, mit 
denen er die englischsprachige Zeitungsgruppe South African 
Associated Newspapers (SAAN) aufkaufen sollte. Als sich die­
ses Projekt nicht realisieren ließ, entschied Rhoodie sich unter 
Billigung Vorsters, eine neue, regierungshörige Zeitung, The 
Citizen zu grU nden. Das von Rhoodie verfaßt e Redaktionssta· 
tut enthielt u. a. auch folgende Passage: "Die Zeitung wird 
nichts veröffentl ichen, was die politische, soziologische oder 
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wirtschaftl iche Position der weißen Bevölkerung SUdafrikas ge­
fährden könnte". 

Die 12 Mio Rand Start kapital wurden als Anweisung der Zür· 
cher Thesaurus Continental Securities Corporation ausgewie· 
sen . Bis heute weigert sich die Verlagsleitung, die""'Namen ihrer 
Hauptaktionäre preiszugeben. 
Soviel jedoch ist sicher: Neben zwei konservativen Amerika­
nern und einem holländischen Verleger besitzt auch ein gewisser 
0110 von Habsburg Anteile. Darüber hinaus fungiert er bei die­
ser Zeitung als publizistischer Vertreter einer in Vaduz, Liech­
tenstein, arbeitenden Anstalt für Zeitgeschichte und Wirt­
schaftsforschung. Otto von Habsburg, seit einiger Zeit aus­
sichtsreicher Kandidat auf der Europawahlliste der CSU, arbei­
tet auch aktiv in der Oeutsch-Sudafrikanischen-Gesellschaft 
(DSAG). Er hält fUr sie Vorträge, in denen Weisheiten w'ie diese 
verkundet werden: "So können, um nur ein Beispiel zu nennen, 
die schwarzen Menschen mit dem Parlamentarismus nichts an­
fangen; sie brauchen das Palaver, in dem ein Gegenstand stun­
denlang, ja tagelang von allen besprochen wird, bis jeder seine 
Meinung gesagt und alle zu einer einheitlichen Auffassung ge­
langt sind". 

Bleiben wir gleich in der Bundesrepublik u.d bei der DSAG, die 
laut Rhoodie großzUgig finanziert worden ist. Sie wurde 1965 
von führenden westdeutschen Kapitalisten wie dem Vorstands­
mitglied des CDU·Wirtschaftsrates Albrecht Pickert und ande­
ren Deutsch-SUdafrikancrn gegründet. Sie ist als gemeinnützig 
anerkannt, Spenden sind steuerabzugsfähig. 
Ihre Hauptaufgabe besteht darin, das Bild der RSA in der Bun­
desrepublik möglichst ungetiijbt erscheinen zu lassen. Das"lag 
selbstverständlich völlig im Interesse der sUdafrikanischen Re­
gierung, die sich die Finanzierung dann auch etwas kosten ließ 
(etwa 200000 DM jährlich). Daß fOhrende Vertreter der DSAG, 
wie etwa Vizepräsident Helmut Berg, in einem von Neonazis ge­
grUndeten Hilfskomitee Südliches Afrika mitarbeiten, darf 
nicht als überraschend gewertet wtrden. Mehrere 100000 DM 
wurden laut Rhoodie für die GrUndung eines "religiösen Insti­
tuts" in der Bundesrepublik aufgewendet , um der südafrikani· 
schen Linie der evangelischen Kirche entgegenzuarbeiten. 
Wieviele bundesdeutsche Journalisten, Wissenschaftler, Politi· 
ker und Geschäftsleute insgesamt bestochen worden sind, wird 
sich wahrscheinlich niemals genau ermitteln lassen. Wenn l,'Ilan 
aber in Rechnung stellt, wie stark gerade die Interessen des 



westdeutschen Kapitals im südlichen Afrika sind und mit welch 
wohlwollender ZurUckhaltung die Mehrzahl der hiesigen Me­
dien über das Rassistenregime berichten, kann man davon aus­
gehen, daß es hier mit Pfennigbeträgen nicht getan war. Wer 
soviel gemeinsame Interessen hat, der lügt auch aus dem glei­
chen Rachen. 
Aber nicht nur in die Bundesrepublik und die anderen westeu­
ropäischen Länder sowie in die USA ist Schmiergeld geflossen, 
sondern auch in einige Länder Schwarzafrikas. Nach Kenia, li­
beria und nach Rhodesien ging das meiste, und der spektakulär­
ste Erfolg des Rhoodie-Stabes war wohl die Mitfinanzierung 
der Wahlkämpfe von Sithole und Bischof Muzorewa in Rhode­
sien. Diese beiden Mitverfechter der "internen Lösung" des 
Smith- Regimes werden wahrscheinlich auch in näherer Zukunft 
Stützpunkte bei der Aufrechterhaltung der Herrschaft der wei­
ßen Minderheiten sein (siehe Beiträge zu Zimbabwe in diesem 
Heft). 

Ausdruck der Herrschaftskrise 

Als Rhoodies Machenschaften nicht mehr zu verheimlichen wa­
ren, wurde er entlassen, ohne daß die Regierungsspitze es je­
doch verhindern konnte, daß er einiges BelaslUngsmaterial bei­
seite schaffen konnte. UntersuchungskommisSionen wurden 
eingesetzt, deren Ergebnisse aber vorsichtshalber nicht veröf­
fentlic ht werden dürfen. Minister Mulder mußte seinen Hut 
nehmen, weil er nachweislich die Unwahrheit gesagt hatte und 
es ist durchaus möglich, daß dieses sUdafrikanische Watergate 
zum Sturz der gesannen Regierung Botha fUhrt. 
Insofern ist d.iese Affäre mehr als nur eine Regierungskrise. Sie 
ist Ausdruck und Bestandteil der Krise des gesamten Apartheid­
Regimes und seiner Herrschaftsmethoden. 
Die Ursachen hierfür sind vielschichtig. Zunächst einmal hat 
sich die ökonomische Krise der RSA so drastisch verschärft, 
daß derzeit mehr als 2 Mio schwarze Arbeiter ohne Arbeit und 

auch immer mehr weiße Arbeitskräfte von der ständig steigen­
den Arbeitslosigkeit betroffen sind . Die dramatische Lage der 
schwarzen Bevölkerung sowie die Niederlagen des Regimes ge­
gen die MPLA in Angola haben im Lande eine explosive Situa­
tion geschaffen . 
"Mehr und mehr Leute werden auf Grund der objektiven Be­
dingungen in den Hauptstrom des revolutionären Kampfes ge­
zogen", sagte ANC-Generalsekretär Alfred Nzo in einem AIB­
Interview (siehe AlB 11- 12/ 1978). Die Auseinandersetzungen 
zwischen dem bewaffneten Flügel des ANC und der Rassisten­
polizei haben in der letzten Zeit zugenommen. So schreibt etwa 
epd-Entwicklungspolitik 4/1979: " In den letzten Monaten war 
in der Tat - auch in der Presse - von einigen, Vorfällen' die 
Rede, die darauf hindeuten, daß der bewaffnete Befreiungs­
kampf in SUdafrika allmählich in ein neues Stadium eintritt". 
Die weiße Bevölkerungsminderheit reagiert in dieser Situation, 
in der das Bewußtsein von der überlebtheit des Apartheidsy­
stems immer mehr um sich greift, auf verschiedene Weise. Ein 
Teil entzieht der Rassistenregierung das Vertrauen. Dies kommt 
in einer steigenden Auswanderungszahl zum Ausdruck sowie 
auch in dem wachsenden Widerstand weißer Jugendlicher gegen 
den Militärdienst. Immerhin ist die Zahl der Wehrdienstverwei­
gerer mittlerweile so groß, daß die Weißen zur Aufrechterhal­
tung ihrer Alleinherrschaft Schwarze anheuern müssen. Ein Wi­
derspruch, der auf die Dauer nicht auszuhalten ist. 
Die Rassistenregierung setzt auf zunehmende Brutalität. Der 
Mord an Solomon Mahlangu Anfang April d.J. signalisierte 
dies. Augenblicklich wird ein Pressegesetz vorbereitet, das die 
Rechte der Journalisten so weitgehend einschränkt, daß prak­
tisch die Polizei die Zeitungen macht. Auf der Grundlage der 
jahrzehntelangen Unterstützung aus dem Westen wird die 
Kriegsmaschinerie des Regimes zügig ausgebaut: Die Steige­
rungsrate bei den RUstungsausgaben lag 1978 bei 200 O"/o! 
Wenn sich ein Regime in einer solchen Lage befindet und nicht 
fähig ist, ein Muldergate zu verhindern, dann ist es bereits 
schwer angeschlagen. 

JV\A~AL1~]I-------
Ihr Background zu allen Fragen internationaler Entwicklung! 
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Südliches Afrika 

Peter Wahl Die Konferenz von Lusaka 

Eine internationale Konferenz zur UnterslUlzung der Befrei­
ungsbewegungen des SUdlichen Afrika und der Frontstaaten 
fand vom 10.-13. April in Lusaka/Sambia statt. Organisiert 
wurde die Beratung, an der internationale und nationale 
Solidaritäts- und Antiap3nheidorganisationen aus 10 Ländern, 
Vertreter der UNO, der OAU und der Befreiungsbewegungen 
teilnahmen, von der Organisation für Afroasiatische Vötkerso­
lidarität (AAPSO) und der Regierungspartei Sambias, UNJP. 
Der sambische Präsident Kenneth D. Kaunda hatte die Schirm­
herrschaft Ubernommen. Aus der Bundesrepublik war das Anti­
imperialistische Solidaritälskomitee (ASt() vertreten. 
Das Treffen in Lusaka bildete den vorläufigen Höhepunkt einer 
Serie ähnlicher Konferenzen, die auf Initiative der AAPSO zu­
standekamen: im Oktober 1976 in Addis Abeba, im Juni 1977 
die Weltkonferenz gegen Rassismus und Apartheid in Lissabon 
(siehe AlB 9/ 1977). 
Wie ihre Vorläufer war die Lusaka-Konfereniein nützliches in­
st rument, um die weltweite Solidaritätsbewegung ror das Südli­
che Afrika in ihrer Vielfalt zusammenzuführen, gemeinsame 
politische Positionen zu erarbeiten und das weitere Vorgehen 
der Solidaritätsbewegung abzustimmen mit den Befreiungsbe­
wegungen der betroffenen Länder, mit dem Afrikanischen Na­
lionalkongreß Sildafrikas (ANC), der Südwestafrikanischen 
Volksorganisaton Namibias (SWAPO) und der Patriotischen 
Front Zimbabwes. Eine spezielle politische Bedeutung dieser 
Konferenz lag darüber hinaus in der Wahl des Ortes. Die 
Lusaka-Konferenz war die erste ihrer Art, die so unmittelbar in 
vordersler Frontlinie stattfand. Dies ist eine politische Demon­
stration, die aueh auf der Gegenseite als solche aufgefaßt wor­
den ist: Am 10. April d. J. , wenige Stunden bevor Präsident 
Kaunda die Konferenz eröffnete, griff die rhodesische Luftwaf­
fe Einrichtungen der Afrikanischen Volksu nion von Zimbabwe 
(ZAPU) in Lusaka an. Bei einem der Angriffe wurde ein Ent­
wicklungshelfer aus der BRD getötet, ein zweiter schwer ver­
letzt. In seinen ersten Erfolgsmeldungen machte das Oberkom­
mando der Rassisten beide zu "sowjetischen Militärberatern" . 
In den fOlgenden Tagen gab es dann täglich solche überf'ille, 
die in der Nacht zum Karfreitag in einer Kommandoaktion gip­
felten (siehe Kasten), bei der die Residenz Joshua Nkomos so­
wie das Liberation Center (Befreiungszentrum) - ein Büro­
komplex der Befreiungsbewegungen in Lusaka ~ völlig zerstört 
wurden. 
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Auch der Zeitpunkt der Konferenz war nicht ohne Bedeutung: 
10 Tage vor Beginn des Wahlspektakels in Rhodesien bedeutete 
eine solche Demonstration weltweiter Solidarität unmittelbar 
vor der " HaustUr" der Rassisten eine Ermutigung für den Be­
freiungskampf, 'lber auch für dessen wichtigstes Hinterland, 
die Frontstaaten Angola, Sambia und M~ambique. 
Daß eine solche moralische und politische RUckenstärkung ge­
rade für Sambia sehr wichtig ist, weiß jeder, dem das Dilemma 
sambischer Politik - hier neokoloniale Abhängigkeit, dort der 
"ufrichtige Wille zu konsequenter Unterstützung des Befrei­
ungskampfes - bekannt ist (siehe Sambia-Analyse von H. 
Mayer in AlB 6/ 1978). 
So hielt denn Präsident Kaunda auf der Konferenz eine sehr 
mutige Rede. Hervorzuheben ist vor allem seine Einordnung 
der rassistischen Regimes in ihren imperialistischen Kontext: 
" Das internationale Kapital, Genossen, ist ein entscheidender 
Faktor bei der Herausbildung derjenigen sozialökonomischen 
Formationen gewesen, die die Kolonialisten im Süden Afrikas 
eingeführt haben . .. Deshalb muß man sich bei der Erarbei­
tung der Strategie und Taktik des Befreiu ngskampfes im Südli­
chen Afrika darüber bewußt sein, daß dieser Krieg nicht nur ge­
gen die Minderheitsregimes gefuhrl wird, sondern auch gegen 
die imperialistischen Mächte und ihre Instrumente, die multina­
tionalen Konzerne." 

Nicht nur gegen die Minderheilsregimes 

Unter dem Eindruck der ~ktuellen Ereignisse fand die Entwick­
lung in Zimbabwe naturlich eine besondere Beachtung. Einmü· 
tig verurteilte die Konferenz die Scheinwahlen und Smiths "in­
terne Lösung" . Alle Konferenzteilnehmer erklärten sich solida­
risch mit der Patriotischen Front. Das Auftreten ihrer Ko­
Präsidenten Joshua Nkomo und Roben Mugabe während der 
Konferenz, sowie manche Einzelheiten am Rande deuten dar­
auf hin, daß der Prozeß der Annäherung zwischen der ZAPU 
und der Afrikanischen Nationalunion von Zimbabwe (ZANU) 
weiter vorangekommen ist. Am Rande sei hier auch erwähnt, 
daß die Hoffnung maoistischer Kreise in der BRD. in der ZA­
NU ~inen Bundesgenossen der Pekinger I>olitlk zu finden, in 
Lusaka einmal mehr als lIIus.ion deutlich wurde. Die politische 
Aussage der Konferenz, wie sie in der einstimmig verabschiede­
ten Abschlußdeklaration fixiert ist, gibt 'eine klare, antiimperia­
listische Orientierung. Hervorzuheben ist, daß allen Versuchen 
eine Absage erteilt wird, durch "intcrne Lösungen", durch Ma­
rionetten oder die Schaffung einer sog. Dritten Kraft den Be­
freiungskampf zu unterlaufen und neokoloniale Lösungen zu 
erreichen. Insbesondere Oliver Tambo, Präsident des ANC, 
hatte in einer analytisch brillanten Rede diesen Aspekt gründ· 
lieh beleuchtet. 
Keinen Zweifel läßt die Abschlußerklärung auch darüber, wer 
hinter den Rassisten der Hauptgegner und wer der Verbündete 
der Befreiungsbewegungen ist: "Die Konferenz verurteilt die 
imperi~ li s li schen Mächte, die Vereinigten Staaten, Großbritan­
nien, Frank reich, Italien, BRD, Belgien sowie Israel und Ja­
pan ... Die Konferenz nimmt mit Befriedigung die große Soli­
darität zur Kenntnis, die dem Kampf der Völker des Südlichen 
Afrika und der Frontstaaten von den sozialistischen Ländern, 
insbesonderc der Sowjetunion und Kuba, den ;tfrikanischen 
und anderen nichtpaktgebundenen Staaten und den fortschritt­
lichen Kräften in der westlichen Welt erwiesen wird." 



Überfall auf das Nkomo-Hauptquartier 
Aus der großen Anzahl der von rhodesischen Truppen im 
April d. J. auf sambisches Territorium verübten Übergriffe 
ragt besonders der Aggressionsakl gegen das Hauptquart ier 
des Ko-Präsidenten der Patriotischen Fronl und Führers der 
Afrikanischen Volksunion von Zimbabwe (ZAPU), Joshua 
Nkomo, in Lusaka heraus. Die parallel zum Überfall auf 
das Befreiungszcmfum in Lusaka (dem Sitz der Büros zahl­
reicher Befreiungsbewegungen des südlichen Afrika) ausge­
führte KommandoaktiOIl von 70 bis 100 Söldnern des 
Smith- Regimes zielte darauf ab, Nkomo zu entführen. Wohl 
wissend um die militärische Kampfkraft der Revolutionären 
Volksarmee von Zimbabwe (dem bewaffneten Arm der Za­
pu) sollte der Befreiungsbewegung in einer fOr ihren Kampf 
entscheidenden Situation die politische Führung genommen 
werden. 

Gegenüber Vertretern der ausländischen Presse und Teilneh­
mern der AAPSO-Konfercnz (siehe Bericht von P. Wahl) 
erläuterte Nkomo: "Sie wolhen mich lebend haben; aber als 
ihnen das nicht gelang, beschossen sie das Gebäude von al­
len Seiten und demolierten es." Er sei wie durch ein Wunder 
unverletzt geblieben. I I seiner Mitkämpfer, die mehrere An­
greifer töteten, seien bei dem Überfall verletzt worden. Die 
Angreifer hatten bei ihrem Aggressionsakt Fahrzeuge be­
nutzt, die sambisehem Militärgerät nachgebildet waren, was 
u. a. erklärt, weshalb ihnen ein unbehelligtes Vordringen 
zum Haus Nkomos gelungen war. 
Tags darauf ver~mmelten sich vor dem zerstörten Gebäude 
Tausende Einwohner Lusakas und Kämpfer de. Patrioti-

sehen Front. Mit Kampniedern und Tänzen brachten sie ih­
re unbedingte Solidarität und Unterstützung fOr Nkomo 
zum Ausdruck. Nkomo nutzte die Gelegenheit zu einer kur­
zen Rede: " Ich danke Euch," sagte der Freiheitskämpfer, 
"daß Ihr hier hergekommen seid, um zu sehen, was die Ban­
diten mit unserem Haus angerichtet haben. Unsere jun­
gen Männer kämpften wie Männer; sie kämpften ununter­
brochen - 45 Minuten lang, und die Banditen wurden ver­
jagt. .. Ich muß dem Regime in SaJisbury sagen, daß sie für 
das, was sie getan haben, sehr bald ei ne Niederlage ein­
stecken werden." 
Auch Robert Mugabe, Ko-Präsident der Patriotischen Front 
und Vorsitzender der ZANU, nutzte die Gelegenheit zu ei­
ner Ansprache: "Dies ist für uns keine Gelegenheit zum Lei­
den oder Trauern; es ist eine Gelegenheit für unsere jetzt 
noch größere Entschlossenheit zum Kampf. Dieses tragische 
Ereignis vereinigt uns mehr denn je. Wir sind froh, daß das, 
was der Feind wollte, nicht erreicht worden ist, daß Genosse 
Nkomo noch mit uns am Leben ist." 
Ganz und gar abwegig sind jene - auch von den bundes­
deutschen Medien eifrig kolportierten - Gerüchte, daß hin­
ter dem Überfall auf Nkomo Kräfte der ZANU zu vermuten 
seien. Diese durch den südafrikanischen und rhodesischen 
Propagandaapparat verbreitete Meldung bezeichnete Jo­
seph Msika, Generalsekretär der ZA PU, als "puren 
Unsinn" , als "schmutzigen und verzweifelten Versuch der 
Imperialisten, der darauf abzielt, einen Keil zwischen die 
beiden Bestandteile der Patriotischen Front - ZAPU und 
ZANU - zu treiben." 
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Zimbabwe 
In der Nacht zum J. MaijqfJre der UN-Sicherheitsrat bei Stimm­
enthaltung der Weslmlichte den Beschluß. die Wahlfafee des 
Smith-Regimes in Rhodesien für null und nichtig zu e,klaren 
une! insbesondere die Wirtschafissanktionen gegen das Regime 
in Salisburyauch Ifeiterhin aufrechtzuerhalten. Damit sind die 
in jüngster Zeit in den westlichen Hauptstlidten verst(Jrkten 
Versuche, das aus den Wahlen hervorgegangene Marioneuenre· 
girne Smithl Muzorewo vtJfkerrechllich anzuerkennen, wenn 
nicht ein Jar allemal verhindert, so doch erheblich erschwert 
worden! Eine massive Pressekampagne halte wlihrend des 
WahlmanlJvers versucht, den Boden/ür eine solche offene An­
erkennung vorzubereiten. A U$ der BRD taten sich insbesondere 
CDU-MdB T6denhtJjer, CSU·MdB Friedrich Voss und der Ge­
schlJftsftJhrer der CSU-Hanns-Seidel-Stiftung, die als "Beob­
achter" nach Rhodesien fuhren, als Propagandisten von Smiths 
"interner LlJsung" hervor. 
Die" Wahlen" - angeblich sollen 63 % der schwanen BevlJl­
kerung zu den Urnen "gegangen" sein - verdienen diesen Na­
men nicht, und diejenigen, die sich als ihre Ver fechter gelXlr­
den, entpuppen sich als A mierte eines international geächteten 
Regimes (siehe ZAPU-ErkllJrung vom 24. 4. 1979). 
Ihnen gab das Regime aujseine Weise zu verstehen, was es un­
ter Wahlen versteht: Wie nie zuvor hlJuften sich im April d. J. 
die OberjlJlle der Smith-SiJldner auf die Frontstaaten. Allein 
Sambia wurde siebenmal vom 10.-16. April Opfer dieser Ag­
gressionsakte. M~ambique verzeichnete schon von Januar bis 
MlJn mehr als 450 rhodesische Angriffsaktionen. Angola war 
seit Ende Februar verstlJrkten Angriffen ausgeletzt. Die siMa­
frikanischen Truppen flogen hier innerhalb von 10 Tagen 44 
Bombenangriffe, bei denen allein J 32 t Bomben abgeworfen 
wurden, zumeist auf wehrlose rurfer. Offen werden in Pretoria 
logistische Modelle durchgespielt, die in Zukunft auch Angriffe 

auf Tansania mlJglichen machen sollen. 
Diese Vorgi1nge verdeutlichen erneut, daß die aktive Solidarität 
mit den afrikanischen Frontstaaten mit zu den vorrangigen 
A ujgaben der Solidaritätsbewegung gehiJren, daß sie mit der 
Unterstützung der Befreiungsbewegungen des Südlichen Afri­
ka, dem ANC von Südafrika, der SWAPO von Namibia und 
der Patriotischen Front von Zimbabwe unmittelbar verbunden 
werden muß. Dies uigt auch der nachstehende Bericht des Se­
kretlJrs des Antiimperialistischen Solidarittitskomitees, Peter 
Wahl, von der In ternationalen SOlidaritätskonferenz der Orga~ 

nisation für Afroasiatische ViJlkersolidaritäl IAAPSOj in 
LusakalSambia. Hintergrundma/erial zum Verständnis der ak­
tuellen Lage in Zimbabwe bieten die Rede des Vorsilzenden der 
Afrikanischen Volksunion von Zimbabwe (ZAPU), Joshua 
Nkomo, und das Exklusiv-Interview, das der Vorsitzende der 
Afrikanischen Nationa/union von Zimbabwe (ZANU), Robert 
Mugabe, P. Wah/fürdas AlB in Lusaka gewährte. Von Bedeu­
tung ist im Zusammenhang der jüngsten Ereignisse das Anfang 
April veröffentlichte ZAPU-Dokument "Der Wendepunkt". 
Es orientien auf die mifif(jrische Veneidigung der durch die Re­
volutiont1re Volksarmee von Zimbabwe, dem bewaffnelen Flü­
gel der ZAPU, bislang halbbefreiten Gebiete. Dies bedeutet 
nicht nur: verstärkter Einsatz des in Sambia bereitstehenden mf­
Iitt1rischen Befreiungspotentials dieser Bewegung. Es bedeutet 
auch: Aufbau administrativer, sozialer, sanitärer und Ausbil­
dungsslruk/Uren in den befreiten Gebieten - eine Orientie­
rung, die nicht nur an den Kampf der Befreiungsbewegungen 
Angolas (MPLA) und M~ambiques (FRELiMO) erinnert. Sie 
verschafft auch die Gewißheit, daß in Zimbabwe ebenso -
trotz der zwischenzeitlich zweifelsohne komplizierteren Bedin­
gungen - fmher oder sp(Jter ein wirklich unabhllngiger Staat 
enlstehen wird. 

Rede Joshua Nkomos 

Stellungnahme 
der Patriotischen Front 

J.Nkomo 11.} und R.Mullabe In Lu.aha 
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( ... ) Während unser bewaffneter Kampf eine kritische und 
entscheidende Phase erreicht hat, brüten die Imperialisten wei­
terhin teumsche Pläne aus, um in unserem Land den Neokalo­
nialismus zu kreieren. 

Der neueste dieser Anschläge sind die sog. Wahlen, die vom 
rhodesischen Siedlerregime gel1\einsam mit seinen westlichen 
Finanziers für den 20. April 1919 geplant worden sind. Wir 
messen diesen Scheinwahlen keinerlei Wert bei. Sie sind von 
Natur aus und ihrem Inhalt nach ein Schwindel. Sie sind ei ne 
Beleidigung ror die Würde der gesamten Menschheit. Ich fOh le 
mich jedoch gezwungen, unsere Haltung zu dieser Sache vollauf 
klarzustellen. 

Westmächte unter falscher Flagge 

Die brit ische und die amerikanische Regierung sowie alle ihre 
Verbündeten sollten dieser Botschaft aufmerksam zuhören. 
Dies wegen ihrer verabredeten ambivalenten Haltung zur sog. 
3. März-Vereinbarung von 1918 und nun zu den geplanten 
Schwindel-Wahlen, die aus jener Vereinbarung. herrühren. 
Der verzweifelte Versuch Smiths, den kolonialistisch-imperia-



list Ischen Interessen seiner Herren zu folgen und die schwarze 
Bevöl kerung Zimbabwes Obers Ohr zu hauen, Oberraseht uns 
nicht. 
Was uns vielmehr erstaunt, ist, daß die britische und die ameri­
kanische Regierung weiterhin mit der Flagge einer AlIparteien­
Konferenz winken, während sie zur gleichen Zeit mit Smith zu­
sammenarbeiten und bei seinem GlUcksspiel ein Auge zu­
drücken. Sie sind nach wie vor Verschwörer. Ihre sog. anglo­
amerikanischen Vorschlage haben sie nie ernSt gemeint . Sie ha­
ben Smith nie ernsthaft in die Diskussion ihrer eigenen Vor­
schläge einbeziehen wollen. 
Soweit es uns und alle vorurteilsfreien Menschen betri fft , sind 
die geplanten Wahlen Nicht-Wahlen. Die Verfassung auf der sie 
basieren, ist nicht nur ein Benug, sondern auch völlig unakzer 
tabel fOr das afrikanische Volk. Sie ist nicht in der Lage, die 
Macht von der Minderheit auf die Mehrheit zu llberuagen. Sie 
konstituiert nicht die Dekolonisation, sondern eine Verlänge­
rung des Kolonialismus hinter der Maske eines schwarzen Ge­
sichtes. 
Die Tat sachen sprechen für sich. In einem IOO-köpfigen Parla­
ment sollen 28 Weiße sein, obwohl die Weißen nur 3 % der Be­
völkerung repräsentieren. In einer solchen Situation wären Wei­
ße um das neunfache Uberrepräsentiert. Eine einfache Rech­
nung ergibt, daß die weiße Minderheit eine Mehrheit im Parla­
ment konstituieren würde. Zusätzlich werden die 28 Weißen das 
Vetorecht ausllben und auf diese Weise die n Schwarzen, die 
97 '10 der Bevölkerung repräsentieren, daran hindern, dem Wil­
len der Mehrheit Rechnung zu nagen. Die 28 weißen Sitze wllr­
den festgesetzt und ihnen wllrden 5 Kabinellssitze garant ien 
werden . Es braucht nicht festgestellt zu werden, daß damit die 
Minderheitenregierung und der Rassismus in unserem Land 
fcstgeschrieben werden. 
Die wirk liche Macht einer jeden Regieru ng liegt darin, aaß sie 
die Armee, die Luftwaffe, die Polizei, die Jus!izgewalt und die 
Verwaltung kontrolliert. Entsprechend der sog. 3. März­
Vereinbarung von 1978 bleiben diese Machtinstrumente durch 
die sog. Service-Kommissionen in den Händen ihrer weißen 
Amtsinhaber. 

Ungebrochenes weißes Mach lmonopol 

Wenn man das Monopol der weißen Minderheit über die Wirt­
schaft hinzuzählt, wird die Gesamtsumme eine Befestigung ge­
nau jenes faschistischen Status quo sein , für dessen Aulbebung 
die jungen Männer und Frauen Zim babwes kämpfen und ster­
ben. 
Laut dieser rassistischen Erfingung werden die Service­
Kommissionen, das Vetorecht und die 28 weißen Sitze mind~ 
stens iO Jahre beibehalten und erSt dann entfernt werden, wenn 
eine Rechtskommission unter Vorsitz eines weißen Richters -
einer von denen, deren Amt in der Verfassung garantiert wird 
- berichtet, daß die Weißen die Privilegien, die durch die Ga­
rant ien gewährt werden, nicht länger benötigen. Welcher 
Wahnsinn! 
Die britische und die amerikanische Regierung verkünden, daß 
sie keine offiziellen Beobachter zu den sog. Wahlen schicken. 
Gleichzeitig bietet Großbritannien alle Möglichkeiten denjeni­
gen Parlamentsmitgliedern, die gerne zur Beobachtung der sog. 
Wahlen nach Rhodesien reisen möchten. Dies ist Heuchelei 
höchster Klasse. Wenn Parlamentsmit glieder, die von ihrer Re­
gierung unterstUtzt nach Rhodesien reisen, keine offiziellen Be­
obachter sein sollen, dann fragt man sich, wer es überhaupt ist. 
Sie können weder durch Ubertriebene Einbildung noch durch 
überzogenen Edelmut als .. private Beobachter" angesehen wer· 
den. Großbritannien pnd die USA mUssen mit der Albernheit 
aufhören, sich hinter ihren schwachen und durchsichtigen Fin­
gern zu verstecken. 
Lassen Sie mich noch einmal feststellen, daß keine Wahlen, es 
seien denn freie, faire und demokratische, in einem tobenden 
Krieg stattfinden können, unter einem Ausnahmezustand, dem 

-Rhode.,.cher Umgang mll oolJ/is/:hen Opponenten : VerMre in,lunden· 
langem Lleoe,liIlz 

das Kriegsrecht hinzugeWgt wurde, in einer Situation, die durch 
Ausgangssperren und tausende Inhaftierte gekennzeichnet ist, 
während Hunderte jeden Tag ermordet werden, Tausende unter 
Arrest stehen und in Konzentrationslagern schmachten, die be­
schönigend "geschützte Dörfer" genannt werden. 
Was sind das fü r Wahlen, bei denen es keine Registrierung von 
Wählern, keine Begrenzung von Wahlkreisen geben wird. Wo 
es keine Registrierung von Wählern gibt, werden keine identifi· 
zierbaren Wähler sein. Alle und jeder einschließlich Kindern, 
Nicht-Staatsbürgern, Söldnern, die geislig Kranken und sogar 
Touristen werden wahlberechtigt sein. Würden die Regierungen 
von Großbritannien und Amerika etwas derartiges in ihren eige­
nen Ländern zulassen? 
Tatsächlich wird jedes menschliche Wesen in Zimbabwe zum 
Zeit punkt der sog. Wahlen mit dem Gewehr im Rücken zu den 
Wahllokalen get rieben werden, um dieser Fiktion GlaubwUr­
digkeit zu ,'erleihen. 
Die westliche Presse ist entschlossen, diesen Betrug glaubhaft 
erscheinen zu lassen. Die Imperialisten wiederholen in Zimbal>­
we das, was sie im letzten Dezember in Namibia getan haben. 
Bekanntlich waren in Namibia die Wahllokale bewaffnete Au­
tos und Panzer. Wir werden dies in Zimbabwe nicht zulassen. 
Es ist uns bekannt, daß die Imperialisten die Errichtung von 
Marionettenregieru ngen in Zimbabwe und Namibia planen, um 
das faschistische SOdafrika zu unterstUtzen . Danach wird das 
Endziel sein. die legitimen Regierungen in benachbarten unal>­
hängigen St aaten wie in Sambia, in Angola, in Botswana und in 
M~mbique zu stllrzen . Wir haben Beweise und Tatsachen 
hierfür. Erst am Samstag hat James Chikerema. ein Verräter 
des Kampfes in Zimbabwe, von Kariba aus geschworen, daß cin 
Regime unter der Macht des Bischofs (Muzorewa, d.Red.) den 
Sturz der UN IP (Vereinigte Nationale Unabhängigkeitspartei, 
d.Red.)-Regierung in Sambia organisieren würde. Deshalb ist es 
unerlllßlich, daß die fortschrittlichen Länder in aller Welt sich 
hinter den Frontslaaten sammeln, um diese von Imperialisten 
gedeckten Verschwörungen zu verei teln. 

Für uns in Zimbabwe gibl es keine Alternalive zur Austragung 
des bewaffneten Kampfes bis zu seinem logischen Ende, d.h. 
bis zum totalen Sieg über den Feind sowohl in seinem alten un­
'·erhüllten Gewand als auch hinter seiner neuen schwarzen Mas­
ke. Wir haben zur In fo rmation eines jeden von Euch unsere Be­
kanntmach ung vom 3. April 1979 herausgegeben, genannt der 
.. Wendepunk t". (Wort laut siehe Kasten; d. Red .). Darin haben 
wir keinen Zwei fel gelassen, daß wir die befreiten Gebiete unter 
permanenter Kont rolle haben und dort eine Verwaltung einge­
richtet haben. Es ist unser Ziel, den Feind aus den wenigen ver­
bliebenen Gebieten zu vertreiben, von denen aus der Feind sich 
noch erlaubt, die Welt irrezuführen. 
Auf diesem langen und schweren Weg zur Freiheit haben wir 
Freunde gewonnen. Wir sind zusammen mit unseren Freu nden 
einen langen Weg gegangen, nicht aus Zweckmäßigkeit, son­
dern aufgrund von Prinzipien . Wir teilen eine gemeinsame Auf-
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fassung über die MenS<;hhei t , über eine Gesd lS<;hafi oh ne Un­
terd rückung lind AusbeulUng von Menschen d urch Menschen. 
Wir haben uns d ie Hä nde über O zeane, Kontinente und Länder 
hinweg gereicht, um o hne Nachgeben so la nge zu kämpfen. bis 
jene Vision Wahrheit geworden ist. 
Ich sage a ll dies, um unseren tiefen Dank den sozialistischen 
Ländern und fortsc hrittlichen Organisationen in aller Welt für 
ihre selbstlose H ilfe a uszudrücken, ohne d ie unser Kampf noch 
jung wäre. 
Das Volk von Zimbabwe ist von dieser H ilfe zutiefst gerührt. 
Sie ist in Momenten höchster Not gekommen, als der Imperia­
lismus und seine Agenten Terror, Mord, Folter und Zerstörung 
gegen unser Volk und seine Heimat entfach t haben. Wir dan­
ken zutiefst all jenen, die uns zu H il fe gekommen sind . Die Li­
ste ist lang. 
Unsere revolutionäre Solidarität mit den sozialistischen Län­
dern, den Frontstaaten, Solidaritäts- und Unterstützungsgrup-

pen in a ller Welt und brüderlichen Befreiungsbewegu ngen kann 
am besten durch die Erweiterung und den Ausbau der Erfo lge 
in unserem polit ischen und bewaffneten Befre iungskampf aus­
gedrUckt werden. 
Wir schwören unseren Genossen der SWAP.O in Namibia, des 
ANC in SUdafrika, der PLO in der POLISARIO, daß wir Seite 
an Seite mit ihnen marschieren werden, immer voran bis zur Be­
freiung unserer Länder. Wir geben unserer Solidarität mit dem 
Volk von Vielnam Ausdruck in seinem mutigen Widerstand ge­
gen die neuen, imperialist isch gedttkten Aggressoren. 
Wir S<;hwören, daß wir den Kampf unseres Volkes in Z imbabwe 
verstärken werden, bis die Kolonialisten, Rassisten und ihre 
Marionetten vollkommen zerstört sind. Wir sagen~ daß Zim­
babwe in diesem Jahr 1979 fre i sein soll. Wir sind fähig genau 
dies zu tun, und es wird getan werden. 
(Quelle: Statement by the Patriotic Front of Zimbabwe delive­
red by Comrade President Joshua Nkomo, Lusaka, April 1979) 

Erklärung der ZAPU vom 3. 4. 1979 

Der Wendepunkt 
t. Revolutionäre GrUße. unterdrückte und leidende Massen von 
Zimbabwe! 
2. Diese Kampfesgrüße erreichen Euch in einer höchst kritischen und 
entscheidenden Stunde - wir beteichnen sie zurecht als .. Wende· 
punkt". 
3. Seit t890 sind wir alle Sklaven in dem Land, in dem wir geboren 
wurden. Wir haben geliuen und leiden auch jetzt. Wir waren Skla­
ven, und die Ketten sind geblieben. Wir wurden von britischen Sied­
lern gedemütigt und werden weiterhin gedemütigt. Die Antwort auf 
unsere jahrelangen Bemühungen, mit unseren Unterdrückern ver­
nünftig z~ reden und zu verhandeln, waren Massenmorde. Folter und 
Gefängnis. Unter uns ist keiner. der nicht durch unseren Feind, die 
Rassisten. einen Verwandten, Freund oder Nachbar verloren häue. 
Unser angebliches Verbrechen war nichts anderes als unser lauter Ruf 
nach Freiheit, Gleichheit. Gerechti&keil. Frieden und Unabhängig· 
keit. 
4. Das ZleJ der vielen Jahre, in denen wir ge' itten haben, war nicht 
n1.l( unsere eigene Befreiung von der Herrschaft und UnterdrUckung 
durch eine Minderheit, sondern auch die Befreiung der weißen Min­
derheit von d.er Tragödie. die sie selbst durch den britischen Kolonia­
lismus in unserem Land geschaffen hat. Wir wissen je(zt, daß unser 
Leiden mit wortreichen Argumenten und Analysen - und seien sie 
auch nQ\:h so klug - nicht beseitigt, ja nicht einmal gemildert werden 
kann. Deshalb haben wir uns entschieden, zu den Waffen tU greifen 
und den Kampf aufzunehmen, um in dem Land, wo wir geboren 
sind, die Übel des Fa-Khismus, des Rassismus, des Kolonia lismus und 
der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen zu beseitigen. 
Die Situation darf keinen einzigen - il;h wiederhole: keinen einzigen 
- Tag länger so bleiben. Deshalb erklärt der RevolUlionsrat der ZA· 
PU in der Patrioti-Khen 'frOnt hiermit, daß er heute. am Dienstag, 
den 3. April 1979 samtllche bislang von feindlicher Besatzung befrei­
ten Gebie(e des Landes unter seine eigene. ständige BesatZung und 
Kontrolle genommen hat. 
5. Alle Einheiten der Revolutionären Volksstreitkra.fte Zimbabwes 
(ZPRA) im ganzen Land wurden angewiesen: 
a) alle nQ\:h vorhandenen Kräfte des Feindes und seine Agenten in 
'den kontrollierten Gebieten offen anzugreifen und tu verjagen: 
b) alle Bilrger innerhalb dieser befrei ten Gebiete unabhängig von ih­
rer Rasse, Hautfarbe oder Weltanschauung zu schützen: 
c) die Massen von Zimbabwe tu organisieren und zu verteidigen: 
d) in den noch vom Feind beherrschten Gebieten - einschließlich 
seiner mHitäri-Khen, wirtschaftlichen und sonstigen strategischen Ein­
richtungen - entschlossen yorturücken: 
e) mit anderen Worten: den Feind in jeder Hinsicht zu lähmen: 
f) Angehörige der gegnerischen Streitkräfte, die sich zur UnterstUt­
zung oder Zusammenarbeit mit der Revotution entschließen, aufzu­
nehmen und zu -Khützen: 
g) die ZPRA-Einheiten sind angewiesen. mit allen patriotischen 
Kräften wsammenzuarbeiten, die für dieselbe Sache kämpfen: 
h) die ZPRA-Einheiten haben weiterhin Anweisung, alle besetzten 
Gebiete (d. h. solche Gebiete, die besem sind. aber noch nicht yoll­
ständig kontrolliert wurden, unverzüglich und -Khnell von den besetz­
ten Gebieten in freie, befreite Gebie(e umzuwandeln. Hierzu gehören 
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die Gebiete aller größeren und kleineren Städte. (. .. ) 
9. Der Revolutions",t: 
Die Mi tglieder des Revolutionsrats in den befreiten Gebieten haben 
die Aufgabe, die Bevölkerung innerhalb der befreiten und kontrol­
lierten Gebiete zu unterstUtzen: 
• beim Aufbau von Verwaltungsgliederungen, 
• bei Projekten in der Landwirtschaft, im Bildungs- und Gesund­
heitswesen, und 
• allgemein bei der harmonischen Konsolidierung der befreiten und 
kontrollierten Gebiete. 
10. Landsleute, dies ist ein Aufruf an alle Patrioten Zimbabwes, den 
Feind zu verjagen und dem gesamten Volk ~on Zimbabwe wieder 
WUrde, Freiheit, Frieden, Ordnung, Gerechtigkeit und wahre Unab­
hängigkeit w geben. Setzen wir an die Stelle der Finsternis, die uns in 
all den Jahren ~erfol gl hat, das Licht der Freiheit und des Glücks! 
11. Die Revolutionären VolksstreitklOÖfte Zimbabwes sind angewie­
sen, in allen befreiten Gebieten die Fahne des Volkes zu hissen, die 
das Banner der Freiheit ist. 
Alle Macht dem Volke! 
Vorwärts mit der Revolution! 
Joshua Mgabuko Nkomo, Prisldt nt der ZAPU-Palrio tische t' ront 

(Quelle: Zimbab ..... e African Peoples Union (ZAPU). The Patriotic 
Front, Lusaka, Ref. No. R.C. D./1179, 3.4.1979) 



Gespräch mit Robert Mugabe 

Vorsätzlichkeit 
der BHO 

AlB: Welches Hauptziel des Westens verbirgt sich hinter den 
sog. Wahlen des Regimes in Zimbabwe? 
R. MUGABE: Die Intention hinter diesen Wahlen iSI, ihr Regi­
me aufzuwert!!ß und zu legalisieren, das seit 1965 seine Legiti­
mität eingebüßt hane. In erster Linie geht es ihnen um die Lega­
lisierung des Regimes durch die internationale Gemeinschaft, so 
daß Sanktionen aufgehoben und die politischen wie ökonomi­
schen Interessen der Siedlergemeinschaft geschützt werden kön­
nen. 
A lB: Wie sehen Sie die derzeit ige Strategie der Westmächte, 
insbesondere Großbritanniens und der USA? 
R. MUGABE: Es ist eine sehr ausgeklügelte Strategie, die in ei­
ner sehr subtilen Art dargeboten wird. Die offizielle Position 
der Westmächte, also Großbritanniens und der USA, ist die, 
keine Delegationen oder Beobachter nach Rhodesien zu entsen­
den. Dies ist ihre offizielle Position. 
Die inoffizielle jedoch ist, daß sie jeglich.en Einzelpersonen, wie 
auch ganzen Gruppen, die Einreise erlauben und ihnen größt­
mögliche Unterstützung gewähren. 
Der Grund dafür ist, daß sie die Anwesenheit offizieller oder in· 
offizieller Teams bei den Wahlen und deren Augenzeugenbe­
richte als Beweise für die Legali tät des Wahlergebnisses und in­
folgedessen für die Legalität des Regimes benutzen wollen. 

Existenz befreiter Gebiete? 

AlB: In Zimbabwe herrschen zur Zeit ziemlich kriegerische Zu· 
stände, besonders in den von Ihnen als befreit bezeichneten G~ 
bieten ... 
R. MUGABE: Wir haben mittlerweile eine ganze Anzahl befrei· 
ter Gebiete im Land. Dies sind Gebiete, in denefl wir die Kon­
tro lle ausüben. Sie befinden sich in ländlichen Gebieten, wo 
sechs von sieben Mio Menschen unserer Bevölkerung wohnen. 
Von dort aus operieren wir, von dort aus fest igen wir unseren 
Einfluß. 
Bevor wir ein Gebiet als befreit betrachten, muß dreierlei ge­
währleistet sein: I . Wir müssen durch physische Präsenz Kon­
trolle über das Gebiet haben. Der Feind darf keine Möglichkei­
ten mehr haben, auf dem Landweg in das Gebiet einzudringen. 
Er muß sich des Luftwegs bedienen, aber das ist-in den ländli­
chen Gebieten kein Problem für uns. 2. Es muß eine vom Volk 
gebildete und gewählte Verwaltung bestehen, die das tägliche 
Leben organisiert und die verantwortlich ist fü r die Organisie­
rung der Produktion und des Aufbaus in dem jeweiligen Ge­
biet. Außerdem muß sie ganz allgemein Recht und Ordnung in 
dem Gebiet aufrechterhalten. 3. Produktion und Aufbau müs.­
sen kollektiv organisielt sein, a ls kollektive Mashamba, wie es 
in Mcx;:ambique genannt wird. D. h. diel-eute bauen ihre einfa· 
chen Straßen und Hiltten gemeinsam., im Kollektiv. Außerdem 
muß es ein vom Volk eingerichtetes und betriebenes, also eben· 
falls kollektives, Bildungswesen geben; weiterhin ein Sozialpro­
gramm und ein Gesundheitswesen, die von uns geleitet werden. 

So sichern wir einen normalen Fongang der sozialen Versor­
gung in diesen Gebieten. Gleichzeitig müssen wir aber sicher­
stellen, daß die don lebenden Menschen sich der Gefahr be-

wußt bleiben und sich als Verleidigungsmacht konstituieren, die 
fähig ist, das Gebiet zu behaupten. Deswegen haben wir in den 
befreiten Gebieten Volksmiliz-Einheiten gebildet. Es ist natür­
lich schwierig, Waffen zu bekommen, ebenso SChwierig wie Me­
dizin, Nahrungsmittel und landwirtschaftliche Geräte für diese 
Gebiete zu bekommen. Dies sind die P robleme, die existieren. 
Aber unsere Vorstellungen und Programme sind ausreichend, 
um den Leuten zu helfen, sich auf diese Weise zu organisieren, 
selbst wenn die technischen Möglichkeiten dafür knapp sind. 
Und deswegen erklären wir Gebiete, in denen die Voraussetzun­
gen dafilr geschaffen sind, zu befreiten Gebieten und konst itui­
eren sie entsprechend. 
AlB: Haben Sie Beweise fü r eine Einmischung westdeutscher 
Regierungskreise oder reaktionärer Kräfte in.Zimbabwe'! 
R. MUGABE: Die westdeutsthe Regierung unterstützt das Re­
gime definitiv - sei es durch Duldung oder durch aktive Unter­
stützung. Rhodesien treibt Handel mit Westdeutschland; es gibt 
zahlreiche westdeutsche Waren in Rhodesien, zum Beispiel Au­
tos und Waffen. Und auß_erdem ist bekannt, daß die Bundes­
republik Südafrika ein Atomgeschäft angetragen hat-. 
Die westdeutsche Regierung sagt, sie habe keine Konirolle ilber 
Wirtschaftsunternehmen, und daß diese Unternehmen die Frei­
heit hätten, Handel zu treiben mit wem immer in der Welt sie 
wollen. Ich begreife nicht, wie eine Regierung eine solche Posi~ 
tion einnehmen kann, und ich billige sie in keinster Weise. 
Wenn westdeutsche Firmen internationale Gesetze brechen und 
den Rhodesien-Beschlüssen der Vereinten Nationen zuwider­
handeln, muß die Regierung die notwendigen Schritte dagegen 
unternehmen. 
Da dies nicht geschieht, sind wir der Meinung, daß die west­
deutsche Regierung das Smith-Regime sowie das Apanheidregi· 
me in Südafrika nicht nur indirekt unterstützt, sondern dies 
offen und vorsätzlich tut. 

AlB: Eine letzte Frage: Der viemamesische Befreiungskampf ist 
immer ein internationales Beispiel gewesen. 'Während der fetz­
ten Monate hat sich eine sehr besorgniserregende Entwicklung 
in Südostasien abgebahn!. Wie beurteilen Sie die gegenwärtige 
Situation dort'! 
R. MUGABE: Es ist eine unglückliche und unerfreuliche Ent­
wicklung. 
Im Mai letzten Jahres habe ich das Gebiet besucht und hatte die 
Gelegenheit, mit chinesischen und vietnamesischen Regierungs­
vertretern zu sprechen. Die Befreiungsbewegungen betrachten 
China, Vietnam und Kampuchea als befreundete Nationen, da 
alle drei sozialistische Länder sind. Ich wü nschte, es gäbe eine 
Möglichkeit, ihre Streitigkeiten friedlich beizulegen. 
Ich habe ihnen unsere Haltung deutlich gemacht: Wenn China 
einen Krieg mit Vietnam anfinge und Vietnam einen Krieg mit 
Kampuchea, würde es ihre Fähigkeit, uns Unterstützung anzu­
bieten, untergraben. Abgesehen davon ist ein offener KonOikt 
zwischen zwei sozialistischen Ländern ohnehin eine höchst uno 
'trfreuliche Situation. 
Wir beobachten die Ereignisse dort mit großer Besorgnis .. Ich 
hoffe, daß die Anzeichen fü r einen Friedensschluß, die momeI\­
tim mit den Verhandlungen China-Vietnam am Horizont auf­
tauchen, sich als wahr erweisen werden. 
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Erklärung der ZAPU vom 24. 4. 1979 

Die Nicht-Wahlen 
Die sog. MehrheilSherr$l;hafu;wahlen sind "orbei und alle Anzeichen 
deuten darauf hin, daß C1 sich um den größten politischen Sch .... inc.lel 
des Jahrhundcns halIdeh. Nur ihre verzweifelten OrganisllOren _ 
Smilh und seine schwarzen Marionetten - und die SOll. "Freunde Rho­
desicns" sowie internationale Diebe in Form von Sanktionsbrechern 
können sich schamlos mit diesem elenden Iktrug identifizieren. 
Wir sprechen nicfl! in einer Haltung der Herabsetzung, sondern der 
FC:SI$lcllung von Tatsachen; und .. 'as .... ir feslhaltcn können, beruhl auf 
Berichten, die ... ·ir Tal fOr Tag aus unserer Bc\'Olkl:l"ung im Lande er­
hallen haben. 

A bstimmen so off wie möglich 

Da es keine Registrierung der Wahlberechtigten vor diesen SOli. Wahlen 
gegeben hat, .... ar die Abstimmung eine Veranstaltung, die jedermann 
offen stand. Kinder, Nicht·Staatsangehörige und selbst Touristen ha­
ben mit abgestimmt. Mehr als einmal abzustimmen, war an der Tages­
ordnung und wurde keineswegs unterbunden: es wurde im Gegenteil 
gefOrdert, wie durch einen Wahlbeauftragten in Salisbury deutl ich ge­
ma<:!)t wird. der einen Afrikaner in seiner Nähe aufrorderte. seine Stirn· 
me abzugeben, und als dieser sagte. er habe bereits abgestimmt, ihm 
zuflüsterte: "Das macht nichts, Du kannst nochmal abst immen" . 
Beauflragte der Parteien Muzorewas und Sit holes halten ihre Mitgl ie­
der und Sympathisanten aufgefordert , jede Gelegenheit zu nutzen, um 
so oft wie)nO&lich abzust immen und gingen!u den Wahllokalen, um 
sicher!ustellen, daß dies gesehah. Nicht genug damit: Verschiedene 
mobile Wahllokale suchten dieselben Gebiete auf und die Leute gaben 
in jedem ihre S1inlmeu ab, das sie aufsuchte. Sie wurden gefragt, ob sie 
schon von einem mobilen Wahllokal aufgesucht .... ·o rden seien und ge­
wlhlt hatten . .. Darüber hinaus hidten rnobile Wahllokale, die unter· 
wegs von einem Gebiet ins andere waren, auf den Straßen an, um 
Stimmen von Leuten auf der Straße en:gegenzunehmen. Diese mobi· 
len Wahllokale sammelten ohne zu fragen dieselben Stimmen von den· 
selben Leuten ein. 
Leute in kirchen oder in k rankenhäusern .... urden ebenfalls mehrfach 
aufgesucht, um ihre Stimmen entgegenzunehmen: dasselbe geschah mit 
Arbeitern auf weißen Farmen. Es gibt sogar ßerichle. denen zufolge 
mobi le Wahllokale Gefängnisse aufgesucht haben. um Stimmen von 
Gefangenen zu registrieren. 
Kann es unter diesem Aspekt noch Irgendjemanden überraschen, daß 
Smith behauptete, er habe eine Wahlbeleiligung von 63 ,9 &". erreicht1 
Und liegen wir falsch, wenn .... ·ir behaupten, daß diese sog. Wahlen ci· 
nen Bet rug da rstel len1 Unvermeidlich stellt sich die Frage: Wo und wic 
erreichten sie eil\e Wlhlerzahl von 2,11 Mi01 Und. 63,11 'J, von was? Wir 
sind gewohnt. daß Prozentuhlen auf einer Ausgangszahl beruhen, und 
daß man. wenn man sagt, soundsoviel Prozent hätten abgestimmt, dies 
auCgrund von der Zahl der registrierten Wahlberechtigten tut. 
Aber im Falle der sog. Rhodesien·Zimbabwe· Wahlen wurde die I:k­
stimmung der Wahlbeteiligung ohne diese Grundlage ,'orgenommen. 
Die Zahl der Wähler .... urde im Kopf zusammengebraut - sie war da_~ 

Produkt einer lebhaften Phantasie und von Wunschvorste llungL!I. Mal 
wi rd die Zahl mit 3 Mio angegeben, mal mit 2 Mio. Aber niemand ver· 
mag anzugeben, wie die Zahl _wstandekam oder woher sie stammt. 
Kann man sich einen größeren Sch .... indd vorstellen? 
Selbst wenn 63,11 'J. und 2.9 Mio eine korrekte Zahlenangabe darstell · 
ten, wlre dies kein Ausweis demokratischer Verhältnisse, Es wurde er· 
rechnet. daß 63.9 .,. von 2,9 Mio 1.8H.33J ergibt. Das hieße, daß le· 
diglieh 1.8B.333 Afrikaner von einer Bevölkerung von 7 Mio gewähl t 
hätten. Das hieße, daß in Wahrhei t nur I S '" der Be,'Ölkerung des Lan· 
des ihre Stimme abgegeben hltte. Das Regime. das aus solchen Wahlen 
hen·orginge . .... ·I re nach wie vor ein Minderheits rcgime. 
Es fande n kaum Wahlen in den ländlichen Gebieten sta tt, die größten· 
teils von Freihei tskampfern bt:herrscht werden. und ebenso wurden 
kaum Reporter oder die SOl. ßcobachter dorthin gebracht. um Abstim· 
mungen in solchen Gebieten zu beobachten. Die meisten Wahlen fan· 
den in den städtischen Reliontn statt ; und dort, in Sa lisbury und nula· 
wayo gingen die Wahlen an über zwei Tagen unumerbrochen VOnStat­
ten. 
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Man fragt sich, .... as in diesen z ..... ei Tagen \'o r sich ging? Ist es normal, 
daß eine Abstimmung dort zwei Tage dauert? Wurde nitht ein großer 
Teil dieser Zeit darauf '·er .... 'andt. Wähler und Ergebnisse zu manipulie· 
ren1 Dies ist keine weit hergehohe Spekulation: jeden Morgen händig· 
ten Wahlbeauftragte Karten an Afrikaner aus, und am Abend wurden 
die Afrikaner. die solche Karl l,'ß erhalten hauen. als Wähler registriert. 
Man kann wohl sagen, daß nichIS vom Regime unversucht gelassen 
wurde bei seinem \·erz .... ei fehen Versuch. Wähler und Wahlen 1U mani· 
pulieren. 
Während der ronf Tage ..... ·elche die sog. Wahlen dauerten, hielt das Re:­
gime über 100.000 Soldaten auf den St raßen - nicht. um die Wähler ~u 
schÜtzen, wie behauptet wurde. sondern um durch EinschUchtcrung 
Wähler zu produzieren. Es wäre im höchsten Maße unvernünftig, nicht 
zur Wahl zu gehen, ..... enn man .... 'eiß, daß einem Haus, Familie, Geflü· 
gel. jegliches Eigentum und man selbst v~rbrann t würde. Derlei "011· 
brachten nicht nur Smiths Soldaten, sondern auch die Privatarmetn 
Muzorewas und Sitholes. die zu keinem anderen Zweck gegründet ... or· 
den ..... aren. als Afrikaner mit "orgehaltenem Gewthr in ihre jc-..'eiligen 
Parteien und :wr Slimmabgabe für sie zu zwingen. (. .) 

Was die sog. ßeobaellter betrifft. so iSt es Ul1l50 besser. je weniger man 
tiber sie sagL Keiner von ihnen konnte - auch bei größter VorStc!· 
lungskraft und Groß1.ügigkeit - als uuparltiisch bezeichnet werden. 
Sie alle kamen aus imperialistischen Undern. die das Smilh·Rtgime in 
der eintn oder anderen Weise un terstützen oder mit ihl1l sympathisie· 
ren. Die mtisten von ihnen sind 1I.l itglieder der sog. "Freunde Rhodc­
siens". die sich in fast allen west lichen Lindern breitmachen. Die mei· 
sten von ihnen WOrden sich bei genauer PrO fung als unverbel;serliche 
San ktionsbrecher erweisen. 

Die .. .. ·u unde Rhodesiens" 

Insofern konnte man nicht er .... 'arten. daß sie mit offenen Einstellungen 
nach Rhodesien komm<:n ",ürden. sondern mit \'Ofgcfaßten Vorstellun· 
gen und mit der Absicht. Gründe für die Anerkennung Rhodesiens und 
die Aufhebullg der Sankt ionen zu finden. so daß ihnen der peinliche 
Umstand erspart würde. iI\<:gal mit diesem Land Handel zu treiben. In 
unseren Augen sind sie Diebe. die entsandt wurden, um eineIl Oieb lW 

fangen. und ihre fkr iehte werden das Papier nkht wert sein. auf dem 
sie 5tehen.( . . . ) 

Die Verfassung ist ein Betrug und die sog. Wahlen sind ein Iktrug. Dies 
ist keine Saehe von Spekulation oder Folgerungen, sondern von empi· 
risch nachgewiesenen Tatsachen. 
Wie Genosse Nkomo jllngst sagte. kOnnen keine fairen und reprisen ta­
tiven Wahlen stattfinden in einem Lande. in dem 

ein Krieg herrscht, 
ein Ausnahmezustand 5eit bereits]5 Jahren besteht. 
Kriegsrecht verhängt ist . 
Ausgangssperren bestehen. 
die größten und bestimmenden Parteien (ZAPU und ZANU) 
verboten si nd. 
Tausende sich in politischer Haft und in 
Konzent rationslagern. euphemistisch •. Wehrdörfer" 
genannt, befi nden. 
an die 200.000 Revolutionäre sich im lluschkrieg befinden. 
Tausende vou Schwarzen im Ausland im Exil leben mUssen. 

Was uns betrifft, SO hat es keine Wahlen gegeben. und aus Nicht· 
Wahlen kann man keine politischen Urteile roillen. Wir haben daher 
keine Alternative ab den Krieg bis zum "ollständigen Sieg über den 
Gegner ronzusetzen. ungeachtet seiner nruen sch .... 'arzen Verkleidung. 

Nieder mit dem ]mperialismus! 
Die Macht dem Volke! 
Vorwlirt.~ mit der Revolut ion ! 
Der Kampf seht weiter! 

Wil!i 0 , Musaru",'a, 
ZAPU-Sd'~ti r für Ö rfrn lliChkritSll rbci t und Information 

(Quelle: ZA PU·~laration , Lusaka. 24 .•. 1979) 
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Liebe Abonnenten! 

Es ist wieder soweit, die jährliche Abonnementzahlung ist fällig. Sie können dabei dem AlB enorme Kosten an 
Rechnungen, Porto und zuSätzlichen erheblichen Arbeitsaufwand ersparen, indem Sie die fälligen 20,- DM ruT 
Ihr Jahresaho 1979 mit der beiliegenden Zahlkarte (Absender nicht vergessen!) auf unser Postscheckkonto über­
weisen: Postscheckkonto NT. 312093-607 Ffrn, AlB, Welt kreis-Verlag, 4600 Dortmund. 
Bitte tun Sie dies bis spätestens 29. Juni 1979! 
Abonnenten im Ausland verwenden bitte eine Auslandszahlkarte oder internationale Antwortscheine. Wir danken 
Ihnen sehr ftlr Ihre UnterstUtzung. 

Darüber hinaus sind wir sehr auf Spenden unserer Abonnenten und Freunde angewiesen. Bitte verbinden Sie mit 
Ihrer AbOoOberweisung eine Spende für das AlB.! 

Jahresabo bitte bis 29. Juni 1979 
überweisen! 

Beiliegende Zahlkarte benutzen 
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Rezensionen 

Wohin treibt China? [2] 

J . Domes. China nacb der KulturTC'volutioß, Wllhelm Fink Vertag. 
München 1975, 341 ~tt'n , 19.10 DM, 
hAll es in seiner Studie:cu den "politischen Enlscheidungsvorglngen" 
lwischen Frtlhjahr 1969 und Herbst 1973 nicht fU r nötig, auch nur kur­
soT1Kh auf" die gesellschaftlichen Grundlagen der p.olitischen Szene 
Chinas zu rekurrieren. So wird er mitnichten dem eingangs formulier­
ten Anspruch gerecht, einen "Beitrag zum VCr5I.11ndnis politischer Vor­
i1q.ge in kommunistisch regierten Staaten :tu leisten." (5. 7) 
Auch bei J. Domes' reihen .... eisen AuflistuIIgcn zur personellen, alters­
milBigen ps"". Fluktuation der Partei- und Staatsorgane fehlt ausge­
rechnet d ie soziale Zusammensctzung. Nichtssagend wir.k! auch seine 
Schlußerkenn tnis. in China habe die Revolution einer alternat iven Elite 
den Oberp~, von einer charismatischen Flll1runllur Institut ionalisie­
rung vollbracht (5. H3/334). 
Eihe geradeso konscrvative Gl'oßschwätzerei serviert 
K. Mehnert , Kl mpf um Mlos Erbe, Deutsche VerIlI g5-Anst1l1t (du), 
Stuttgll rt 1917. 320 Selten, 24.30 DM: luch I ls Ulisttln·T ASchenbuch, 
Fl'lnkfun/Westbfrlln/ Wlen 1\l78, 7,80 DM . 
Der Autor berichtet Ober die Zeit nach Maos Tod (1976) zwar fakten· 
rekn, aber auch oberflächlich und annekdotenhaft. Als ProlOtyp groß· 
bürgerlicher China· Kommentatoren folgt der dem bornitr1en "Zwei· 
Linien"·Schema (Mao contrl "Opportunisten"), in das die maoisti· 
sche FUhrung die Geschichte der politiS:Chen Auscinandersctzungell in 
Chilla zu zW&lIgen trachtet. 
In seinem neuesten, unmittelbar nach der chinesischen Aggression ge­
gen Vietnam auf den MarklllCWOrfenen Buch 
K. Mehnert , MlOS Erben mllchen 's anders . d~I, Stuttgart 1979, 172 
Seilen. 11,- DM 
steht die Beschiftigung mit der " Modernisierungs"·Konzeption 
~ngs/H uAS nach ihrer endgült igen Machtllbernah,:"e im August ]977 
im Blick punkt. A,ls Anhän~er der chinesischen Westöffnung redet er ei· 
nem festgefllgten ant isowjetischen Bündnis China·BRD (Waffenbrtl· 
derschaft inbegriffen) das Won . Im Interesse dt'T Verwirklichung sei· 
ner poßdeutschen Vision" Vt'Teinigung Deutschlands und Europas" 
pocht K. Mehnert darauf die."chinesische Karte" ohne Skrupel "weise 
zu nUtzen" (S, IS6). 
Ein Paradebeispiel fllr die bll rger lk he überhöhung der Persönlichkeit 
- hier Maos - in der Geschkhte liefert 
K. H. bnswn. Das Zeitlllef Maos. Chin ll.S A Li h tie!!: zur SLI~fmaeht , 

Eugen Dltdtriths Vertag, DüN ldorf/ Köln 1976, 296 Stilen. 32.­
DM . 
Die Geschkhtsperiode 1893- 1976 wird im Stil einer Mao-Chronik feil· 
geboten. Mao Tse-lUng selbst stellt der Autor als "MysterIum" bzw. 
"Religions"fllhrer (5.9/ 10) schon zu Lebzeiten, ja als das historischc 
Genie dar, welches die kUhnsten Eigenschaften Lenins, Roosevelts, de 
GaulIes und W. Churchills unter einer Haube vereint habe. 
Eine IIhnlich "mysteriöse" Rechtfertigungslegende weiß 
P. Kuntze, China nach Mao. K«htsputsch In der Volksrepublik. C.rl 
Hanscr Verlaa. MÜllchen/ Wlen 1975, 209 Seiten, 16.80 DM 
zu enähten. Beispielsweise ~erunsta l tet der Autor die zweifelsfrei erfol· 
greiche EllIwicklLlngsphase. die des sozialist ischen Aufbaus von 
1949-S8, in der die Internationalistischen Krtfte dominierten. als 
hhruhnt der "rechten Linie". in der man "mit einer bürokratischen 
Konzeption die immensen Ent ..... icklungsprobleme lOsen wollte. " (5. 7) 
NIcht so die maoistische Politik der 60170er Jahre, die P. KUlllze als 
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Ideal·Linie anpreist: Die KP Chinas "hat den dritten Weg gewllhlt Lind 
ist in dieser Demokratisierung bisher wei tersegangen als jede andere 
Partei der Welt." (5. 15) Daß dennoch die Falle Lin Biao und" Vierer· 
bande" (siehe J . Reusch in AlB S/l'979) mögl ich wurden, will der Au· 
tor in noch ~orhandenen Inkonsequenzen .uf dem Weg hin zu "einem 
demokratischen SozialismLlS" (ebenda) sehen. 
Maos China ist fllr ihn das schillernde Geacnmodell zum angeblichen 
"Sozial faschismus" in der Sowjetunion; ~on beispiclhafter 
"Toleranz" gegenüber jeglichen "Abweichlern" (5. 28) ist da die Re­
d,. 
Was Wundt'T, daß P. Kuntze auch der maoistischen " Drei·Welten­
Theorie" bzw. eincr "breite(n) Einheitsfront gegen die Hegemonial· 
milchte. besonders. gegen die Sowjetunion" fIlTSpricht. Er titu liert die 
chinesische Außenpolitik als " ko nsequent". da sie "im Sinne einer 
Einheitsfront alle positiven Faktoren zu nutzen" gestatte (S. 189-191) 
- ZLim Nutzen freilich der WestmIIchte. 
"Kon5Cquent" in der aroßbOrgerlicheli S)'mpathie fOr die Pekinger 
Großmannssucht ist auch die Arbeit ~on . 
O. Wrgel. Die Außenpolitik der VR Chini. Kohlh. mmer Verlag, 
Stultgart/Westbertin/ k öln/ M.lnz 1977, 172 Seiten, 25.- I>M. 
Obgleich fü r ihn die chinesische Außenpolitik eine " weitgeheml analo­
gisierte Innenpolitik" (5. 8) ist. dringt er nicht zur Frage nach den inne­
ren Grundlagen dieser Politik vor. VoraJlem kann man - wieO. Weg· 
gel behauptet - die " Drei·Welten·Theorie" beim besten Willen nkht 
als "das Ergebnis einer globalen Klassenanalyse" bezeichnen (S. 7S). 
Die systematischsten Untersuchungen der chinesischen ALlßenpolitik 
liegen rur die Periode 1949- 73 vor mit 
G . W. ASI. fJew/ A. M. Dublnskl .. ... . Außenpolitik und internation. ­
le Bezleh .. ngen der VoiksrepLiblil.; Chin • • SlIlIIsvert l ll der DDR. Berli n 
1976, 313 Stilen. 40,- DM . und 
G. W. Astlfjcw/ A. M. D .. binski U. I .. Vom Antiimperi. lISmus zum 
Antlrod.lismus, VMB, .·l'IInkfurIlM. 1975. 216 Stiten, 6,- OM . 
Die Autoren konfronticren dic Konzeption und Praxis chinesischer Au· 
ßenpolitik der Aulbauphase mit der ~erllnderten Linie der Jahre 
1953-73 . Die Diskussion der Prinzipien sozialistischer oder nat ionali· 
stischer ALlßenpolitik ist ebenso hilfreich wie die nahezu le)l:ikatischc. 
übersichtliche Untergliederung nach Regionen, Uindern. Breiten Raum 
nimmt die Politik der VRCh in der sog. Drinen Welt ein. 
Eine Aufsatzsammlung ~ornehmlich zum Thema chinesische Außen· 
handelspolitik und Wirtschaftsentwicklung, die angelegt ist als Leitfa· 
den für "Fach· und Führungskrllfte", ~erbirgt sich hinter dem Titel 
Institut für Ausiandsbn lehuligen und Inli titut für Asienkunde (II rsg.), 
Wirtsch. ftsp. rtner China, Stultg. r1 1976. 182 Seiten. 22,- DM. 
Die Autoren. dem AusWllnigen Amt nahcstehend, behandeln einige in· 
teressante Themen wie die außenpolitische Öffnung der VRCh, die 
Grundrtlge maoistischer Winschaftsst ratcgie. Chinas Entwicklungshil· 
fe und Beziehungen zur EG teils faktenreic h. Nützlich sind die im An­
hang gebotenen ausgedehnten Literaturvcrweise. Bihliographien oder 
eine Zeitschriftenschau. 
Die Analyse der Wirtschaftsentwicklunl ChinAS in der Periode 
1949-15 haben die beiden Arbeiten von 
J . Kosla/ J . Mcyer. Volksrepublik Chlni. Ökonomischcs S}'stem und 
wlrlschMftliche EntwlcklLlng. Europäische VerlagSlinStMlt , Frankrnrt 
M.lKöln 1976, 297 Seilen, UI,- DM und 
U. Menzel, Theorte und PI'I.d s dn ehin~ lschen EntwIcklungsmodells. 
W~tdeulSCher Verlag. Opiliden 1913, 8M Selten. 64,- DM 
zum Gegenstand. Beides sind grtlndliche und an FaktenI Tabellen! 
Schaubildern reiche Untersuchungen, die skh weitgehend an chinesi· 
schen Zielvorstellungen orientieren. J. Kosta/ J . Meyer unterziehen neo 
ben Einzelfragen wie der Kollektivierungs·, Einkommens· und Außen· 
handelspolitik insbesondere das chinesische Plansystem einer eingehen· 
den Betradllung. U. Men~el befaßt sich ausgehend \'on der traditionel· 
len chinesischen Gesellschaft hauptsllchlich mit der maoist ischen und 
der mit ihr konkurrierenden sog. "Iu1stischen" (nach Liu Shaoqi) Ent· 
wicklungskonzeption. Die Behauplllng, nach Mao sei eine Abkehr vom 
Maoismus unter RUc kkehr zu den Prinl.ipien der SOtr Jahre fcst~u stel · 

len, muß indesscn angezweifelt werden. Zuzust immen ist hingegen U. 
Menzels Schlußfolgerung. daß die chinesische Entwicklungsstrategie 
keinen absch]ußhaften Charakter trage Lind schon gar nicht "bruchlos 
auf andere Utnder und Gesellschaften obertragbar" sei (5. 648/ (49). 

W. Hronner 



Kurzinformationen 
Grenada 
Am L). 3. d. J. übernahm die bisherige oppositionelle II.ßt iimpcrialisti­
sehe nationale Befrciungsbe"'cgung Neue Bewegung filr gemeinsame 
Bemühungc:n nach Wohlfahrt. Errichung und Befreiung (New Jc: .. cl 
Mo\'cmcnt) nath einem unblutigen Staatsstreich die Macht. Bcreils 
1974 , im Jahr der Unabhilngigkeil "on Großbritannien (Grenada war 
und ist weiterhin Mitg!iw des Commenweallh), hatte die 1972 gegrün­
dele: Bewegung unter Führung des jungen R~hlsanwalt s Mauricc Bi­
shop veuucht, den diktatorischen Premierminister Erjc GlI.iry durch ei­
nen Generalstreik zu slUrzen. FOr den aus sieben Inseln bestehenden 
51all.l, dessen Volkswirtscha rt hauplSächlich auf der Landwirtschaft 
(I /J des Wel!uports von /I.'luskatnüssen) und dem Tourismus beruh t, 
hat die neue Regieruna ein$(:hneidende Maßnahmen vorgesehen: Besei· 
tisung der Arbeitslosigkei t (die nach inoffiziellen Angaben 60--70 "'­
beträgt). ausreichende Ernährung. Lösung des Wohnunssproblems 
und de r medizinischen Veuorsung. Die Provisorische Revolulionllre 
Regierung (G RP) seilte die Verfassung außer Kraft und erSetZle sie 
durch ein 10 Punkle umfassendes •. Volksgesetz" . Eine neue Verfas· 
sung soll in der nächSlen Zeit erarbeitet und verabschiedet ..... erden. des· 
.. citeren hat die GRP die Durchführung ,'on freien und allgemeinen 
Wahlen angekündigt. hienu " 'erden die von Eric Gair)' geralschten 
Wählerlisten überprüft. Der sestürzte Premier GaiT)' soll laut Bishop 
eine - aus US·Quellcn gespeiste - Söldnertruppe zum Sturz der neueu 
Regierung vorbereitet haben. Die an die USA. Großbri lannien. Kanad3 
und Venezuela gerichlete Biue nach militärischer Un1ersHltzuug gegen 
Gai r)' blieb Unbealllwortel. jedoch Guyana. J amaika und Kuba rea· 
gierten positi .... 

Argentinien 
Repräsenlan ten von sC!;hs argelllinischen Par1eien. darunter die Pero­
nist ische Panei. die [ntran5ingente Partei, d ie Sozialistische Volkspar· 
lei uud die Kom munisti sche Pan ei. wandten sich Anfang April d. J . -
"'ie auch schon zur Jahreswende 1978/79 - mit eiuer gerneinsamen Er· 
kl3rung an Präsident Vidcla. Die Unterzeichner formulierten vier Kern· 
forderungeu rur eine demokra tische Neuorielllicrung de"S Landes. Er· 
Mens mOSS<' die antinationale Wirtschaftspolitik. die zur Verarmung 
der Massen führe. re ... id iert werden. Z .. 'eiten§ sei die freie Betätigung 
der politischen Parteien und Gewerkschaften "'ieder zu gewährleislen. 
Driuens müsse eiu DialÜ\l zwischen den Parteien und den Streitkräften 
fü r die Demokmtisicrung einsetzen und ... ienens sei hierfür eine "Aus· 
kunft !lbcr die Lage der Verscllwundeuen" Voraussetwug. [n einer in· 
dircklen Ant\lort auf diese Erkla rung bestätigte I' rlsident Videla z,,·ar. 
das Hauptziel seiner Regierung bleibe "die wiederhcrstellung einer 
echten und pluralistischen Demokratie" . Doch kurz darauf bekräftig1e 
die Junta ihr Streik~erbol und "erhaftete 20 Ge .. erkschaftsrollrer. Sie 
hauen fOr den 27. April zu einem 24-slOudigen Generalstreik aufgeru· 
feu. um ihre - der Parreienerklärung ähnlichen - Forderungen nach 
einer Revision der Wimchaftspolitik. nach Lohnerhöhung. mehr So­
~ iallcisl ungen und gewerkscllaftlichen Freiheiten durchzusetzen. 

Irak 
Als Reaktion auf einen h üischen Bericht des Zenlralkomitees der Jra· 
kischen Kommunistischen Parlei ([ KP) im März 1978 zu gCJ!;enre"olu­
tionllren Tendenzen im Irak hatte die regierende Baath·Partei (ASBP) 
damals 2[ IKP·Mitglieder und · Anhänger hinrichten lassen . Seither 
.. urden mehr als 10000 Personen inhaft iert uud teU .. eise gefohert. wO­
von I 930 als" yerschwunden" gelten. Unter den Verfolgten befanden 
sich u. a. 8 Mitglieder des I K p·Zcnlralkomit~. 8 progressive Offiziere 
sowie die Schriftste ller Bahr AI Khalidi und Dinar AI Samarrai. Den in 
den letzten 3 Jahren verfilgten undemohatischen Gesetzen zu folgt' 
steht nicht nur jede politische Belätigung in der Armee fOr Nichtbaathi· 
sten unter Todessi rafe. sondern nun auch der AnschlulJ ehemaliger 
Baathisten und /I,'l ilitärangehöriger an andere politische Organisatio­
nen. Die 1973 konstituierte Nationale Fortschriusfronl. der die ASHP. 
die 11(1'. d ie Demokratische Kurdische Partei und die Re ... o lu tionäre 
Ku rd,sc lle Partei angehören. existiert derzeit nur auf dem Papier. Ursa­
chen des Demokratieabbaus 5(iteus des Baath· Regimes sind u. a. der 
beachtlich gewachsene Masseneinfluß der IKP und deren Kritik am 
Stillstand sozialer Veränderungen. am Fehlen demokratischer Volks· 
... ertretungen. an der Nichteinlösung des Autonomiegese1les im Kur· 
denSebiet und der zusehends rC!;htslastigeren Außenpolitik. 

Iran 
Nach dem erfolgreichen Abschluß der ersten Etappe der iranischen 
Volksre ... olution, die mit dem Sturz des Schah· Regimes endete (siehe 
AI8 3/ [979). vollzieht sich derzei t eine Umgruppierung der Krilfte. 
Die liberale Bourgeoisie, die innerhalb der Regierung Bazargan den 
großten Einfluß besitzt. bemOht skh vor dem Hintergrund einer zuneh· 
menden Radikalisierung der Volksbewegung auch in sozialOkonomi· 
scher Hinsicllt um ei n Abbremsen des revolutionären Proiesses. 
Innerhalb der religiösen Kräfte zeichnen sich drei Richtungen ab: eine 
\(Impferisch·demokratische Riclltung. an deren Spitze die Mojahedine 
Khalg (Volh kämpfer) stehen und der auch Ayatollah Taleghani ZUl U' 
recllnen ist; diejenige Khomeinis selbsl, die die Forderungen des Volkes 
regist rierl, aber an einigen historisch überkommenen Prakt iken festha]· 
1en will; scllließlich eine reakt ionäre Tendenz z .T . fanalisch religiöser 
Kreise. 
Die linken. konsequerlt arlti imperialistisc lleu Kräfte befinden sich in ei· 
ner Phase der Konsolidierung. Die Vol kskäm pfer, die Fedayin e Khalg 
(sich für das Volk Aufopfernde). sowie \leitere Gruppierungen haben 
am 6. März d.J. als Sammelbecken liuker ulld radikaldemokratischer 
Kräfte die Demokrat ische Nationale Front gegründet. Obwohl die 
Tudeh·Parlei dem Gesetz nach noch illegal ist. ,'errreibt sie öffentlich 
ihre Publikationen und hat dazu aufgeru fen. Oberall Parteiorganisati0-
nen zu bilden. Ihr I. Sekretär N. Kiauuri ist in den Iran zurückgekehrt. 
Fortdauernde reaktionäre Pro"okationen wic die Ermordung des Aya· 
tollah i\'!otahari im April d. J. werden. unter wescnt licher Betei ligung 
rechtcr Kräfte in den sog. Khomeini· Komi tees. zur an tikommunist i· 
schen Stimmungsmache benu~zt. 

Pakistan 
Trotz weltweiter Protcste wurde Anfang April d. J. Ex·Minislerpräsi· 
denl Zulfikar Ali Bhullo vom Militltrregime 1..ia ul-Haq hingerichtet. 
Er war der angeblichen Anstiftung zur Ermordung eine!; Oppositions· 
politikers im Jahre 1971 angeklagt. Lange Zeit gah Zia ul · Haq als zu 
schwach. die Vo llstreckung des Urteils an~uordnen. Die Popularität 
ß huuos innerllaib der Armee und d~ I:It ,'Ölkerung kam in großen Dt­
monstrationen zu Gunsten BhulI05 zum Ausdruck. So halle BhuliOS 
Partei (pakistanische Volkspartei. ppp) z ..... ischen 1970 und 1971 eine 
Landreform gegen den Willen der großbourgeoiscn Pakistanischen Na· 
tionalen All ianz (PNA) und der feudale n Großgrundbesitzer durchge· 
setzt. die /o,'lindcstlöhne heraufgesetzt und nach der Verstaatlichung qcr 
Banken und von Teilen der SchwerinduS1 rie einen Wirtsehaftsplau ... er­
kündet so .. ·je .... ·Iilbestimmungsorgane geschaffen. Die PNA wie die or· 
1hodoxen muslimischen Gruppen. die dagegen opponierten. waren bei 
den Parlamentswahlen 1971 ,'~nichtend geschlagen worden. ßhuttos 
Partei lIatte lH ... on 220 Parlamemssi lzen errungen. Mit dem Vorwurf 
der geziehen WahlJ"lllschung entfacllten die Rechtskräftc gewaltsame 
Ausciuandersctzungen . um eine Wicderllolung der Wahlen durchwSC1-
zen. ßhuno sah sich ge~wungen per Ausnallme7.Ustand und Kriegsrecht 
lU regieren. Dies und die im Gefolge der kapitalistiscllen Wdtwin· 
!iChaftskrise 191)174 .-erschärften wirt SC haftl k hcn Schwierigkdteu 
(20 'li Innation und steigendes Außenhandelsdefizit ) nallm Zia ul· Haq 
zum Anlaß zu putSl;hen und Bhullo unl er Hausarrest zu stellcn. Die 
Exek ution macht Bhutlo zum Märtyrer. 

Kongo 
Die Auflösuug des i\'lilitärkomitccs Anfaug Februar 1979 und die 
K!lckgabe seiner Vollmachten an das Zentralkomitee der Kongolesi· 
schen Panei der Arbeit (pe r) auf Druck fort.>eh rittlicher M3ssenbewe· 
gungen. Slellte einen Neubeginn für die Vol ksrepublik Kongo dar. 
Nach der Ermordung des Präsidenten Marlen Ngouabi ,'or etwas über 
z .. ei Jallren. halle ein Mi1itärkomitcc unter Yhomb~' Opango die 
"' lacht übernommen. Seither hallen sich die .. irtschaftlichen Scll .. ierig· 
keiten '·erschärft. die Korruption blühte. Dtnis Sassou·Ngue"Sso wurde 
jel~t auf dem 3. Außerordentlichen Parteitag der PCT zum neuen ZK· 
Vorsit~enden und Präsidel11en der Volksrepublik gcwällll. Im Juni 
1979 sollen Wahlen zu den Organen der Volk smach~ und ein Referen· 
dum über die neue Verfassung stattfinden. um die Einlleit der Unks­
kräfte zu slabilisieren. Als ak tue lle Aufgaben werden die Wiedergesun· 
dung der slaatlichen Finanzen. die Iksciligung der städ tischen Arbei ls, 
losigkeit und die Versorgung der ßc"ölkerung mit billigen Lebensmit · 
leIn augesellen. 
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Bonn und der 

Aul .kr \ \\ e hhanddS- umJ 111I"1\;~lung)koß I c:rC'nl dt''r \'"TC'lIllC'n 
Nauonen tUNCTAO). die am 7. \laI in \Iamla eröffnet ",urde Lind 
bis 111m I. Juni daucn, sIeheIl ... ichl ige Probleme der Weh"irtschan 
und der Em"icklung.o;bndcr zur Deballc. In den Wonen des 
UNCTAD·Generalsekrclärs Gamani Corta gehl es darum, daß die 
inlcrnalionale Gemeinschaft eine cr~IC Gelegenheit erhält , "sich ei· 
neu umfas~nden Überblick tlber die Probleme zu verschaffen und ci· 
ru~n Weg fur die Zukunfl ein1uschlagen. Auf diese Weise kOnnte 
UNCTAD V den Ansallen und Slralrgien filr die 80er lahre ihren 
Slcmpt'1 aufdrücken." 
Anlaß hicrfOr iSI genug vorhanden. "Die besondere Bedeutung der 
dringenden Errichtung einer Neuen Inu:-rnalionalm Winschaft50rd­
nuni (N I \' 0) auf den I-orderungen der Em .... icklungsLlnder," so be· 
tome die Konferen~ der O rganisation für Afroasiatische VOlkersoli­
darieJlC (AAPSOI über die Rolle der t~ansnat ionalen Koru:erne und 
die Strategie der Okonomis~hen Enlwickluna in ihrer Bouchafc an 
UNCTAD V am 27_ April d.J. in Paris, "ist erneut unterstrichen 
worden. Die gegenwärtige WirtSchaftsordnung ist ni~ht in der Lage. 
die tiefe Strukturkrise zu bewlltigen. von der die kapitalistische Weh­
wirtschaft befallen isl." 
Un t ~r d~n Bedingungen dieser Krise und der von den Regierungen der 
entwi~lelten lapitalistischen Staaten eingeschlagenen Wirtschaftspo­
bllken hat sich die reale Situauon der Em" icklungsländer in der kapi ­
talistischen WeltwirlSChaft bi$ heute .... elter , erschlechter! . 
Das in der UN-Strategie rur die Z .... ei te Ent"'icklungsdekade gesetzte 
Ziel, das ßrulIOS01:ialprodull der Lander der Drillen Weh 1970-80 
jahr~urchschnittlich um 3.S ", zu steigern. ist fehlgesch lagen: Ge­
rade 1.2 '" Wachstum sind zwischen ]970-77 erreicht worden. Die 
Auslandsverschuldung der Entwicklungslander hat 1978 die dramati ­
Sche HOhe von fa51 300 Mrd US-Dollar erreicht. Die Ausbeutung der 
Emwicklungsllinder im Handel mit den kapitalistischen Industriena· 
tionen hat sich verschärft : Die Tcrms·of-Trade-Verschlechterung 
(Austausch,erhältnis zwischen Industrieg{lIer· und Rohsloffpreisen) 
zu Lasten der Drillen Weh brachte dieser 1978 einen Verlust von sage 
und sehreibe 30 Mrd. Dollar. 
Nur einige tr()(:kene Zahlen - aber sie ~eigen : Das krisenhafte kapi· 
talistische Systenl hat sich a ls unflhig er ..... iesen, die elementare Exi· 
stenzsicherung rur Millionen von Einwohnern in scinen abhangiaen 
Gliedern ~u gewährleisten. 
Unflhig (oder besser: unwillig) .... aren auch die Regierungen. die For­
derung der Entwicklungsländer nach einer NIWO, die-seit der UN­
Generah 'e rsammlung \'on 1974 auf der Tagesordnung steht. kon­
st ruktiveinzuJOsen. In lebhafter Erinnerung ist n()(:h die Ob:strukuons­
poli tik Bonns und det anderen Zentren der I: apitalistischen Weil auf 
UNCTAD IV in Nairobi 1976. die die Konreren~ an den Rand des 
Schelterns gebracht haI. Aus dem dort errungenen Zugeständnis. 
über einen Gemeinsamen Fonds ~ur Stabilisierung der wponerlOse 
der rohstorrprodu~ierenden Entwicklunvtander ~u "erhandeln, ist 
in~ .. i$Chen (im Mär~ 1979) das prin~iDielle Ein,'erstllndnis der west1i· 

V. UNCTAD-Gipfel • 

eilen Metropolen herausgekommen. der Errichtung eines solchen Re­
Sli lierungsinstruments nichts Grundsätzliches mehr in den Weg ~u Ie­
s~n. 

Dies ist und kann jedoch nur em enter lind insgesamt unzureichender 
Schritt sein. den Problemen der Ent ..... icklungsUinder ~u t..cibe zu 
rllcken. In Manila geht" um nichts Geringeres. als den Rahmen ab. 
luStec~en für eine radikale Umstrukturierung der internationalen 
Wirtschaft. um strukturelle und institutionelle Veränderungen des 
Systems der gegenwänigen ökonomischen Beziehungen, um Maß· 
nahmen ~ur schritt weisen überwindung der ungleichen und unterge­
ordneten Rolle der Dritten Welt in der kapi talistischen Weltwirt · 
schaft, schließlich um den Beitrag der UNCTAD als dem entschei· 
denden I nstrument im System der internationalen Organisationen ~ur 
Formulierung einer "Neuen Internationalen Ent"'ickhmgsstrategie" 
fur die 80er Jahre. Dies kann nur dann erreicht .... erden. " 'enn es zu 
konkreten Festlegungen Ober die Einschränkung und KontrDlle der 
Macht der internationalen Konzerne kommt. 

Von der Bundesregierung kann in dieser AuscinanderoClZung kein 
konstruktiver Bcitrag e""artet ..... erden, ~umindest kein frei...-illig er· 
brachter. Ihre .. VerhandlungsSlrategie" wurde auf der Kabinen:!.sit· 
~ung am 2S. April feslgelea!. Bundeskanzler Helmut Schmidt. der" 
nicht wahrhaben will, daß die BRO ~u den großten Ausbeutern der 
EntwicklungsUinder zahlt, hat dort alle Versuche seiner Kollegen O f­
fergeld (Bundesministerium für wiru~haftliche Zusammenarbeit). 
Genseher und Lambsdorff strikt abgebl()(:kt. in Manila eine definitive 
Zusicherung zu machen, die westdeuts~he staatliche Entwicklungshil­
fe bei einem Jahreswachstum von 2S "" zOgig auf 0.7 "', des BrullOSO­
zialproduks ~u sleigern. 

Hinter der Auseinandersetzung im Bonner Kabinett verbergen sich Je­
doch, betra~htel man die Angelegenheit \on einem etwas grundsat~l i­

eheren Standpunkt aus, bloße Scheingefechte. Während Schmidt an 
der defensiven Ab...-ehrposition gegen alle wesentl ichen Forderungen 
der NIWO festhllt, .... ·olkn andere - In einer "·eit.sichtigeren Strate­
gie der eßtwicklungspolitischen .. Vorwlrts~erteidigung" - im Ge­
gen~ug ~u einem erhO hten r.nan~iellen Res50urcentransfer - sozusa· 
gen als Tauschobjekt - von den Entwicklungsländern einhandeln, 
daß diese von ihren weiterreichenden Forderungen, die tendenziell 
antiimperialistischen Inhalt haben, wieder Abstand nehmen. 

Venlchlrorderungen fü r M a nIla 

Im Mittelpunkt beider PO$i tionen steht nicht die unvoreingenomme­
ne Unterstützung der EntwicklungsUinder bei ihren legitimen Anlie­
sen. sondern die Sicherung westdeutscher Kapi la linteressen und Eil­
pansionsziele. Deshillb verlangen beide Positionen von den Entwick· 
lungsländern vor allem den Ver~icht auf ihre prinzipielle Souveränitlt 
llber nationale, materielle und menschli~he Ressourcen, die in der 
UN-Chana der ökonomischen Re<:hte und POichten der Staaten be­
reits 1974 völkerre<:htlich fcs tgelegt worden ist. 
Auf der Vorbereitungstagung der Gruppe der 77 au f UNCTAO V in 
Arusha/ Tansania hat der Gastgeber J uHus Nyerere die Vertreter der 
Dritten Weh eindringlich vor der .... estHchen Taktik des "Teile und 
Herr5the" gewarnt. E.s glbe die Tendenz, daß sich in der Gruppe der 
77 UnterlfUPpen entwickeln (l.B. OPEC-Under, ärmste Under, 
SchwellenLInder us".). Dies sei geJ'llhrlich: "Untergruppen ent"'lk· 
kein un\ermeidlich ihre eigenen inneren Anpassungen und ihren elge· 
nen Sinn ror EinheII. die eher ~ne Einheit gegen die anderen Unter­
gruppen als eine Einheit gegen die bestehende Weltordnung werden 
kann." 
Auch die neokolonialc StrategIe der Bundesregierung kalkuliert mit 
diesem ~weifellos auch objektiv bedingten Differenzierungsprozeß in­
nerhalb der Drinen Welt, um die Solidarität einer kollekti"ell intcres­
sensicherung ~u untergraben. Das in Arusha verabschiedete Pro­
gramm zur Verstärkung der kollektiven EigenstJindigkeit der EllI ­
.... lcklungsländer , das auch in Manila auf der Tagesordnung steht, 
kann hingegen ein nOtzliches Instrument sein, solcher Spaltungstak­
tik ..... irksam entgegel1'Zuwirken. 


